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  KOHLEALARM/234: Klimakampf und Kohlefront - spekuliert und fehlinvestiert ... (BUND NRW)


  

  BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 3. Februar 2016


  Kohlekraftwerk Datteln 4: Uniper setzt Behörden unter Druck


  BUND kritisiert "dreistes Vorgehen" des Kohlekonzerns



  Düsseldorf, 03.02.2016 | Auf heftige Kritik des nordrhein-westfälischen Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) stößt das aktuelle Vorgehen der Uniper Kraftwerke GmbH zum umstrittenen Steinkohlekraftwerk Datteln 4. Nachdem Uniper bereits im Dezember 2015 bei der Bezirksregierung Münster einen Antrag auf sofortige Vollziehung der beantragten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung eingereicht hatte, legte das Unternehmen jetzt mit einem Antrag auf Anordnung des vorzeitigen Beginns nach. Damit soll der Weiterbau des Kraftwerks beginnen, obwohl noch keine Genehmigung vorliegt. Zuvor hatte der Konzern nach eigenen Angaben schon verbindliche Aufträge zum Weiterbau des Kraftwerks in Höhe von 150 Millionen Euro vergeben.


  Der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas Krämerkämper kritisierte das Vorgehen als "dreisten Akt". Damit wolle der Konzern offenbar Druck auf die Genehmigungsbehörde ausüben und weitere Fakten schaffen. "Wenn Uniper jetzt damit argumentiert, es seien bereits weitere Bauaufträge in Millionenhöhe vergeben worden und die Baumaßnahmen duldeten keinen Aufschub, so zeugt dies nur von einer beispiellosen unternehmerischen Arroganz und mangelndem Respekt vor den Genehmigungsbehörden", so Krämerkämper. Dem dürfe die Bezirksregierung Münster nicht folgen. "Andernfalls würden bereits aufgekommene Zweifel an der Objektivität der Genehmigungsbehörde bestätigt werden", sagte Krämerkämper.


  Auch der Uniper-Argumentation nach einem vermeintlich bestehenden öffentlichen Interesse an einer schnellen Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks Datteln 4 vermag der BUND nicht zu folgen. "Angesichts weiter steigender Kohlestromexporte in das Ausland ist das Kraftwerk heute überflüssiger denn je", sagte der BUND-Energieexperte Dirk Jansen. Im vergangenen Jahr habe Deutschland nach der aktuellen Exportbilanz etwa 10 Prozent mehr Strom produziert als hierzulande benötigt wurde. Während das Stromaustauschsaldo nach Berechnungen der Agora Energiewende im Jahr 2000 noch weitgehend ausgeglichen war, öffne sich die Schere zwischen Stromerzeugung und Stromverbrauch immer mehr. Für Jansen ist deshalb schon jetzt klar, dass eine Inbetriebnahme von Datteln 4 zu einem "energiewirtschaftlichen Fiasko" führen würde. "Deutschland braucht Datteln 4schlichtweg nicht." Dass die Deutsche Bahn offenbar überlege, den Stromabnahmevertrag mit Eon/Uniper zu kündigen, bestätige die aktuellen Entwicklungen.


  Angesichts der "schwachen Argumentation" der Kraftwerksplaner forderte der BUND die Bezirksregierung Münster auf, die aktuellen Uniper-Anträge abzulehnen. Bislang sei kein Genehmigungshindernis ausgeräumt worden, weshalb auch nicht die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zum Weiterbau und Betrieb des Kraftwerks erteilt werden dürften.


  Alle Datteln 4-Infos:

  www.bund-nrw.de/datteln


  *
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  GEFAHR/015: Brandsatz Fukushima - wissenschaftsverwertet ... (SB)


  

  Ein Leben unter dem Leichentuch


  Green Cross Schweiz warnt vor radioaktiven Hotspots auch außerhalb der Evakuierungszone rund um das havarierte japanische Akw Fukushima Daiichi


  
    [image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]


    Brandsatz Fukushima
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  Der dreifache GAU im japanischen Akw Fukushima Daiichi im März 2011 hat nicht nur gezeigt, daß die Spaltung des Atoms unkontrollierbar ist und verheerende Schäden an Mensch und Umwelt hinterläßt, sondern auch, daß die Atomenergie einen Vorwand für staatliche Repressionen liefert. So hat die japanische Regierung unter dem nationalistischen Premierminister Shinzo Abe von der Liberal Demokratischen Partei (LDP) ein Gesetz erlassen, durch das unter anderem Whistleblower aus der Atomindustrie und investigative Journalisten, die nicht das harmonische Bild von der Bewältigung der atomaren Krise verbreiten und dies durch belastbares Datenmaterial zu begründen wissen, wegen "Geheimnisverrats" bis zu zehn Jahre ins Gefängnis wandern können.


  Anstatt nun die Gelegenheit, daß mehrere Jahre lang alle Atomkraftwerke des Landes abgeschaltet waren, zu nutzen, um aus der Atomenergie auszusteigen, hat Japan vor kurzem dem inzwischen dritten Akw grünes Licht erteilt, so daß es wieder in Betrieb gehen kann. Man könnte sich die Frage stellen, aus welchem Grund die Regierung auf die Atomenergie verzichten soll. Die Antwort darauf ist einfach: Als Vertreterin des Volks hat sie die Aufgabe, die Bevölkerung vor physischem Schaden zu bewahren. Dieser Aufgabe kommt sie nicht nach. Statt dessen bewahrt sie die Atomwirtschaft vor ökonomischen Schäden. Sie verharmlost nach Strich und Faden seit Jahren das Ausmaß und die Schadenswirkung der radioaktiven Verstrahlung sowohl der Landfläche als auch des Pazifischen Ozeans.


  Es würde den Rahmen dieses Artikels sprengen, wollte man sämtliche administrativen Machenschaften der letzten fast fünf Jahre zur Verschleierung der Strahlengefahr aufzählen. Nur zwei Beispiele, die bis heute relevant sind. Erstens: Reihenuntersuchungen von Schulkindern in der Präfektur Fukushima haben eine signifikant höhere Rate an Knötchen in der Schilddrüse und Schilddrüsenkrebs ergeben als im Rest des Landes. Dennoch leugnet die Regierung den eindeutigen Zusammenhang zur radioaktiven Verstrahlung seit Beginn der Fukushima-Katastrophe vom 11. März 2011.


  Zweitens: Es ist hinlänglich bekannt, daß die offiziell aufgestellten Strahlenmeßgeräte regelmäßig niedrigere Werte anzeigen als die Meßgeräte von Privatpersonen an den gleichen Orten. Ob das immer noch daran liegt, daß bei den offiziellen Geräten die Sensoren durch bleihaltige Akkus rundum vor der Strahlung abgeschirmt werden, oder ob inzwischen auch andere massive Manipulationen vorgenommen werden, soll an dieser Stelle nicht näher erörtert werden ...


  Jedenfalls ergeben privat organisierte Radioaktivitätsmessungen regelmäßig höhere Strahlenwerte und entlarven damit die offizielle Politik als gemeingefährliche Verschleierung der Gesundheitsgefahren. So teilte die in der Schweiz ansässige Organisation Green Cross jetzt mit, daß auf ihre Veranlassung hin in der japanischen Präfektur Fukushima Radioaktivitätsmessungen vorgenommen wurden, bei denen auch außerhalb des Sperrgebiets rund um das Akw Fukushima Daiichi Hotspots mit bis zu 26 Millisievert erfaßt wurden. Die Ergebnisse der Untersuchung stellte der Kernphysiker Dr. Stephan Robinson, Bereichsleiter (Wasser, Abrüstung) von Green Cross Schweiz, am 30. Januar auf einer Informationsveranstaltung der Organisation vor. [1]


  Den höchsten Strahlungswert von 4,01 Mikrosievert pro Stunde registrierten die Experten in der evakuierten Stadt Tomioka, Präfektur Fukushima. Zur besseren Einordnung: Das entspricht einer Jahresdosis von 35 Millisievert respektive dem 35fachen des internationalen Grenzwerts für die allgemeine Bevölkerung.


  Die Organisation erwähnte es nicht eigens, aber die Einwohner Tomiokas wurden ausgerechnet nach Koriyama evakuiert, wo sie beinahe vom Regen in die Traufe gekommen sind. Denn auch diese Stadt, die in der Präfektur Fukushima liegt, ist noch heute hochgradig verstrahlt, wie die Daten von Green Cross zeigen. So berichtete Robinson, daß im Stadtpark von Koriyama bis zu 20 Millisievert pro Jahr und an einer Straße in der Stadt 3 Mikrosievert pro Stunde - das entspricht 26 Millisievert pro Jahr - gemessen wurden. "Die Analyse der Bodenproben zeigt zudem gerade bei Alpha- und Betastrahlern eine massive Überschreitung der Grenzwerte, was eine besonders grosse interne Strahlengefahr bedeutet, wenn diese durch Lebensmittel in den Körper gelangen", erklärte er Kernphysiker.


  Koriyama liegt in einem von zwei radioaktiven Kontaminationsgürteln, die vom Akw Fukushima 225 Kilometer nach Süden in Richtung Tokio sowie nach Südwesten reichen. "In der Stadt sind die Grenzwerte bei Radium-226, Thorium-232, Cäsium-137 und Strontium-90 um ein Vielfaches überschritten. Diese kontaminierten, strahlenden Hotspots sind unregelmässig wie Flecken auf einem Leopardenfell verteilt", schätzt Green Cross die aktuelle Lage in Koriyama ein. Und weiter: "Japan ist aufgefordert, den Evakuierungsbefehl auf die Kontaminationsgürtel zu erweitern. Auch eine Rückkehr in Gebiete ausserhalb der Sperrgebiete ist mit Risiken verbunden - lokale Erzeugnisse sind durch radioaktive Stoffe bedroht, die sehr langlebig und ungleichförmig in vielen Hotspots verteilt sind - und Landwirtschaftsprodukte sind kaum zu verkaufen und zu essen."


  Damit liefert die 1993 von Michail Gorbatschow initiierte Organisation ein vollkommen anderes Bild von der Lage innerhalb der verstrahlten Gebiete als die Regierung, die beschlossen hat, daß zuvor evakuierte Gebiete wieder besiedelt werden und Nahrungsmittel aus vermeintlich strahlungsfreien oder -armen Regionen verzehrt werden können. Letzteres wird geradezu mit einem Nationalethos befrachtet, so daß Eltern, die ihre Kinder vor dem möglicherweise radioaktiven Schulessen schützen wollen, indem sie ihnen eigenes Essen mitgeben, ebenso wie ihre Kinder sozial geächtet werden.


  Auch wenn Green Cross keine flächendeckenden Radioaktivitätsmessungen durchgeführt hat, sollte man von einer verantwortungsbewußten Regierung eigentlich erwarten, daß sie auf solch hohe Meßwerte reagiert und beispielsweise neue Evakuierungszonen ausruft und auf der anderen Seite die bereits evakuierten Menschen nicht mittels der Streichung der Zuwendungen zwingt, in verstrahlte Gebiete zurückzukehren.


  Es hat den Anschein, als sei es der Regierung fünf Jahre nach Beginn der Havarie des Akw Fukushima Daiichi gelungen, zwar nicht die Nuklearkatastrophe, wohl aber die Bevölkerung unter Kontrolle zu bekommen. Waren unter dem unmittelbaren Eindruck dreier Wasserstoffexplosionen und dem sich wochenlang anschließendem radioaktiven Fallout noch Hunderttausende auf die Straße gegangen, um gegen die Atomenergie zu protestieren, so ist inzwischen wieder Normalität eingekehrt. Aber es handelt sich nicht um die gleiche Normalität wie vor der Katastrophe, sondern um eine, über die sich ein Leichentuch gelegt hat, und diejenigen, die darunter leben, spüren das eigentlich sehr genau.


  

  Fußnoten:


  [1]http://www.greencross.ch/uploads/media/media_2016_01_30_kernenergie_green_cross_infoevent_de.pdf
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  LESUNG/3606: Münster - "Poetische Streifzüge" am 9. Februar 2016


  

  Lesung "Poetische Streifzüge" in der Stadtbücherei



  Münster (SMS) Unter dem Titel "Poetische Streifzüge" liest die ausgebildete Sprecherin Monika Steffens am 9. Februar in der Stadtbücherei am Alten Steinweg Städte- und Landschaftsbeschreibungen bekannter Romanautoren. Die Lesung in der Kulturetage (1. Obergeschoss) beginnt um 15.30 Uhr, der Eintritt ist frei.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 2. Februar 2016

  Stadt Münster

  Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

  Telefon: 0251 / 492 1300 - 02

  Fax: 0251 / 492 7712

  Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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  LESUNG/3605: Potsdam - Lesung mit Alan Mills, "Eine Subkultur der Träume", 6.2.2016


  

  Universität Potsdam


  Lesung mit Alan Mills: "Eine Subkultur der Träume"



  Alan Mills macht Tweet-Poesie: Dichtung in 140 Zeichen. "Eine Subkultur der Träume", sein jüngstes Werk, enthält eine kleine Auswahl seiner bisher verfassten 16.500 Tweets. Mills dreht den Großen der Weltgeschichte und -literatur die Worte um, ob Kafka oder Nietzsche, Dostojewski oder Marx. Und er kreiert Meta-Tweets: Gedanken, geistreich, klug und schnell zugleich. Nachdem der gebürtige Guatemalteke unter anderem in Frankreich, Spanien, Brasilien und Argentinien lebte, ist sein Lebensmittelpunkt seit 2012 in Berlin und Potsdam. Die spanisch-deutschsprachige Lesung im Rahmen des von Studierenden und Lehrenden organisierten "compARTE"-Festivals findet in Anwesenheit des Wortkünstlers statt.


  Zeit: Sa., 6.2.2016, 20.00 Uhr


  Ort: freiLand, Friedrich-Engels-Straße 22, 14473 Potsdam, Café, Haus 2


  Internet: http://compartefestival.tumblr.com


  *


  Quelle:

  Medieninformation 02-02-2016 / Nr. 016

  Universität Potsdam

  Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

  Am Neuen Palais 10, 14469 Potsdam

  Tel.: +49 331 977-1474, Fax: +49 331 977-1130

  E-Mail: presse@uni-potsdam.de

  Internet: www.uni-potsdam.de/presse
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  TREFF/757: Hannover - Mely Kiyak im Gespräch mit dem Publizisten und Juristen Michel Friedman, 13.3.


  

  SCHAUSPIEL HANNOVER

  SO 13.03.2016, 11:00 UHR, FOYER SCHAUSPIELHAUS


  WELTAUSSTELLUNG PRINZENSTRASSE XXXVIII

  WAS BLEIBT, WENN ALLES IN BEWEGUNG IST?


  Mely Kiyak im Gespräch mit dem Publizisten und Juristen Michel Friedman



  »ICH GLAUBE AN DIE LERNFÄHIGKEIT DES MENSCHEN: WIE HÄTTE ICH OHNE DIESEN GLAUBEN IN DIESEM LAND LEBEN KÖNNEN?«


  Wortgewaltig engagiert sich der ehemalige Leiter des Deutschen Zentralrats der Juden und Herausgeber der Jüdischen Allgemeine gegen Geschichtsrevisionisten und Rechtsintellektuelle in Deutschland, da sie unter einem bürgerlichen Deckmäntelchen und mit einer hohen gesellschaftlichen Akzeptanz eine durchschlagendere Wirkung hätten als rechtsextreme Parteien. In seiner Talkshow Studio Friedman auf N24 diskutiert er seit zehn Jahren wiederholt die Auswirkungen der Pegida, die Angst vor dem Islam und die Erschütterungen, die Europa durch den Terror erfährt. Michel Friedman gehört zu den engagiertesten und mutigsten Kommentatoren Deutschlands. Gemeinsam mit Mely Kiyak diskutiert er die Frage: Was bleibt, wenn alles in Bewegung ist?


  Mit freundlicher Unterstützung der Bundeszentrale für politische Bildung


  In Zusammenarbeit mit dem Literaturhaus Hannover und der tageszeitung


  *


  Quelle:

  Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2016

  Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

  Opernplatz 1, D-30159 Hannover

  Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

  Internet: www.staatstheater-hannover.de
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  MELDUNG/042: Staatsministerin Grütters - Buchpreisbindung auch digital! (BPA)


  

  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016


  Staatsministerin Grütters: Buchpreisbindung auch digital!



  Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Buchpreisbindungsgesetzes beschlossen. Durch den Gesetzentwurf wird die bisher für gedruckte Bücher geltende Buchpreisbindung ausdrücklich auf elektronische Bücher ausgedehnt. Dadurch werden Verlage künftig verpflichtet, auch für E-Books einen verbindlichen Ladenpreis festzulegen. Darüber hinaus gilt die Buchpreisbindung zukünftig auch für grenzüberschreitende Verkäufe an Letztabnehmer in Deutschland, unabhängig von Nationalität oder Niederlassungsort des jeweiligen Händlers.


  "Heute ist ein guter Tag für die Buchkultur in Deutschland", betonte Kulturstaatsministerin Monika Grütters. "Durch die Neuregelung stellen wir Rechtssicherheit her und machen die Preisbindung zukunftsfest für das digitale Zeitalter", so die Staatsministerin. "Dass der Entwurf ausgerechnet am Welttag des Buches veröffentlicht und am Todestag Johannes Gutenbergs vom Bundeskabinett verabschiedet wurde, ist ein Zeichen der Wertschätzung an die Buchbranche aber auch an die Leserinnen und Leser."


  Durch die Regelung wird eine zentrale kulturpolitische Forderung des Koalitionsvertrags umgesetzt.


  Die Staatsministerin weiter: "Die deutsche Literaturlandschaft bildet einen Grundpfeiler unserer Kulturnation. Dabei kommt der Buchpreisbindung eine entscheidende Rolle zu, indem sie die Mischkalkulation zwischen Bestsellern und belletristischer Vielfalt ermöglicht. Durch die Fortentwicklung der Buchpreisbindung leisten wir unseren Beitrag zur weiteren Stärkung der weltweit einzigartigen Titelvielfalt in Deutschland - jetzt auch im Bereich elektronischer Bücher. Denn für viele insbesondere jüngere Leser macht es heute praktisch kaum noch einen Unterschied, ob sie ein gedrucktes Buch in Händen halten oder ein elektronisches Lesegerät. Da E-Books zunehmend auch über Buchhandlungen vor Ort vertrieben werden, stärken wir so auch über den stationären Buchhandel unsere kulturelle Infrastruktur."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

  Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

  Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

  E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

  Internet: www.bundesregierung.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN

  



  MELDUNG/601: Berlin - Hungerstreik aufgrund der Lage in der Türkei (YXK e.V.)


  

  Verband der Studierenden aus Kurdistan - YXK e.V.

  Pressemitteilung vom 2. Februar 2016


  Berlin - Hungerstreik aufgrund der Lage in der Türkei



  Vertreter verschiedener kurdische Verbände haben aufgrund der aktuellen Lage in den kurdischen Regionen der Türkei einen Hungerstreik begonnen und protestieren bis Donnerstag vor dem Brandenburger Tor für die dringend notwendige Demokratisierung der Türkei.


  

  Solidarität mit dem kurdischen Freiheitskampf!


  Die kurdische Freiheitsbewegung hat seit 2013 einen ernsthaften Friedensdialog mit dem türkischen Staat begonnen. Direkte Gespräche zwischen Abdullah Öcalan und hohen türkischen Staatsvertreter_innen, einseitige Waffenstillstände der Guerilla, der Aufbau basisdemokratischer Selbstverwaltungsstrukturen in der Osttürkei und die parlamentarische Demokratieoffensive der HDP waren die wichtigsten Maßnahmen für eine Lösung der Demokratiedefizite der Türkei. Seit einem halben Jahr reagiert der türkische Staat darauf ganz offen mit Krieg. Seitdem wurden tausende politische Aktivist_innen verhaftet, die Pressefreiheit massiv eingeschränkt, über 50 Ausgangssperren in kurdischen Städten verhängt und ca. 300 Zivilist_innen von türkischen "Sicherheitskräften" ermordet.


  Die Politik des türkischen Staates und seiner AKP-Regierung bietet keine Lösungsperspektive, sondern ist das Hauptproblem. Dies darf auch die deutsche Bundesregierung nicht leugnen. Anstatt die türkische Regierung mit drei Milliarden für die gewaltvolle Abwehr Geflüchteter zu bezahlen, sollte die deutsche Bundesregierung die demokratischen Kräfte in der Türkei unterstützen. Tut sie dies nicht, macht sie sich mitschuldig an den Massakern in Nordkurdistan (Osttürkei) und der Zerstörung demokratischer Grundprinzipien in der gesamten Türkei.


  Die kurdische Freiheitsbewegung möchte keinen Krieg, sondern eine Demokratisierung der Türkei! Deshalb werden seit ca. zehn Jahren in den kurdischen Gebieten der Osttkürkei Selbstverwaltungsstrukturen aufgebaut. Die Bevölkerung schafft dadurch Alternativen zu den Institutionen des Staates. Ziel ist es, eine basisdemokratische, frauenbefreite und ökologische Gesellschaft aufzubauen. In allen Städten und Dörfern werden Räte aufgebaut, die durch verschiedenen Kommissionen alle Lebensbereiche gestalten: Wirtschaft, Bildung, Sicherheit und die Rechtsprechung sind nur einige Beispiele. Besonderer Wert wird auf den Kampf gegen patriarchale Strukturen gelegt: Frauen organisieren sich in allen Lebensbereichen autonom. Sie gründen Frauenkooperativen, eigene Bildungsakademien und Frauenverteidigungseinheiten. Für ökologische Themen ist die kurdische Bevölkerung besonders sensibilisiert. Bis zur Zerstörung von 4000 Dörfern durch die türkische Armee in den 90er Jahren lebte ein Großteil der Bevölkerung in Dörfern. Selbstversorgung, ökologische Landwirtschaft und solidarisches Wirtschaften waren Alltag. Daran soll durch die Rückkehr in die Dörfer angeknüpft werden. Zugleich wird aktiver Widerstand gegen die großen Staudammprojekte des türkischen Staates geleistet.


  Mit unserem Hungerstreik von Dienstag, den 02.02.16 (14 Uhr), bis Donnerstag, den 04.02.16 (17 Uhr), protestieren wir vor dem Brandenburger Tor für die dringend notwendige Demokratisierung der Türkei!


  Wir fordern alle freiheitlichen und radikaldemokratischen Kräfte auf, sich mit dem kurdischen Freiheitskampf solidarisch zu zeigen! Unterstützt uns vor Ort am Brandenburger Tor! Macht Soli-Aktionen in der Stadt! Seid kreativ und widerständig!


  Wir fordern:


  
    	Freiheit für Abdullah Öcalan!


    	Weg mit dem Verbot der PKK!


    	Schluss mit der Unterstützung der Bundesregierung für die Kriegspolitik des türkischen Staates!

  


  Unterzeichner_innen:

  - Nav-Dem Berlin (Demokratisches Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland)

  - Ciwanên PYD-Berlin (Jugendorganisation der Partei der Demokratischen Union in Berlin - PYD)

  - JXK Berlin (autonomer Frauenflügel des Verbands der Studierenden aus Kurdistan)

  - YXK Berlin (Verband der Studierenden aus Kurdistan)

  - Ciwanên Azad Berlin (Kurdische Jugend Berlin)


  *


  Quelle:

  Verband der Studierenden aus Kurdistan - YXK e.V.

  E-Mail: info@yxkonline.de

  Internet: www.yxkonline.de
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  MELDUNG/600: 83 Prozent der Bevölkerung sagen NEIN zum Waffenexport (pax christi)


  

  pax christi - Pressemitteilung vom 2. Februar 2016


  83 Prozent der Bevölkerung sagen NEIN zum Waffenexport


  "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" sieht Rückenwind für die Forderung nach Klarstellung des Waffenexportverbots im Grundgesetz



  Auf die Frage: "Einmal grundsätzlich betrachtet, sollte Deutschland Ihrer Meinung nach Waffen und andere Rüstungsgüter in andere Länder verkaufen oder nicht?" antworteten 83 Prozent der Befragten mit 'Nein'! Dies ist das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage von TNS Emnid vom 12. und 13. Januar 2016.


  Das ist ein Auftrag an die Bundesregierung wie er deutlicher nicht sein könnte. Die Forderung der Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" nach Verankerung des grundsätzlichen Verbots für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern liegt aktuell dem Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages zur Entscheidung vor. Jetzt ist ein klares politisches Signal möglich! Eine Ablehnung würde das NEIN der Gesellschaft zum Waffenexport ignorieren.


  Die bundesweite Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" begrüßt die überaus breite Zustimmung in der Bevölkerung quer durch die Wählerschaft der Parteien zu einem grundsätzlichen "Nein" zum Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern. Die ablehnende Haltung in der Bevölkerung ist gegenüber einer ähnlichen Umfrage von TNS Emnid aus dem Jahre 2011 sogar noch einmal um fünf Prozentpunkte gestiegen.


  Die Ablehnung gegenüber Rüstungsexporten ist in allen Parteien gestiegen. Bei der telefonischen Emnid-Umfrage, die im Auftrag der Bundestagsfraktion der Linkspartei erstellt wurde, sprachen sich 76 Prozent der CDU/CSU-Anhänger, 91 Prozent der Anhänger von SPD und Grünen sowie 92 Prozent der Links-Wähler und 88 Prozent der Nichtwähler/innen gegen den Rüstungsexport aus. Allein unter Anhängern der Rechtsaußenpartei AfD ist die Zustimmung zu Waffenausfuhren mit 44 Prozent hoch.


  Genehmigungen der Bundesregierung für umfassende Waffenexporte in Krisen- und Kriegsgebiete haben dramatische Folgen: Die Waffen werden in den Empfängerländern gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt, Millionen von Menschen müssen ihre Heimat verlassen. Wer Fluchtursachen bekämpfen will, muss die Grenzen für Waffen schließen und für Menschen öffnen. In Artikel 26.2 des Grundgesetzes muss deshalb klargestellt werden: Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter werden grundsätzlich nicht exportiert.


  "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" ist das größte zivilgesellschaftliche Bündnis gegen Rüstungsexport und besteht seit 2011.


  

  Diese Meldung und die Umfrageergebnisse dieser Frage der TNS Emnid finden Sie auch unter:

  www.aufschrei-waffenhandel.de und unter

  www.paxchristi.de


  Trägerorganisationen der Kampagne:

  Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden e.V. (AGDF) Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden e.V. (AGDF) · aktion hoffnung Rottenburg-Stuttgart e.V. · Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR · Brot für die Welt - Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung · Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) · Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) · Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges e. V. (IPPNW) Deutschland · NaturFreunde Deutschlands · Internationale katholische Friedensbewegung 'pax christi - Deutsche Sektion e.V.' · JuristInnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen (IALANA), Deutsche Sektion · Ohne Rüstung Leben (ORL) · Provinzleitung der Deutschen Franziskaner und Kommission Gerechtigkeit - Frieden - Bewahrung der Schöpfung · RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.) · terre des hommes - Hilfe für Kinder in Not · Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, Baden (WfG)


  Viele weitere Organisationen und Friedensinitiativen arbeiten im Aktionsbündnis der Kampagne mit.


  www.aufschrei-waffenhandel.de


  *


  Quelle:

  pax christi - Sekretariat der deutschen Sektion

  Christine Hoffmann, Generalsekretärin

  pax christi - Sekretariat der deutschen Sektion

  Hedwigskirchgasse 3, 10117 Berlin

  Telefon: 030 - 200 76 78 0, Fax 030- 200 76 78 19

  Internet: www.paxchristi.de, www.aufschrei-waffenhandel.de
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  ATTAC/1670: TTIP - Richterbund lehnt Investitionsgerichtshof ab


  

  Attac Deutschland - Pressemitteilung

  Frankfurt am Main, 3. Februar 2016


  TTIP: Deutscher Richterbund sieht "keine Rechtsgrundlage" für Sondergerichte


  Attac sieht Kritik an Plänen für Investitionsgerichthof bestätigt



  Der Deutsche Richterbund lehnt in einer aktuellen Stellungnahme den geplanten Investitionsgerichtshof in TTIP ab [1]. Er sieht dafür "weder eine Rechtsgrundlage noch eine Notwendigkeit". Das Vorhaben genüge "den internationalen Anforderungen an die Unabhängigkeit von Gerichten" nicht. Das Verständnis, die Gerichte der Mitgliedstaaten des geplanten Freihandelsabkommens zwischen der EU und den USA könnten ausländischen Investoren keinen effektiven Rechtsschutz gewähren, entbehre zudem sachlicher Feststellungen. "Damit schließt sich der Deutsche Richterbund der breiten zivilgesellschaftlichen Kritik an den aktualisierten Vorschlägen der EU-Kommission für Sonderklagerechte für Konzerne inhaltlich voll an. Die Pinselstriche der EU-Kommission können die grundlegende Fehlkonstruktion nicht übertünchen", sagte Roland Süß vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.


  

  Eigentumsschutz für Investoren ginge weit über nationale Verfassungen und Europarecht hinaus


  Doch nicht nur die Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter wäre mit dem Investitionsgerichtshof nicht gegeben. Auch Gesetze im Interesse der Allgemeinheit blieben in Gefahr, kritisiert Attac. Denn die Bestimmungen, nach denen geurteilt würde, blieben die gleichen wie im bisher für TTIP geplanten Investorenschutz (ISDS). Die vorgesehene "faire und gerechte Behandlung" und die weite Definition von "Enteignung? und "Investition" würden ausländischen Investoren weiterhin Eigentumsrechte einräumen, die weit über das hinausgehen, was in nationalen Verfassungen oder im Europarecht vorgesehen ist. "Derart weitreichende Entschädigungsmöglichkeiten für entgangene Gewinne oder Gewinnerwartungen bietet nur der Investitionsschutz", sagte Roland Süß.


  Entgegen der Beteuerungen von EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström Beteuerungen kann laut Attac auch das staatliche "right to regulate" mit den Reformen nicht garantiert werden. Denn entsprechende vage Vertragsartikel spielen bei konkreten Urteilen kaum keine Rolle. Schiedsrichterinnen und -richter können sich stets darauf berufen, dass ihre Urteile technisch gesehen "nur" Strafzahlungen, aber keine Änderung der Gesetze verlangen. Doch abgewendete Schadenersatzansprüche haben in der Praxis oftmals abgeschwächte Gesetze zur Voraussetzung. Zudem schrecken schon Klagen (oder nur ihre Androhung) Regierungen davon ab, Gesetze im Allgemeininteresse zu beschließen, warnt Attac.


  

  Anmerkung:


  [1]www.drb.de/cms/index.php?id=952


  Der Deutsche Richterbund ist der mit Abstand größte Berufsverband der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Deutschland.


  

  Weitere Informationen:


  Attac-Kampagne "TTIP und CETA in die Tonne":

  www.attac.de/ttip#


  Attac-Pressemitteilung zum geplanten Investitionsgerichthof, 13.11.2015:

  http://t1p.de/ct8l

  Originallink:

  www.attac.de/presse/detailansicht/news/isds-reform-pinselstriche-koennen-fehlkonstruktion-nicht-uebertuenchen/?cHash=3dd10ce03445e070ea00841486374059


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Attac Deutschland, Pressestelle

  Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

  Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

  E-Mail: presse@attac.de

  Internet: www.attac.de
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  LESUNG/5197: Frankfurt - Schreibzimmer 2015, Abschlusslesung, 23.02.2016


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  Di 23.02., 19.30 h

  Schreibzimmer 2015: Abschlusslesung

  Moderation: Tamara Bach und Björn Kuhligk



  Knapp 60 junge Menschen von Neuss bis Dresden und von Herbrechtingen-Bissingen bis Oldenburg haben sich im Sommer für das Schreibzimmer 2015, die bereits 10. Schreibwerkstatt am Literaturhaus Frankfurt, beworben. Keine leichte Aufgabe für die beiden Autoren und neuen Leiter des Schreibzimmers, Tamara Bach und Björn Kuhligk, hier eine Auswahl zu treffen. Im Herbst 2015 trafen sich dann die 22 ausgewählten Nachwuchsschriftsteller im Literaturhaus zur Lyrik- und Prosa-Schreibwerkstatt. Nun kommen alle zum Abschluss für eine gemeinsame Lesung zusammen und gewähren dem Publikum einen Einblick in das Schreibzimmer. Die Werkstattleiter stellen ihre Teilnehmer vor und der Rotary Club Frankfurt am Main - Städel, der das Schreibzimmer von Anfang an unterstützt, lädt anschließend zu einem Umtrunk ein.


  Prosa-Schreibzimmer 2015: Arian Abdollahie, Medea Brand, Sarah Fengler, Lisa Harres, Gwendolin Koch, Julia Platonow, Antonia Ruhl, Paula-Marie Schillo, Leonie Schwenda, Lino Szekely, Annika Vesper, Nele Wiedemann


  Lyrik-Schreibzimmer 2015: Franz Geilich, Friederike Harting, Luisa Heinzmann, Felicitas Hubert, Leonie Klendauer, Pia Kostinek, Anna Martens, Louisa Reschenberg, Rico Schmitt, Leon Steurer


  Das Schreibzimmer 2015 wird ermöglicht durch die Cronstett- und Hynspergische evangelische Stiftung, die Ernst Max von Grunelius- Stiftung sowie die Rotary Clubs Frankfurt am Main - Städel und Alte Oper.


  Der Eintritt ist frei.


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

  Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

  Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

  E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

  Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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  TREFF/732: Hannover - Fragen Sie mehr über Brecht. Hanns Eisler im Gespräch mit Hans Bunge, 21.3.


  

  SCHAUSPIEL HANNOVER

  GASTSPIEL 21.03.16, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, 22,50 EUR


  FRAGEN SIE MEHR ÜBER BRECHT - HANNS EISLER IM GESPRÄCH MIT HANS BUNGE


  SZENISCHE LESUNG MIT BURGHART KLAUSSNER UND TILO WERNER.

  AM FLÜGEL: MATTHIAS STÖTZEL



  Burghart Klaußner kaufte sich in Ost-Berlin eine Schallplatte mit den bemerkenswerten Gesprächen, die Hans Bunge (Leiter des Brecht-Archivs), mit dem Komponisten Hanns Eisler führte. Für den Schauspieler gehören diese Gespräche zum »Großartigsten, was im 20. Jahrhundert über Kunst gesagt worden ist«. Eisler war Komponist der DDR-Nationalhymne, Arbeiterchorleiter, Schönberg-Schüler, Weggefährte Brechts. Er lebte in Wien, New York, Los Angeles und Ost-Berlin. Sein Weg führte ihn aus Wien ins Berlin der 20er Jahre, mit Brecht ins dänische Exil, 1938 bis zur Ausweisung 1948 in die USA; dann der Neuanfang in der DDR, zu der er ein ambivalentes Verhältnis behalten sollte. Der gebürtige Berliner Burghart Klaußner ist nicht nur ein herausragender Schauspieler, sondern auch mit großem musikalischen Talent ausgestattet. Für sein Theater- und Filmschaffen wurde er mit wichtigen Preisen ausgezeichnet: So u.a. 2010 mit dem Deutschen Filmpreis für Michael Hanekes Das weiße Band. 2015 spielte er ebenfalls im Kino den widerständigen Staatsanwalt Fritz Bauer in Lars Kraumes Der Staat gegen Fritz Bauer, wofür er 2016 den Bayerischen Filmpreis bekam, ebenfalls als Bester Darsteller.


  Eine Veranstaltung des Teams Kultur im Rahmen der Hörregion Hannover: HÖRWERKE. Literatur musikalisch. N° 2


  *


  Quelle:

  Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2016

  Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

  Opernplatz 1, D-30159 Hannover

  Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

  Internet: www.staatstheater-hannover.de
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  TREFF/731: Frankfurt - Carte Blanche VI mit Dietmar Dath, 25.02.2016


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  Do 25.02., 19.30 h

  Carte Blanche VI mit Dietmar Dath



  "Carte Blanche", die Konzertreihe, die die Frankfurter Gesellschaft für Neue Musik gemeinsam mit den Literaturhäusern der Region entwickelt hat, widmet sich an ihrem sechsten und letzten Abend dem Schreiben und Denken Dietmar Daths. Dath ist als ehemaliger Chefredakteur der Zeitschrift Spex und Feuilletonist der F.A.Z. auch und vor allem ein Spezialist für Gegenwartsmusik, die in seinen Romanen immer wieder eine wichtige Rolle spielt. In seinen jüngsten Werken wie "Feldeváye - Roman der Letzten Künste" (Suhrkamp), stehen Musik, Kunst und Literatur mehr denn je im Mittelpunkt gesellschaftlicher und politischer Prozesse. Von ihrer weltformenden Funktion in Gegenwart und Zukunft erzählt Dietmar Dath im Gespräch sowie in kurzen Lesungen seiner Texte. Musiker der FGNM werden während der Veranstaltung von Dath ausgewählte Kompositionen spielen, die veranschaulichen, was für ihn Melodien mit Kommunismus zu tun haben, und warum "alle Musik zu lang ist".


  Eine Veranstaltung der Frankfurter Gesellschaft für Neue Musik in Kooperation mit dem Literaturhaus Frankfurt. Ermöglicht durch den Kulturfonds Frankfurt RheinMain


  Eintritt: 9 / 6 Euro


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

  Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main
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  TREFF/730: Frankfurt - Autorengespräch, Guse & Röggla. Die Welt, in der wir schreiben, 15.02.16


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  Mo 15.02.,19.30 h

  Juan S. Guse & Kathrin Röggla

  Die Welt, in der wir schreiben

  Ein Autorengespräch



  Wird die Welt täglich komplizierter? Die durch Menschen verursachten Realitäten bleiben in jedem Fall schwerer denn je vorhersehbar, nehmen gewaltige Ausmaße an. Das kann nicht nur ratlos machen, sondern stellt neue Anforderungen an den Einzelnen. Und genau an diesem Punkt setzt die Kunst an und richtet von dort aus ihre Fragen an die Wirklichkeiten. Mit Juan S. Guse und Kathrin Röggla sind heute zwei Autoren eingeladen, in einem öffentlichen Vieraugengespräch über ihre Arbeit, ihre Aufgabe und ihre Ansprüche zu diskutieren. Beide haben sich einem sehr bewussten Umgang mit der gesellschaftlichen Realität verschrieben: Röggla, Dramatikerin, Essayistin und Schriftstellerin, will Utopien schaffen und Möglichkeitsräume eröffnen, die in die Wirklichkeit hinein wirken. Guse, Soziologe und Literaturwissenschaftler, Autor und Kritiker, hat seine Karriere im Schreibzimmer am Literaturhaus Frankfurt begonnen und nun mit "Lärm und Wälder" (S. Fischer) einen verstörenden Debütroman vorgelegt, in dem er die Verbindungslinien der alltäglichen Paranoia nachzeichnet.


  Eintritt: 7 / 4 Euro


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

  Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

  Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20
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  VORTRAG/743: Frankfurt - Marcel Beyer, Frankfurter Poetikdozentur, Abschlusslesung, 10.02.16


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  Mi 10.02., 19.30 h

  Marcel Beyer

  Frankfurter Poetikdozentur: Abschlusslesung

  Moderation: Susanne Komfort-Hein

  (Institut für Deutsche Literatur und ihre Didaktik)



  Nach dem Oxforder Vorbild richtete die Goethe-Universität Frankfurt 1959die Stiftungsgastdozentur für Poetik ein. Von einem Seminar begleitet bietet sich Studierenden die Möglichkeit, literarische Werke und Werkfragen nicht lediglich aus akademischer Perspektive, sondern auch aus Sicht und aus dem Munde eines reflektierenden Schriftstellers zu verstehen, wie die Poetikvorlesungen auch einer größeren Öffentlichkeit die Chance bieten, an literaturtheoretischen Prozessen und Fragestellungen teilzuhaben. Die erste Dozentin war Ingeborg Bachmann. Es folgten Enzensberger, Bichsel, Schleef. Unter dem Titel "Das blinde (blindgeweinte) Jahrhundert" spricht Marcel Beyer in diesem Semester seit dem 12.01. Woche für Woche über das Rührungspotential von Politikern, einen Staatsbesuch an Rilkes Grab, den Tränenkatalog des Ignatius von Loyola und Heintje - und darüber, was Literatur mit ihnen anfangen kann. Zum heutigen Abschluss seiner Frankfurter Poetikdozentur liest der Autor von Romanen, Essays, Übersetzungen, Libretti und Gedichten, alte, neue und brandneue Texte.


  In Kooperation mit der Goethe-Universität Frankfurt


  Eintritt: 7 / 4 Euro


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler
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  E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

  Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / DIENSTE / WETTER

  



  AUSSICHTEN/7445: Und morgen, den 4. Februar 2016 (SB)


  

  +++ Vorhersage für den 04.02. bis zum 05.02.2016 +++



  
    
      [image: Jean-Luc 7445 Wetterfrosch - © 2016 by Schattenblick]


      


      
        Unterm Himmel mischen sich

        Sonne, Wolken, Graupelschauer,

        dabei pustet 's fürchterlich

        und stört Jean, den Nägelkauer.
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  GRENZEN/090: Januar 2016 - Täglich acht tote Flüchtlinge in der Ägäis (Pro Asyl)


  

  Pro Asyl - 3. Februar 2016


  Januar 2016: Täglich acht tote Flüchtlinge in der Ägäis



  Rund 300 Menschen haben im Januar an den europäischen Außengrenzen ihr Leben verloren - die meisten bei Bootskatastrophen in der Ägäis. Der Zynismus ist kaum zu übertreffen: Während die Todeszahlen täglich steigen, drängen die europäischen Staats- und Regierungschefs Griechenland und die Türkei zu verstärkter Abwehr.


  

  Rund 58.600 Schutzsuchende erreichten UNHCR zufolge im Januar die griechischen Küsten. Mehr als die Hälfte von ihnen sind mittlerweile Frauen und Kinder - PRO ASYL hatte bereits im Dezember davor gewarnt, dass dies eine Folge der Einschränkung des Familiennachzugs sein wird. Unvermindert kommt es bei der gefährlichen Flucht über das Mittelmeer zu Todesfällen:


  Chronik des Todes: Bootsunglücke im Januar


  2.Januar 2016: Ein Flüchtlingsboot rammt kurz vor der griechischen Insel Agathonisi einen Felsen und kentert. 39 Schutzsuchende werden von der griechischen Küstenwache gerettet, ein zwei Jahre alter Junge aus Syrien ertrinkt.


  5.Januar 2016: Zwei Schlauchboote kentern bei der Überfahrt auf die Insel Lesvos. Medienberichten zufolge sterben mindestens 31 Menschen - die Leichen werden an die türkische Küste angeschwemmt.


  22.Januar 2016: 45 Flüchtlinge sterben kurz vor der Insel Kalimnos - darunter mindestens 17 Kinder.


  27.Januar 2016: Mindestens 25 Menschen sterben bei einer Bootskatastrophe, die sich kurz vor der Insel Samos ereignet. Unter den Toten sind zehn Kinder. Zehn Schutzsuchende werden gerettet.


  30.Januar 2016: Bei dem Versuch, die griechische Insel Lesbos von der türkischen Provinz Çanakkale aus zu erreichen, kentert ein Boot. Mindestens 39Menschen kommen ums Leben, darunter fünf Kinder. Die Flüchtlinge stammen unter anderem aus Syrien, Afghanistan und Myanmar.


  Diese und weitere dramatische Katastrophen ereigneten sich zu Beginn des Jahres. Noch nie gab es im Januar so viele Todesfälle wie in diesem Jahr. Mindestens 244 Menschen verloren IOM zufolge allein vom 1. bis zum 28. Januar 2016 ihr Leben bei dem Versuch, Europa zu erreichen - 218 von ihnen in der Ägäis. Im Klartext heißt das: Jeden Tag sterben durchschnittlich acht Menschen, die auf der Suche nach Schutz in Europa sind, auf der gefährlichen Überfahrt.


  Reaktion Europas: Grenzabschottung statt Seenotrettung


  Die Todeszahlen bleiben in den Äußerungen der politischen Verantwortlichen in Europa unerwähnt. Hier interessiert vor allem eins: Wie kann durch effektivere Abwehr die Ankunft von weiteren Schutzsuchenden auf den griechischen Inseln verhindert werden? Nach wie vor landen täglich rund 2.000 Flüchtlinge an. Dabei stehen sowohl Griechenland, als auch die Türkei in der Kritik.


  Während der griechischen Regierung in einem Bericht massive Mängel bei der Grenzsicherung attestiert werden, erziele auch die Türkei bei der Bekämpfung der Schleuserkriminalität und des Grenzschutzes "nur begrenzte Fortschritte", heißt es in einem EU-Bericht für den Bundestag über die bisherige Umsetzung des im November beschlossenen EU-Türkei-Abkommens.


  Das "Versagen" der griechischen und türkischen Grenzbeamten wird in Brüssel als Skandal gesehen - nicht jedoch die täglichen Todesmeldungen ertrunkener Flüchtlinge in der Ägäis.


  Schikane gegen private Lebensretter


  Doch damit nicht genug. Auch den nicht-staatlichen Rettungsorganisationen, die in der Ägäis im Einsatz sind, wird die Arbeit immer weiter erschwert: Künftig dürften zivilgesellschaftliche Organisationen nicht mehr in den Gewässern vor den griechischen Küsten "patrouillieren", heißt es in einer schriftlichen Anweisung der griechischen Küstenwache vom Januar. Die Begründung: Der Einsatz der HelferInnen könne Schutzsuchende ermutigen, die Überfahrt zu wagen - altbekannte Abwehrargumente auf Kosten von Menschenleben.


  Die Seenotrettungsorganisationen dürfen künftig nur dann noch Rettungseinsätze vornehmen, wenn sie von den Behörden angefragt werden. Dies betrifft auch die Organisation Sea-Watch, die seit November nahe der Insel Lesbos im Einsatz ist. Am 13. Januar wurde zudem eine Funkstation, die an der nördlichen Küste der Insel Lesbos von den Organisationen Ärzte ohne Grenzen und Greenpeace unterhalten wurde, von der Polizei geschlossen. Funkstationen sind für die Rettungseinsätze von großer Bedeutung. Hier werden Flüchtlingsboote so früh wie möglich geortet, der Handlungsbedarf eingeschätzt und die Einsätze der Rettungsteams koordiniert.


  In zwei Fällen wurde gar wegen "Schlepperei" strafrechtlich gegen Rettungsschwimmer vorgegangen. Die Kriminalisierungsversuche richteten sich unter anderem gegen Salam Aldeen, einen weiteren Kollegen aus dem dänischen "Team Humanity" und drei spanische Rettungsschwimmer. Sie wurden 48 Stunden in Gewahrsam genommen, ihr Boot wurde beschlagnahmt. Auf Kaution wurde Salam Aldeen freigelassen, nun soll er wegen Schlepperei angeklagt werden.


  Neue Dimension der menschlichen Tragödie


  Was sich zu Beginn des Jahres 2016 in der Ägäis abspielt, ist eine neue Dimension des menschlichen Dramas an Europas Grenzen. Unter dem europäischen Druck auf die Behörden in Griechenland und der Türkei, die Grenzabschottung zu verstärken, wird die Todesrate weiter steigen.


  Die Berichterstattung hat das Ausmaß des Sterbens an Europas Grenzen selten so deutlich gemacht. Europa muss sich seiner Verantwortung bewusst werden und endlich gemäß seiner humanitären Werte handeln: Stoppt das Sterben - öffnet gefahrenfreie Wege!


  

  Weiterere Informationen:


  Europas Abschottungspolitik zwingt Frauen & Kinder auf die Boote (23.12.15)

  http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/europas_abschottungspolitik_zwingt_frauen_kinder_auf_die_boote/


  Aussetzung des Familiennachzugs wird Frauen und Kinder in den Tod schicken (09.11.15)

  http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/aussetzung_des_familiennachzugs_wird_frauen_und_kinder_in_den_tod_schicken/


  

  URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

  http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/januar_2016_taeglich_acht_tote_fluechtlinge_in_der_aegaeis/


  *


  Quelle:

  Pro Asyl, 3. Februar 2016

  Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

  Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

  E-Mail: proasyl@proasyl.de

  Internet: www.proasyl.de

  mit freundlicher Genehmigung von Pro Asyl
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  TREFF/416: Hamburg - Philosophisches Café mit Carolin Emcke, Thema "Flüchtlingsgespräche", 23.02.16


  

  Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2016


  Dienstag, 23.2.2016, 19.00 Uhr

  PHILOSOPHISCHES CAFÉ: CAROLIN EMCKE

  Thema: Wurzeln und Flügel - Flüchtlingsgespräche

  Gast: Carolin Emcke

  Gastgeber: Reinhard Kahl



  Die Flüchtlinge bewegen die Gesellschaft. Sie kommt über die Neuankömmlinge mit sich selbst ins Gespräch. Aber auch ins Schreien, Brüllen, zu Aufwallungen von Hass und zu Ausbrüchen von Gewalt. Überwiegend erleben wir allerdings einen Lernprozess. Sogar eine kulturelle Evolution? Welche Chance: eine Kultur, die Mischungen als Vorteil begreift, weil sie die Einzigartigkeit der Individuen und das gegenseitige Versprechen von Zugehörigkeit als sich bedingend begreift, alltäglich erfährt und überwiegend genießt. Verschiedenheit ist gar nicht anders zu denken denn als etwas »Unreines«. Zugehörigkeit kann nur aus der Bereitschaft zu Mischungen gelingen. »Was es braucht, ist ein Plädoyer für den Singular, für das abweichende Individuelle, das einzigartige, zarte Subjektive, nicht zuletzt, weil es das ist, was dem terroristischen Wahn am meisten widerspricht.« Dieser Wahn nämlich setzt auf unbedingte Identität, auf Reinheit. Aus Reinheitsgeboten folgen Säuberungen. Dagegen der nie abgeschlossene Lernprozess, wenn sich Menschen als unheilbar ambivalent erfahren und diese Quelle nicht zuschütten. Goethe hatte aus dem Persischen die Weisheit, dass Menschen Wurzeln und Flügel brauchen. Beides. Das "Und" wäre das wichtigste Wort in diesem Satz.


  Carolin Emcke ist Autorin, journalistisch "und" philosophisch. Bücher: u. a. »Von den Kriegen«, »Stumme Gewalt - Nachdenken über die RAF«. Sonnabends schreibt sie eine Kolumne in der »Süddeutschen Zeitung«.


  Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung »Forum Humanum« | Kulturpartner NDR Kultur


  Eintritt: EUR 10,-/6,-


  *


  Quelle:

  Literaturhaus-Newsletter Hamburg

  Literaturhaus Hamburg e.V.

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Dr. Antje Flemming

  Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

  Tel.: 040/22 70 20 0, Fax: 040/220 66 12

  E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

  Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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  KONZERT/258: Berlin - "Tierischer Tag", Kulturradio-Kinderkonzert am 21.2.2016


  

  63. Kulturradio-Kinderkonzert: Tierischer Tag


  Veranstaltung: So 21.02.16 12:00, Großer Sendesaal im Haus des Rundfunks, Masurenallee 8 - 14, 14057 Berlin



  Das Kulturradio-Kinderkonzert am Sonntag, 21. Februar 2016, um 12.00 Uhr steht unter dem Motto "Tierischer Tag". Die Besucherinnen und Besucher erwartet ein fabelhaftes Konzert. Denn die Musik des französischen Komponisten Francis Poulenc erzählt lauter Fabeln, also Geschichten, in denen Tiere reden, fühlen und denken können wie Menschen. "Les Animaux Modèles" (Tiermodelle) heißt das Stück. Poulenc hat es in den 1940er Jahren als Ballett komponiert.


  Hahnenkampf im Großen Sendesaal


  In "Les Animaux Modèles" geht zum Beispiel um zwei (Streit-)Hähne. Jeder will der Schönste sein, der Stärkste, der Größte. Wer beim Hahnenkampf gewinnt, genießt die Bewunderung aller Hennen. Der Unterlegene ist eifersüchtig. Ob es zu einem neuen Kampf kommt? Und welche Rolle spielt ein anderer Vogel in dieser Fabel - der Geier? Das erzählt das Deutsche Symphonie-Orchester in der Musik von Francis Poulenc.


  Yoel Gamzou dirigiert


  Der israelisch-amerikanische Dirigent Yoel Gamzou leitet das Konzert. Der 28-Jährige hatte schon im Alter von zwölf Jahren beschlossen, Dirigent zu werden. Nach dem Abitur (mit 14) lernte er das Dirigentenhandwerk in New York, Italien und Frankreich und gründete schließlich sein eigenes Orchester.


  Christian Schruff vom Kulturradio moderiert das Kinderkonzert.


  Veranstaltungsablauf und Tickets


  10.30 Uhr "open house" - Instrumente kennenlernen und spielen 12.00 Uhr Konzertbeginn (geeignet für Kinder ab 6 Jahren)


  Karten zum Preis von 4,00 Euro (Kinder) bzw. 10,00 Euro (Erwachsene) sind erhältlich über www.rbb-ticketshop, im rbb-Shop am Kaiserdamm 80/81, über die Tickethotline unter der Telefonnummer 030 / 97 99 3 - 84999 sowie bei allen Vorverkaufskassen mit CTS-System und an der Tageskasse.


  *


  Quelle:

  Rundfunk Berlin-Brandenburg rbb

  Presse & information - Veranstaltungstipp

  Masurenallee 8 - 14, 14057 Berlin

  Tel. (030) 97 99 3-0

  E-Mail: presse@rbb-online.de

  Internet: www.rbb-online.de
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  LESUNG/1405: Braunschweig - Polnisch-deutsches Bilderbuchkino am 9. Februar 2016


  

  Stadt Braunschweig


  Polnisch-deutsches Bilderbuchkino in der Stadtbibliothek Heidberg



  Braunshweig. In der ursprünglichen Pressemitteilung wurde ein falsches Veranstaltungs-Datum angegeben. Richtig muss es lauten: Dienstag, 9. Februar 2016


  Das Bilderbuch "Das Allerwichtigste. Najwazniejsza rzecz" von Christian Antonella Abbatiello als Bilderbuchkino auf Polnisch und Deutsch wird in der Stadtbibliothek, Zweigstelle Heidberg, Weimarstr. 4, am Dienstag, 9. Februar, um 16 Uhr, gezeigt. Es eignet sich für Kinder von drei bis sechs Jahren. Im Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist frei.


  In der Tiergeschichte geht es darum, was wichtiger ist: der lange Hals der Giraffe, die Stacheln des Igels. Oder grün wie der Frosch zu sein und nicht groß wie der Elefant. Die Geschichte zeigt, dass jeder seine Stärken hat und nicht alle gleich sein müssen.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 2. Februar 2016

  Stadt Braunschweig, Pressestelle

  Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

  Telefon: (0531) 470 - 37 73, Fax: (0531) 470 - 29 94

  E-Mail: pressestelle@braunschweig.de

  Internet: www.braunschweig.de
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  LESUNG/1404: Frankfurt - Kinderbuch-Sonntag mit Sebastian Meschenmoser, ab 4, 28.02.2016


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  So 28.02., 15.00 h

  Kinderbuch-Sonntag mit Sebastian Meschenmoser

  Gordon und Tapir

  Bilderbuchkino ab 4 Jahren



  In der Wohngemeinschaft von Gordon und Tapir hängt der Haussegen gewaltig schief. Tapir benutzt das Klopapier für seinen immer dichter werdenden Zimmerdschungel und Gordon, ein höchst ordentlicher Pinguin, leidet nicht nur deshalb unter dem wachsenden Chaos. Doch er ist selbst kein perfekter Mitbewohner, stellt Tapir fest, der mal wieder mit dem Abwasch dran ist. Es hilft alles nichts: Gordon zieht aus. Und nur so bekommen die Zwei die Chance, richtig gute Freunde zu bleiben. Sebastian Meschenmoser, Künstler, Grafiker und gebürtiger Frankfurter, hat vor allem mit seinen "Herr Eichhorn"-Büchern gezeigt, dass er zuverlässig wundervolle Kinderbücher mit Witz, Botschaft und künstlerischem Ausdruck liefert. Mit "Gordon und Tapir" (Esslinger Verlag) war er für den Deutschen Jugendliteraturpreis 2015 nominiert und lässt hoffen, dass es von den beiden bald noch mehr vorzulesen gibt. Beim Kinderbuch-Sonntag können Klein und Groß in aller Ruhe erleben, wie Sebastian Meschenmoser liest und zeichnet, sich in seine Bilder träumen und mit seinen Helden freuen.


  Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Cronstett- und Hynspergischen evangelischen Stiftung.


  Eintritt: 4 Euro


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

  Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

  Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

  E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

  Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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  GLEICHHEIT/5809: Japan führt Negativzinsen ein


  

  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Japan führt Negativzinsen ein


  Von Nick Beams

  3.Februar 2016



  Am Freitag senkte die japanische Zentralbank ihren Basiszinssatz auf Minus 0,1 Prozent. Die Entscheidung war eine Art Schockreaktion auf die andauernde Deflation, die schwächelnde Binnenwirtschaft und die Angst vor den Folgen des andauernden Abschwungs in China. Die Bank von Japan erklärte in ihrer Stellungnahme, sie werde den Zinssatz "noch weiter ins Negative verringern, wenn es notwendig ist."


  Die Entscheidung kam überraschend, da der Gouverneur der Bank von Japan, Haruhiko Kuroda, dem Parlament nur acht Tage zuvor erklärt hatte, die Bank erwäge "nicht ernsthaft", die Zinsen ins Negative zu senken.


  Der Schritt hatte unmittelbare internationale Auswirkungen. Der amerikanische Dow Jones stieg um fast 400 Punkte. Spekulanten kamen zu dem Schluss, dass Japans Entscheidung und die schwache Wirtschaftsleistung der USA, die im vierten Quartal fast stagnierte, die amerikanische Federal Reserve veranlassen werde, die Zinsen im März nicht zu erhöhen. Nachdem die Fed im Dezember ihren Basiszinssatz um 25 Prozentpunkte erhöht hatte, wird nun spekuliert, dass es dieses Jahr keine weiteren Zinserhöhungen geben wird.


  Nach der Entscheidung der japanischen Zentralbank und den Zinssenkungen in Europa wird ein Viertel des weltweiten Bruttoinlandsprodukts von Ländern erwirtschaftet, in denen die Leitzinsen im negativen Bereich sind, und diese Zahl könnte sich noch weiter erhöhen. Eine solche Situation hat es in der Geschichte des Weltkapitalismus noch nie gegeben. Sie macht den Niedergang der Weltwirtschaft deutlich, der mit der Finanzkrise von 2008 begann.


  Dass die Entscheidung der japanischen Zentralbank nur mit einer Mehrheit von fünf zu vier Stimmen des Aufsichtsrates bewilligt wurde, zeigt, dass innerhalb des Finanzestablishments des Landes bedeutende Meinungsverschiedenheiten bestehen. Die Befürworter der Entscheidung behaupten, sie sei notwendig, um die Deflation in Einklang mit der als Abenomics bezeichneten Wirtschaftspolitik zu bekämpfen. Gegner fordern eine konventionelle Wirtschaftspolitik, um die japanischen Staatsschulden zu senken, die zu den höchsten der Welt gehören.


  Unter den neuen Regeln wird den Banken für alle Einzahlungen, die sie bei der Zentralbank hinterlegen, 0,1 Prozent Zinsen berechnet, auf die bestehenden Guthaben werden sie weiterhin 0,1 Prozent Zinsen erhalten.


  Die offizielle Erklärung für die Entscheidung lautet, große Konzerne sollten zu Investitionen ermuntert werden, anstatt die riesigen Geldbeträge zu horten. Die Investitionen stagnieren aufgrund der Angst vor Deflation.


  Kuroda erklärte: "Ich hoffe, wir können durch eine Kombination aus Minuszinsen und quantitativer Lockerung Unternehmen und Investoren von ihrer deflationären Haltung abbringen."


  Doch genau wie überall anders auf der Welt werden die Zinssenkung und die Fortführung des Programms, in dessen Rahmen die Bank von Japan Wertpapiere im Wert von 80 Billionen Yen (675 Milliarden US-Dollar) pro Jahr aufkauft, statt zu mehr Investitionen in die Realwirtschaft, nur zu noch mehr Finanzspekulationen führen.


  Die Bank von Japan konzentrierte sich in ihrer Erklärung weniger auf die Schwäche der Binnenwirtschaft, als auf die sinkenden Ölpreise und den Abschwung in China.


  Darin hieß es: "Aus diesen Gründen wächst das Risiko, dass sich eine Verbesserung des Vertrauens der japanischen Unternehmen und der Abbau der deflationären Haltung verzögern und dass der zugrundeliegende Trend der Inflation negativ betroffen sein könnte."


  Die Bank erklärt, sie wolle den Abwärtsdruck auf die Zinssätze aufrechterhalten. Sie äußerte sich nicht zur Binnenwirtschaft, doch die Konjunkturdaten, die kurz vor der Ankündigung veröffentlicht wurden, waren bedeutsam. In wichtigen Wirtschaftsbereichen ist das Wachstum nach wie vor niedrig.


  Die Industrieproduktion lag im Dezember mit Minus 1,4 Prozent weniger als im Vormonat deutlich schlechter als der erwartete Rückgang von 0,3 Prozent. Die Preise stiegen im Vergleich zum Vorjahr um nur 0,2 Prozent. Die vorläufigen Zahlen für den Raum Tokio für Januar deuten auf einen Rückgang der Preise um 0,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr hin, was auf einen möglichen Trend in der Gesamtwirtschaft hindeutet.


  Die Ausgaben der Privathaushalte sind im Vergleich zum Vorjahr um 4,4 Prozent gesunken, prognostiziert wurde nur ein Rückgang von 2,4 Prozent. Im Dezember gingen die Ausgaben im vierten Monat in Folge zurück. Das war der größte Rückgang seit letztem Mai.


  Zwar wurde behauptet, der Konsumrückgang sei überbewertet, doch über das sinkende Kaufinteresse im letzten Quartal 2015 und ein zu erwartendes niedrigeres Wirtschaftswachstum bestand Übereinstimmung.


  Marcel Thieliant von Capital Economics erklärte in der Financial Times, die Zahlen seien "enttäuschend" und "deuten darauf hin, dass die japanische Wirtschaft im letzten Quartal kaum gewachsen ist. Die Aktivität sollte sich zwar im ersten Quartal erholen, aber die Mäßigung der zugrundeliegende Inflation deutet darauf hin, dass die Bank von Japan noch viel Arbeit vor sich hat, bis sie ihr Ziel von zwei Prozent Inflation erreicht."


  Es herrscht beträchtliche Skepsis, dass die jüngste Entscheidung die Deflation ebenso wenig aufhalten wird wie die massiven Aufkäufe japanischer Staatsanleihen und anderer Wertpapiere durch die Zentralbank. Einige Analysten betrachten die Zinssenkung als Eingeständnis, dass das Wertpapieraufkaufprogramm gescheitert ist.


  Daiju Aoki, Ökonom bei UBS Securities in Tokio, bezeichnete die Entscheidung der Bank von Japan gegenüber Reuters als "Regimewechsel". Dass ihr wichtigstes Werkzeug jetzt Negativzinsen sind, zeige dass "ihre Fähigkeit zum Kauf weiterer Staatsanleihen begrenzt ist."


  Kuroda versuchte der Vorstellung entgegenzuwirken, die Entscheidung für Negativzinsen bedeute, dass die Bank keine weiteren Wertpapiere aufkaufen könne. Er erklärte, der Aufkauf könnte künftig erhöht und die Zinsen weiter gesenkt werden.


  Seine Worte werden jedoch die Ausbreitung der Erkenntnis nicht verhindern, dass die diversen Formen von quantitativer Lockerung der Zentralbanken der Welt die zunehmenden rezessionären Kräfte nicht aufhalten, und dass den Banken die Optionen ausgehen.


  EZB-Präsident Mario Draghi deutete an, dass die Bank bei ihrem Treffen im März eine Ausweitung ihres Wertpapieraufkaufprogramms beschließen könnte, um die Auswirkungen des Abschwungs in China und der sinkenden Ölpreise auszugleichen. In Großbritannien scheint die Bank of England die Idee einer Rückkehr zu normalen Zinssätzen aufgegeben zu haben. In den USA mehrt sich die Kritik an der Fed. Ihre Zinserhöhung im Dezember sei ein Fehler gewesen.


  Der Vorsitzende von Bridgewater Associates, des größten Hedgefonds der Welt, forderte die Fed auf, von weiteren Zinserhöhungen abzusehen.


  Jordi Visser fasste in einem Interview mit der Financial Times die weit verbreitete Meinung der Finanzmärkte zusammen: "Der Markt betrachtet Verschärfungen jetzt als einen Fehler. Ich glaube nicht, dass 25 Basispunkte (0,25 Prozentpunkte) viel ausmachen, aber der Markt glaubt das eindeutig. Wir sind jetzt näher an einer Rezession, als wir merken."


  Während die amerikanischen Märkte die Aussicht auf weiteres billiges Geld am Freitag mit einem Anstieg um 396 Punkte feierten, wächst die Besorgnis, dass die Fed keine klare politische Richtung hat. Die Fed erklärte in ihrer Stellungnahme vom letzten Mittwoch nicht nur, sie werde die Zinssätze beibehalten, sondern auch die Entwicklungen der globalen Märkte aufmerksam beobachten. Sie gab jedoch keine Einschätzung der finanziellen Risiken ab, was darauf hindeutet, dass sie nur auf Ereignisse reagiert und nicht weiß, wie sie sie kontrollieren soll.
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  GLEICHHEIT/5808: Vorwahlen in Iowa - Cruz siegt bei Republikanern, Clinton und Sanders Kopf an Kopf


  

  World Socialist Web Site

  Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale


  Vorwahlen in Iowa:

  Cruz siegt bei Republikanern, Clinton und Sanders Kopf an Kopf


  Von Patrick Martin

  3.Februar 2016



  Die ehemalige US-Außenministerin Hillary Clinton hat am Montag die Vorwahl der Demokraten in Iowa nur knapp vor Senator Bernie Sanders aus Vermont gewonnen. Clinton erzielte 49,9 Prozent der Stimmen, Sanders erreichte 49,6 Prozent.


  Bei der Vorwahl der Republikaner konnte sich Senator Ted Cruz aus Texas klar gegen den Milliardär Donald Trump und Senator Marco Rubio aus Florida durchsetzen. Neun weitere republikanische Kandidaten waren weit abgeschlagen. Cruz erhielt 28 Prozent der Stimmen, Trump 24 Prozent und Rubio kam auf 23 Prozent, obwohl Trump zuvor in den Umfragen in Führung gelegen hatte.


  Die Wahlbeteiligung war sowohl bei den Demokraten als auch bei den Republikanern höher als im Vergleich zu den letzten Jahren. Bei den Republikanern lag sie mit 185.000 um 54 Prozent höher als bei der letzten Vorwahl. Für die Wahlbeteiligung bei den Demokraten gab es aufgrund der eigenwilligen Struktur der Vorwahl dieser Partei keine Gesamtzahlen. Sie meldete nur die Zahl der Delegierten, die für jeden Kandidaten zum Parteitag gewählt wurden, aber nicht die Gesamtzahl der Stimmen.


  Laut Presseberichten konnte Sanders nicht so viele neue Wähler für sich mobilisieren wie Barack Obama bei seinem Sieg in der Vorwahl von 2008. Dieser erhielt damals die Stimmen von 239.000 Wählern. 2008 waren die Erstwähler in der Mehrheit, dieses Jahr machten sie nur 40 Prozent der Teilnehmer aus.


  Eine hohe Wahlbeteiligung gab es unter Jugendlichen, vor allem in den Wahlbezirken um die University of Iowa, die Iowa State University, die Northern Iowa University sowie in anderen Hochschulstädten. Sie stimmten mit überwältigender Mehrheit für Sanders; sein Vorsprung gegenüber Clinton bei unter 30-jährigen Wählern betrug laut Wählerbefragungen 86 zu elf Prozent. Obama hatte 2008 bei seinem Sieg über Clinton und Senator John Edwards nur 57 Prozent der Stimmen der unter 30-Jährigen erhalten.


  Sanders lag bei Wählern mit niedrigem Einkommen, d.h. einem Haushaltseinkommen von unter 30.000 Dollar pro Jahr, 16 Prozentpunkte vor Clinton, und drei Punkte bei Wählern mit einem Haushaltseinkommen von zwischen 30.000 und 50.000 Dollar pro Jahr. Clinton setzte sich bei Wählern in Haushalten mit mindestens einem Gewerkschaftsmitglied mit neun Punkten durch, bei schwarzen und bei Wählern lateinamerikanischer Herkunft mit 18 Punkten. In Haushalten mit Einkommen von über 100.000 Dollar pro Jahr erzielte sie einen deutlichen Vorsprung. Ihr größter Vorsprung lag bei Rentnern, mit 70 Prozent der über 65-Jährigen.


  Weitere Wählerbefragungen zeigen den Linksruck, der seinen Ausdruck in der Unterstützung der Bevölkerung für Sanders findet. Etwa 70 Prozent der Demokraten-Wähler bezeichneten sich als "sehr liberal", 90 Prozent hielten Krankenversicherung, Einkommensungleichheit und die Wirtschaft für die wichtigsten Themen. Nur sechs Prozent betrachteten Terrorismus als das zentrale Thema.


  Bei den Vorwahlen in Iowa wird nur ein Bruchteil der Delegierten für die Parteitage der Demokraten und Republikaner bestimmt: 44 von 4.763 für die Demokraten und 30 von 2.472 für die Republikaner. Da es sich um den ersten Wettbewerb in einem ganzen Bundesstaat handelt und die Medien ausführlich darüber berichten, haben die Ergebnisse jedoch große Bedeutung für den weiteren Präsidentschaftswahlkampf.


  Clinton entging im Wettbewerb in der Demokratischen Partei nur extrem knapp einer verheerenden Niederlage. Bei einer Veranstaltung spät in der Nacht erklärte sie, sie habe nach Bekanntgabe der Ergebnisse "erleichtert geseufzt". Sanders gilt vielen als Favorit bei der Vorwahl in New Hampshire am 9. Februar, und zwei Niederlagen in Folge hätten Clintons Position als angeblich unvermeidliche Präsidentschaftskandidatin mit Sicherheit in Frage gestellt.


  In ihrer Quasi-Siegeserklärung versuchte sie sich unübersehbar an Sanders' Anhänger anzubiedern. Sie bezeichnete sich als "progressiv", als Befürworterin der allgemeinen Krankenversicherung, als Teil einer "langen Reihe von Reformern" der amerikanischen Politik und betonte die Notwendigkeit der Einigkeit der Partei.


  Sanders erklärte, die Ergebnisse der Vorwahl seien "eine Botschaft an das politische Establishment, das wirtschaftliche Establishment und, ja, auch an die etablierten Medien." Er wiederholte seine Kritik an einer "manipulierten Wirtschaft", in der "fast alle Einkommens- und Vermögenszuwächse an das oberste Prozent gehen."


  Bei der Republikanischen Vorwahl waren ultrakonservative und christlich-fundamentalistische Wähler, vor allem in der ländlich geprägten Westhälfte des Staates, der wichtigste Rückhalt für Ted Cruz. Marco Rubio führte in den beiden größten Städten Des Moines und Davenport, Donald Trump gewann in Dubuque, Sioux City und vielen kleineren Industriestädten.


  Da Trump in den letzten Wochen in den Umfragen an erster Stelle gelegen hatte, war die Niederlage in Iowa in gewisser Weise ein Debakel für ihn. Der milliardenschwere Demagoge hielt nur eine kurze Rede, in der er seine Niederlage eingestand, und eilte danach zu seinem Privatjet, um den Staat zu verlassen.


  Rubio feierte seinen dritten Platz als Sieg, da er damit der bestplatzierte Kandidat ist, der nennenswerte Unterstützung vom Republikanischen Partei-Establishment genießt.


  Für die neun republikanischen Kandidaten, die in Iowa nur einstellige Ergebnisse erzielten, wird dies vermutlich der Beginn eines Ausleseprozesses sein. Der ehemalige Gouverneur von Arkansas, Mike Huckabee, der 2008 die Vorwahl gewonnen hatte, erhielt diesmal nur zwei Prozent der Stimmen und gab den Abbruch seiner Kampagne bekannt. Der ehemalige Gouverneur von Florida, Jeb Bush, der anfangs durch seinen Namen und seinen riesigen Wahlkampffonds als Spitzenkandidat galt, erhielt weniger als drei Prozent. Allein in Iowa hatte er 15 Millionen Dollar für seinen Wahlkampf ausgegeben, bei 5.000 Stimmen entspricht dies einem Durchschnitt von 3.000 Dollar pro Stimme.
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  IMI/714: Rubio - Kandidat der Vernünftigen?


  

  IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

  IMI-Standpunkt 2016/004 vom 2. Februar 2016


  Rubio: Kandidat der Vernünftigen?


  von Jürgen Wagner



  Bei den gestrigen Vorwahlen in Iowa fuhr Marco Rubio, der mit 23,1 Prozent der Stimmen nur knapp hinter Ted Cruz (27,7%) und Donald Trump (24,3%) landete, ein unerwartet starkes Ergebnis ein. Weshalb deshalb allerdings Spiegel Online [1] zu berichten meint, bei Rubio handele es sich um die "letzte Hoffnung der Vernünftigen", darüber kann man nur rätseln. Womöglich erscheint nahezu jeder Kandidat gegenüber den reichlich aggressiven Hardlinern Trump und Cruz als "moderat". Wer sich allerdings ein wenig mehr Mühe macht, als der Spiegel-Autor, der findet schnell heraus, dass sich das für Rubio beim besten Willen nicht sagen lässt.


  Ein ausführliches Profil seiner außenpolitischen Positionen und v.a. seines Beraterteams erschien bei Foreign Policy in Focus [2], wo argumentiert wird, Rubio sei der Wunschkandidat der Neokonservativen, die federführend die US-Kriegszüge unter George W. Bush (2001-2009) zu verantworten hatten. Ein erster Hinweis darauf sei der Name seiner Kampagne: "A New American Century", was eine - wohl nicht von ungefähr kommende - extreme Namensähnlichkeit zum lange Jahre wichtigsten neokonservativen Sammelbecken, dem "Project for the New American Century" aufweist (siehe auch IMI-Analyse 2003/005 [3]).


  Insofern verwundert es auch wenig, dass sein Beraterteam sich aus einer Art Who-is-Who neokonservativer Hardliner aus den Bush-Jahren zusammensetzt. Dazu gehören so illustre Gestalten wie Max Boot, Bill Kristol, Elliot Abrams, Stephen Hadley und Robert Kagan. Besonders Robert Kagan dürfte derzeit der wohl einflussreichste Neokonservative sein - und eines seiner wesentlichen Sprachrohre ist die "Foreign Policy Initiative" (FPI), in der er im Vorstand sitzt. Aus dem Hause der FPI kam zB das außenpolitische "Manifest" namens "An American Century" des letzten republikanischen Präsidentschaftskandidaten, Mitt Romney, als dessen Chefberater Kagan fungierte (siehe IMI-Analyse 2012/019 [4]). Schon im September 2015 sprang ein weiterer ehemaliger FPI-Vorstand, Jamie Fly, auf den Rubio-Zug auf. Fly war bereits der Chef von Romneys Wahlkampagne 2012 und wurde von Rubio als Berater für innen- wie außenpolitische Fragen engagiert, wie der National Review [5] berichtete.


  Wie man es also dreht oder wendet: Rubio ist sicher Vieles, aber bestimmt nicht der vom Spiegel herbeifabulierte "Kandidat der Vernünftigen".


  

  Anmerkungen:

  [1]http://www.spiegel.de/politik/ausland/marco-rubio-der-wahre-sieger-von-iowa-a-1075221.html

  [2]http://fpif.org/marco-rubio-winning-neocon-primary/

  [3]http://www.imi-online.de/2003/01/11/us-vorherrschaft-aus/

  [4]http://www.imi-online.de/2012/09/25/anwalt-der-reichen-und-militaristen/

  [5]http://www.nationalreview.com/article/423989/rubio-campaign-snags-former-romney-policy-director-eliana-johnson
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  OSSIETZKY/889: Inverser Kapitalismus


  

  Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

  Nr. 3 vom 30. Januar 2016


  Inverser Kapitalismus


  Von Manfred Sohn



  Niemand hat den Grundmechanismus der damals neu entstehenden gesellschaftlichen Formation, die wir heute Kapitalismus nennen, so klar erkannt und beschrieben wie Karl Marx: Diejenigen, die über Geldmittel verfügen, horten sie nicht mehr wie zu Zeiten des Feudalismus, sondern kaufen sich damit Maschinen, Rohstoffe und vor allem menschliche Arbeitskraft, um Waren herzustellen, die sie zu einem höheren Preis verkaufen, als sie selbst für diese drei Bestandteile ihrer Erzeugung ausgegeben haben. Den so abgeschöpften Profit stecken sie wieder in den Kauf von Maschinen, Rohstoffen und menschlicher Arbeitskraft - nur jetzt auf höherer Stufenleiter. Sie realisieren, wenn sie am Markt erfolgreich waren, einen vorher in der Produktion erwirtschafteten Mehrwert. Das ist und bleibt der Kern dieser Formation.


  Bereits von Marx thematisiert war der innere Zwang dieses Systems, im Streben nach maximalem Profit nicht nur Mehrwert zu bekommen, der aus einem in der Vergangenheit liegenden Produktionsprozess entstammte, sondern darauf zu setzen, dass sich aus dem Verkauf künftiger Waren in der Zukunft Profit schlagen ließe. Auf dieser Hoffnung beruht das gesamte Kreditgeschäft, das in seinem Kern nichts anderes ist als eine Beteiligung des Kreditgebers an den künftigen Profiten des Kreditnehmers. Diese kreditfinanzierte Mehrwertproduktion spielte zu den Zeiten, die Marx analysierte, zwar am Horizont und im direkten Vorfeld von zyklischen Krisen schon eine gewisse Rolle, stand aber nicht im Zentrum des Kapitalismus in seiner aufsteigenden Phase. Der Kredit war zu jenen Zeiten eine Variable, die davon abhängig war, wie sich der Kern der Mehrwertproduktion - die Realisierung der Profite aus bereits in der Vergangenheit erzeugten Waren - entwickelte. Lief es gut, gab's reichlich Kredit, lief es schlecht, wurden die Kreditgeber vorsichtig bis zur Kreditverweigerung.


  Das hat sich seit der großen Depression von 1929 dauerhaft verändert. Im Gefolge von John Maynard Keynes pumpt nun der Staat - zuerst zur Kriegsfinanzierung, in der Bundesrepublik Deutschland ab 1966 auch zur Bewältigung normaler zyklischer Krisen - regelmäßig große Geldmengen in die Wirtschaft und erwartet den Rückfluss zusammen mit einer kleinen Beteiligung aus den daraus erzielten Profiten - also Zinsen. Nach und nach und in verschiedenen Wellen, die an der Grundrichtung des Prozesses aber nichts geändert haben, wird der Kapitalismus nun nicht mehr von der Realisierung bereits erzielten Mehrwerts dominiert, sondern von der Hoffnung auf künftig erzielten Mehrwert. Die vorher abgeleitete Variable Kredit wird zur bestimmenden Variable, die Realisierung von Mehrwert aus vergangenen Produktionsprozessen scheinbar zunehmend zur Nebensache, die nur dazu dient, die Hoffnung auf noch höhere Gewinne in der Zukunft für die Kreditgeber zu nähren. Das kennen wir aus der Mathematik, wenn durch Vertauschung der unabhängigen und der abhängigen Variable eine ursprüngliche Funktion umgekehrt wird.


  Der Nürnberger Ökonom Ernst Lohoff nennt diese Phase des Kapitalismus in seinem gemeinsam mit Norbert Trenkle verfassten Buch "Die große Entwertung" daher "inverser Kapitalismus". Es kann zwar darüber gestritten werden, ob die Einführung immer neuer Begriffe der Erstarkung des Marxismus als Handlungsanleitung für die Kämpfe der Zukunft dient, aber der Begriff ist erklärungsstärker als der in Mode gekommene des "finanzmarktgetriebenen Kapitalismus". Der krankt nicht nur daran, dass die Absprache von Staat und Monopolen hinsichtlich der Geld- und Währungspolitik mit einem "Markt" genauso viel zu tun hat wie der Vatikan mit der Bergpredigt. Er verhüllt vor allem die Labilität dieser Umkehrung.


  Die Umpolung von der Realisierung bereits erzeugten Mehrwerts auf die Hoffnung auf einen immer weiter in der Zukunft liegenden überhaupt erst noch zu erzeugenden Mehrwert als treibendes Element kapitalistischen Handelns führt zu keinem neuen stabilen "Akkumulationsmodell" oder einer neuen Variante des Kapitalismus, sondern zu einer von Krise zu Krise wachsenden Labilität des gesamten Formationszusammenhangs.


  Die Erklärungskraft des Ansatzes wird gegenwärtig an zwei Prozessen deutlich: Das in die kapitalistische Wirtschaft gekippte Geld findet schon seit geraumer Zeit in erheblichem Umfang keine profitable Anlagemöglichkeit mehr in den entwickelten kapitalistischen Ländern. Der Grund dafür liegt darin, dass Profite immer nur aus der Verwertung menschlicher Arbeitskraft geschlagen werden können, der Kapitalismus seit der Entfaltung der mikroelektronischen Revolution aber beständig mehr Arbeitskräfte aus dem Produktionsprozess herausrationalisiert, als er durch Schaffung neuer Industrien neu in den Ausbeutungsprozess integrieren kann - daher die in den USA, Japan und der EU beständig steigenden Dauerarbeitslosenzahlen. Karl Marx nannte diesen Widerspruch - einerseits menschliche Arbeitskraft zu benötigen, um aus Geld mehr Geld zu machen, andererseits aber diese Ware Arbeitskraft aus der Produktion zu verdrängen - die "wahre Schranke", über die der Kapitalismus nicht hinauskönne. Es ist ein ökonomischer Funktionsmechanismus mit eingebauter Selbstzerstörungskomponente. Vorübergehend drängte dieses in den Zentren nicht mehr verwertbare Geld in die noch nicht durchkapitalisierten Länder, die unter dem Begriff BRICS-Staaten zusammengefasst werden (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika). Die vorher abhängige Variable "Kredit = Hoffnung auf künftige Profite" erzeugte so vorübergehend tatsächlich eine reale Produktion von Waren, die zwar auch in diesen fünf Ländern, aber vor allem in den drei kapitalistischen Zentren selbst billig, aber mit Gewinn losgeschlagen werden konnten. Diese inverse Logik kommt nun allmählich zum Stillstand, wie das Erlöschen eines Hoffnungsträgers nach dem anderen zeigt. Aktuell wird die Wirtschaftspresse vom bangen Blick auf den Zusammenbruch der Börsenwerte in China beherrscht, der für jeden, der die innere Logik der kapitalistischen Formation in ihrer absteigenden Phase verstanden hat, schon seit längerem auf dem Zettel stand. Dort platzt die blasenhafte Hoffnung, dass es irgendwo auf diesem Globus noch eine Ecke geben könnte, wo der "alte" Kapitalismus in seiner alten Logik noch funktionieren und zu einer Wiederbelebung des Wirtschaftssystems führen könnte.


  Ein ähnliches Phänomen, das letztlich aus der gleichen Quelle gespeist wird, plagt im Moment die deutschen, US-amerikanischen und japanischen Banken - die alles andere als ein "Treiber" der Prozesse, sondern immer mehr gehetzte Getriebene der kapitalistischen Logik sind: "Das große Horten", warnt das Handelsblatt am 11. Januar 2016 auf seiner Titelseite, führe dazu, dass den Geldhäusern ein wichtiger Markt, also das Kreditgeschäft, wegbreche und der Konjunktur ein "herber Dämpfer" drohe. Zwischen September 2014 und September 2015 hätten die Kapitalgesellschaften außerhalb der Finanzbranche insgesamt 90 Milliarden Euro an neuen Finanzvermögen gebildet - und folgerichtig sei das Kreditneugeschäft der deutschen Finanzinstitute im dritten Quartal 2015 um fast drei Prozent "eingebrochen". Die inverse Logik, mit der das Kapital sich eine Galgenfrist erkauft hat, um nicht an der "wahren Schranke" zu zerschellen, kommt so national wie international an die Grenze. Die Geldhortung statt der Geldvermehrung war der so ziemlich schlimmste Vorwurf, den die aufsteigende Bourgeoisie dem abtretenden Feudaladel vor 200 Jahren entgegengeschleudert hat - nun hortet sie selbst und kommt damit ans Ende ihres Lateins.


  *


  Quelle:

  Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

  Neunzehnter Jahrgang, Nr. 3 vom 30. Januar 2016, Seite 79-81

  Herausgeber: Matthias Biskupek, Daniela Dahn, Dr. Rolf Gössner,

  Ulla Jelpke, Otto Köhler, Eckart Spoo

  Redaktion: Katrin Kusche (verantw.), Eckart Spoo, Jürgen Krause (Korrektor)

  Haus der Demokratie und Menschenrechte

  Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

  Tel. 030/44 717 309, Fax 030/44 717 451

  E-Mail: redaktion@ossietzky.net

  Internet: www.ossietzky.net oder www.sopos.org/ossietzky
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  PREIS/2092: CIVIS Medienpreis 2016 - über 900 Programme im Wettbewerb (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. Februar 2016


  Rekordeinreichung:


  CIVIS Medienpreis 2016 - über 900 Programme im Wettbewerb



  Neuer Rekord beim CIVIS Medienpreis für Integration und kulturelle Vielfalt in Europa. 2016 wurden in den Preiskategorien Radio, Film, Fernsehen und Internet insgesamt über 900 Produktionen zum Wettbewerb eingereicht. Das ist die höchste Zahl an Einreichungen in 29 Jahren seit Bestehen des Preises.


  Die Themen Flucht, Asyl, Migration und Integration sind Top-Themen der Medien in Europa. Für CIVIS Geschäftsführer Michael Radix zeigt die Höchstzahl an Einreichungen "wie wichtig unser CIVIS Preis ist. Es zeigt die europäische Dimension und die Brisanz der Themen für die europäische Einwanderungsgesellschaft".


  Schirmherren des CIVIS Medienpreises 2016 sind Bundespräsident Joachim Gauck und der Präsident des Europäischen Parlaments, Martin Schulz.


  Eine unabhängige, international besetzte Preisjury nominiert im Februar und März herausragende Produktionen zur festlichen Verleihung und TV-Gala des Europäischen CIVIS Medienpreises am 12. Mai im Auswärtigen Amt in Berlin. Mitglieder der CIVIS Preisjury sind Pinar Atalay (ARD), Frank Elster (ARD), Sonia Seymour Mikich (WDR), Martin Wagner (BR), Anja Reschke (NDR), Schauspieler Miroslav Nemec, Cherno Jobatey (ZDF), Tanja Lippert-Hargasser (RTL 2), Jo Groebel (Deutsches Digital Institut), Siham El-Maimouni (WDR), Peter Schoeber (ORF), Mariano Tschuor (SRG), Schiwa Schlei (WDR), Igor Juric (RTV Slovenia), Wolfgang Fandrich (MDR), Andreas Zick (Uni Bielefeld) u.a.. Moderatorin der ARD/TV-Gala ist Sandra Maischberger.


  Der CIVIS Medienpreis 2016 wird als europäischer Fernsehpreis vergeben sowie als europäischer Radiopreis für deutschsprachige Programme in der EU und der Schweiz. Der Europäische CIVIS Online Medienpreis für journalistische Webseiten und Webvideos kommt hinzu wie der europäische Förderpreis des Young CIVIS Media Prize. Der CIVIS Kinopreis wird erneut als Publikumspreis im April 2016 veranstaltet. Der CIVIS Sonderpreis "Fussball und Integration" wird gemeinsam mit dem Deutschen Fussball-Bund (DFB) erstmals verliehen.


  Der CIVIS Medienpreis zeichnet jährlich Programmleistungen aus, die das friedliche Zusammenleben von Menschen unterschiedlichster geografischer und kultureller Herkunft fördern. CIVIS vermittelt durch beispielhafte Programme aus ganz Europa wertvolle Anregungen.


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 3. Februar 2016

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  LESUNG/706: WDR 3 - Lautgedichte gegen den Krieg, 5.2.2016 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Da und dort ... und DADA

  Lautgedichte gegen den Krieg: 100 Jahre Dadaismus


  Musik und Texte von Hugo Ball, Hans Arp, Erwin Schulhoff, Kurt Schwitters, Stefan Wolpe und anderen live aus dem Arithmeum, Bonn

  WDR 3 Konzert Live

  WDR 3, Freitag, 5. Februar 2016, 20.05 - 22.00 Uhr



  Im Züricher "Cabaret Voltaire" erfanden mitten im Ersten Weltkrieg Künstler aus aller Herren Länder den Dadaismus. Sie schrien ihre Wut über die barbarischen Grausamkeiten des Krieges mit ihren beißend-ironischen Lautgedichten heraus, zersplitterten Texte, Lieder, Klänge und Bilder so, wie um sie herum das alte Europa zersplitterte. Das Dada-Programm von Holger Falk und Steffen Schleiermacher zeichnet den Weg von den Anfängen in Zürich, bis zum eher ästhetisch verspielten Surrealismus in Paris um Apollinaire oder die hochpolitischen Berliner Dadaisten um Grosz, Wolpe und Mehring nach. Der berühmte dadaistische Einzelkämpfer Kurt Schwitters aus Hannover fehlt bei diesem Dadatainment ebenso wenig, wie der heute vergessene Schweizer Komponist Hans Heusser.


  Steffen Schleiermacher - Toy Piano, Trommel, Klavier und Moderation

  Holger Falk - Gesang und Rezitation


  Redaktion: Michael Breugst und Werner Wittersheim


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 22. Dezember 2015

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  THEMENREIHE/266: 100 Jahre Dada - Großer Thementag bei Deutschlandradio Kultur, 5.2.2016 (Deutschlandradio)


  

  Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 1.2.2016


  100 Jahre Dada: Großer Thementag bei Deutschlandradio Kultur


  Dada-Radio am 5. Februar 2016: Interviews, Features und Reportagen zu einem Jahrhundert Anti-Kunst



  Leidenschaftlich, respektlos, schrill, bizarr, aufwühlend, polemisch, idealistisch, provozierend, irritierend, aber auch zutiefst moralisch: Vor 100 Jahren wurde im Züricher Cabaret Voltaire der Dadaismus geboren. Eine Revolte der Kunst gegen die Kunst, die mitten im 1. Weltkrieg Politik und Bürgertum den Zerrspiegel vorhielt. Deutschlandradio Kultur widmet Dada zum Geburtstag einen eigenen Thementag. Am 5. Februar geht es zwischen 5 Uhr und Mitternacht in Interviews, Features und Reportagen um die anarchistische Kunstbewegung damals und ihre Wirkung bis heute.


  Dada veränderte die Kunstwelt und rannte zugleich gegen den Wahnsinn des Krieges an, der 1916 rund um die neutrale Schweiz tobte. Deutschlandradio Kultur erinnert an die Dadaisten der ersten Stunde, begibt sich auf Spurensuche, präsentiert dadaistische Kunst im Radio und fragt Wissenschaftler und Künstler, was Dada heute für sie bedeutet.


  Lebt Dada heute noch und wenn ja, wo? Gab es Dada schon vor Dada? Wie viel Dada steckt heute in Musik, Literatur und bildender Kunst? Der Thementag bietet neue Perspektiven auf die selbsterklärte Anti-Kunst: In der Frühausgabe von "Studio 9" gibt es neben historischen Dada-Tönen ein Gespräch mit Raoul Schrott und seine Antwort auf die Frage, ob ein neuer Dadaismus nötig ist. "Im Gespräch" berichtet Michael Erlhoff über seine lebenslange Begeisterung für Kurt Schwitters. Ob der brave Soldat Schwejk da war bevor Dada da war, diskutiert die "Lesart" ab 10.00 Uhr; in der "Tonart" am Vormittag und Nachmittag stehen die Post-Dadaisten in der Musik im Mittelpunkt. Das "Studio 9" am Mittag erwartet den Direktor des Cabaret Voltaire in Feierlaune. Der anschließende "Länderreport" um 13.30 Uhr spürt den Dadaisten in Hannover, Weimar und Berlin nach, während es das Magazin "Kompressor" ins ferne Japan zieht. Auch in der Kindersendung "Kakadu" geht es um "Dada und den Club der verrückten Poeten", während die "Zeitfragen" ab 19.30 Uhr im Feature "Wir werden immer 'gegen' sein" sich sicher sind: Dada lebt! Zum Tagesausklang ab 23.00 Uhr feiert "Fazit - Kultur vom Tage" mit im Schweizer Nationalmuseum.


  *


  Quelle:

  Deutschlandradio

  Pressemitteilung vom 1.2.2016

  Raderberggürtel 40, 50968 Köln

  Tel 0221.345-2160

  Fax 0221.345-4803

  Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

  Internet: http://www.deutschlandradio.de
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  KURSUS/1269: Mönchengladbach - "Facebook, Twitter, Instagram & Co." am 19. und 26. Februar


  

  Facebook, Twitter, Instagram & Co.



  Neben der "klassischen" Internetnutzung haben sich interaktive und schnellere Kommunikationsmittel wie Facebook, Twitter und Instagram zu neuen Säulen des Web entwickelt. In diesem Kurs erfahren die Teilnehmer, welche Möglichkeiten diese Anwendungen bieten, wie sie funktionieren und welche Vor- und Nachteile damit verbunden sind. Dabei wird geklärt, welche Sicherheitseinstellungen getroffen werden sollten und wie sie sich am besten auf diesen Plattformen bewegen.


  Der Kurs findet am Freitag, 19. und 26. Februar jeweils von 18 bis 19:30 Uhr in der Volkshochschule, Lüpertzender Straße 85 statt. Kosten: 10 Euro. Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 2. Februar 2016

  Stadt Mönchengladbach

  Pressestelle

  Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

  Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

  E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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  TREFF/129: Frankfurt - Preis für das Hörspiel des Jahres 2015, "DSHAN" von Lothar Trolle, 27.02.16


  

  Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2016


  Sa 27.02., 19.30 h

  Das Hörspiel des Jahres 2015:

  DSHAN von Lothar Trolle

  Die Jury - Die Preisverleihung - Die Präsentation

  Moderation: Christoph Buggert

  Die Jury: Hermann Beil (Dramaturg),

  Oliver Bukowski (Autor) und

  Nathalie Singer (Regisseurin)



  Seit 1977 werden die "Hörspiele des Monats" von einer dreiköpfigen Jury gewählt. Diese Jury wird von den Sendern gemeinsam mit der Deutschen Akademie der Darstellenden Künste bestimmt. In den Wettbewerb kommen die von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten monatlich vorgeschlagenen Ursendungen. Die Jury hört und beurteilt die eingereichten Hörspiele und wählt daraus das Hörspiel des Monats. Von den zwölf Siegern eines Jahres präsentiert die Deutsche Akademie der Darstellenden Künste in Kooperation mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten heute nun das Hörspiel des Jahres 2015. Die Jury gibt Einblicke in ihre Arbeit, der Preis wird an die anwesenden Künstler verliehen und bei einem Glas Wein kann dann dem Hörspiel gelauscht werden.


  Das Hörspiel des Jahres 2015 ist:

  DSHAN von Lothar Trolle

  Nach Motiven des Romans von Andrej Platonow in der Übersetzung von Alfred Frank

  Regie: Walter Adler

  Dramaturgie: Andrea Oetzmann

  Produktion: SWR // Ursendung: 20.09.2015 // Länge: 76'53''


  Im Zentrum des Hörspiels steht der junge Ingenieur Nasar Tschagatajew, der den Auftrag übernommen hat, ein kleines Wüstenvolk zu retten, das sich "Dshan" - "Seele" - nennt und dem er selbst entstammt. Er soll es aus der Ustjurt-Steppe heim in den Schoß der Sowjetmacht führen. Florian Lukas spielt den heimkehrenden Fremden Nasar zwischen Mitgefühl und Distanz, Gloria Endres de Oliveira ist das lebenshungrige Mädchen Aidym. Als empathischer Erzähler führt Hans-Michael Rehberg durch das Hörspiel.


  Der Berliner Dramatiker Lothar Trolle schrieb Anfang der Nullerjahre den Theatertext "Dshan" nach Motiven aus Andrej Platonows gleichnamiger, 1935 entstandener Novelle. 2015 hat er ihn gemeinsam mit dem Regisseur Walter Adler für die Hörspiel-Redaktion des SWR überarbeitet. In Trolles Hörspiel verschmelzen Hölle und Paradies, Utopie und Leid, minutiöse Dokumentation und archaischer Mythos zu einer sprachgewaltigen Erzählung über ein nomadisierendes Wüstenvolk zwischen Leben und Tod. Walter Adler hat "Dshan" mit der Komposition von Pierre Oser und einem großen Ensemble als ununterbrochenen, vielstimmigen Erzählstrom inszeniert.


  Lothar Trolle, 1944 im Harz geboren, absolvierte in der DDR eine Ausbildung zum Handelskaufmann und arbeitete anschließend als Transportarbeiter und als Bühnentechniker am Deutschen Theater in Berlin. An der Humboldt-Universität in Berlin studierte er Philosophie und arbeitet seit 1970 als freischaffender Autor und Übersetzer. Zusammen mit Uwe Kolbe und Bernd Wagner gab er die Untergrund-Literaturzeitschrift "Mikado" heraus. Seinen Durchbruch erlebte Lothar Trolle mit seinem Stück "Hermes in der Stadt", das von Frank Castorf 1992 am Deutschen Theater Berlin inszeniert wurde. Von 1994bis 1999 war er Hausautor am Berliner Ensemble. Er schreibt Theaterstücke, Hörspiele, Prosa und Lyrik und arbeitet als Übersetzer.


  Aus der Begründung der Jury: "Lothar Trolles Hörspiel nach Motiven des Romans von Andrej Platonow haben der Regisseur Walter Adler und sein Studioteam meisterhaft für den Funk eingerichtet und umgesetzt. Mit Unerschütterlichkeit präsentiert Hans Michael Rehberg als Erzähler eine scheinbar erratische Geschichte, die sich - mit glänzend besetzten Stimmen und im rasanten Wechsel der Erzählebenen und Hörbilder - zu einem surreal-düsteren seltsam aktuellen Gesellschaftstableau steigert. ... Ein an die Schmerzgrenze reichender akustischer Marathon, der die eigentlich in einer früheren Welt angesiedelte Handlung angesichts der momentanen Bilder von Flüchtlingsströmen und Armutsmigration seltsam aktuell erscheinen lässt."


  Zur Preisverleihung kommen: Lothar Trolle, der Regisseur Walter Adler (angefragt) und die Jury 2015: Hermann Beil (Dramaturg), Oliver Bukowski (Autor) und Nathalie Singer (Regisseurin)


  Eine Hörprobe des Hörspiels des Jahres finden Sie hier:

  http://www.darstellendekuenste.de/tl_files/uploads/akademie/bilder/hoerspiel/2015/09-2015.mp3


  Eine Veranstaltung der Deutschen Akademie der Darstellenden Künste


  Eintritt frei


  *


  Quelle:

  Literaturhaus Frankfurt Newsletter

  Programm im Februar 2016

  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

  Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

  Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

  E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

  Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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  TREFF/128: Hannover - Oliver Sobotka über die wunderbare Welt der analogen Radiowelten, 30.3.


  

  SCHAUSPIEL HANNOVER

  MI 30.03.16, 20:00 UHR, CUMBERLANDSCHE GALERIE


  RAINALD GREBE TRIFFT...

  OLIVER SOBOTKA, RADIOPHONIKER (EHEM. RADIO HAARMANN)



  Mit Oliver Sobotka, der schon bei Das Anadigiding II: Die Stadtrundf@hrt kurz von seinen Erfahrungen bei dem Piratensender Radio Haarmann berichtete, wird sich Rainald Grebe über die wunderbare Welt der analogen Radiowelten unterhalten.


  *


  Quelle:

  Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2016

  Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

  Opernplatz 1, D-30159 Hannover

  Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

  Internet: www.staatstheater-hannover.de
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  ALTERNATIVMEDIZIN/239: Forscher entdecken Skorpiongift für die Krebstherapie (idw)


  

  Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 02.02.2016


  FAU-Mediziner entdecken Skorpiongift für die Krebstherapie



  Lange Zeit bezweifelte die westliche ärztliche Wissenschaft den Nutzen vieler Behandlungsmethoden der traditionellen chinesischen Heilkunst. Doch inzwischen konnten sich Therapieansätze der jahrtausendealten asiatischen Lehre, wie zum Beispiel die Akupunktur, auch in der Schulmedizin etablieren. Forscher am Universitätsklinikum der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) haben jetzt ein Therapeutikum unter die Lupe genommen, das in der traditionell-chinesischen Medizin weit verbreitet ist - Skorpiongift - und es bei der Behandlung von besonders heimtückischen Hirntumoren eingesetzt, mit überraschenden Ergebnissen.


  Extrakte aus dem Gift des Chinesischen Goldenen Skorpions (Mesobuthus martensii) gelten in der chinesischen Heilkunst als wirksames Mittel gegen neurologische Leiden wie chronische Schmerzen, Lähmungen, Schlaganfälle oder Epilepsie. Mediziner der FAU konnten gemeinsam mit chinesischen Mikrobiologen auf der Basis dieses Gifts zwei neue Wirkstoffe identifizieren, mit denen sich bisher nur schwer behandelbare Hirntumore, sogenannte Gliome, stoppen lassen.


  Das Team um den Neurowissenschaftler PD Dr. Nicolai Savaskan konnte zeigen, dass die beiden Stoffe mit den kryptischen Namen CA4 und CTX-23 Hirntumore an der schnellen Zellteilung hindern und deren Gefäßbildung blockieren. "Die beiden Skorpiongift-Derivate, die wir gefunden haben, sind ein gutes Beispiel für eine fruchtbare Verbindung der traditionell-chinesischen Heilkunst mit der Schulmedizin - und vielversprechende Therapeutika für unsere Patienten."


  

  Die Ergebnisse ihrer Studie haben die Wissenschaftler jetzt im Fachjournal "Scientific Reports" veröffentlicht.


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.nature.com/articles/srep19799


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution18


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Dr. Susanne Langer, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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  INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN

  



  NEUROLOGIE/864: Gehirn im Schwebezustand - Einflüsse der Epigenetik auf die Hirnentwicklung (idw)


  

  Exzellenzcluster und DFG-Forschungszentrum Mikroskopie im Nanometerbereich und Molekularphysiologie des Gehirns - 02.02.2016


  Gehirn im Schwebezustand: Einflüsse der Epigenetik auf die Hirnentwicklung


  Göttinger Wissenschaftler des CNMPB, MPIBPC und DZNE beschreiben molekularen Mechanismus, der umfassende epigenetische Programme in der Hirnentwicklung kontrolliert. Veröffentlicht in der Fachzeitschrift CELL REPORTS.



  (cnmpb/umg) Die Bildung von Nervenzellen, die sogenannte Neurogenese, läuft beim Menschen und allen anderen Säugern während der Hirnentwicklung auf Hochtouren und ist dann so gut wie abgeschlossen. Allein im Vorderhirn entstehen in bestimmten Regionen auch im erwachsenen Gehirn noch neue Nervenzellen. Schlüsselmechanismen der Neurogenese sind die sogenannte Epigenetik und der Umbau der Chromatin-Struktur (chromatin remodeling). Sie kontrollieren die Expression von Genen und fördern die Differenzierung von Nervenzellen aus Vorläuferzellen, den neuronalen Stammzellen. Wie genau das Zusammenspiel von Epigenetik und Chromatin-Umbau die Differenzierung der Stammzellen reguliert, ist bisher noch wenig verstanden. Detailkenntnisse könnten helfen, Strategien zu entwickeln, um die Neubildung von Nervenzellen gezielt anzuregen. Damit eröffnen sich neue Möglichkeiten für die Behandlung von Erkrankungen, bei denen das Gehirn geschädigt ist.


  Wissenschaftlern des Exzellenzclusters und des DFG-Forschungszentrums für Mikroskopie im Nanometerbereich und Molekularphysiologie des Gehirns (CNMPB) der Universitätsmedizin Göttingen (UMG), des Max-Planck-Instituts für biophysikalische Chemie (MPIBPC) und des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) am Standort Göttingen ist es nun erstmals gelungen, die Rolle des BAF-Multiproteinkomplexes genauer zu untersuchen. Dieser Komplex ist in der Entwicklung des Vorderhirns entscheidend daran beteiligt, dass sich neuronale Stammzellen zu Nervenzellen entwickeln. Die Ergebnisse der Göttinger Wissenschaftler liefern erste Belege dafür, dass es einen molekularen Mechanismus gibt, in dem der BAF-Komplex zentral umfassende epigenetische und Genexpressionsprogramme kontrolliert. Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Cell Reports veröffentlicht.


  Originalveröffentlichung:

  Narayanan R, Pirouz M, Kerimoglu C, Kiszka K, Pham L, Wagener R, Rosenbusch J, Kessel M, Fischer A, Stoykova A, Staiger JF, Tuoc T (2014) Loss of the entire multi-subunit BAF (mSWI/SNF) complexes impairs global epigenetic programs in forebrain development. CELL REPORTS, 13(9): 1842-54.


  NEUE ERKENNTNISSE ÜBER DEN BAF-KOMPLEX


  Nach den neuen Erkenntnissen der Göttinger Forscher aktiviert der BAF-Komplex nicht selbst Genexpressionsprogramme. Vielmehr nimmt er indirekt Einfluss, indem er Abschaltmechanismen in neuronalen Zellen blockiert. Damit während der Hirnentwicklung Differenzierungsprogramme zur Bildung von Nervenzellen schnellst möglich aktiviert werden können, werden bestimmte Gene in einer Art Schwebezustand gehalten. Maßgeblich kontrolliert wird dieser Zustand durch die Präsenz bestimmter epigenetischer Marker, die Transkriptionsprozesse fördern bzw. unterdrücken. Während der Entwicklung interagiert der BAF-Komplex mit diesen Markern und unterstützt das Umschalten von Schwebezustand zu aktiviertem Zustand und initiiert so den Chromatin-Umbau.


  BAF-MULTIPROTEINKOMPLEX: HINTERGRUNDINFORMATIONEN


  Wie genau werden neuronale Stammzellen dazu gebracht, neue Nervenzellen hervorzubringen? Dies zu verstehen, ist eine der größten Herausforderungen in der Neurobiologie. Bisher konnte nicht umfassend geklärt werden, in welcher Weise der BAF-Multiproteinkomplex genau das Schicksal von neuronalen Vorläuferzellen beeinflusst.


  Der BAF-Multiproteinkomplex ist in der Hirnentwicklung das zentrale Steuerelement für die Aktivierung von Programmen, die zur Neubildung von Nervenzellen führen. Seine Anlagerung an bestimmte Abschnitte des Genoms initiiert den Umbau der Chromatin-Struktur. Dabei wird inaktives, kondensiertes Chromatin (Heterochromatin) in die locker gepackte aktive Form (Euchromatin) umgewandelt. Die für die neuronale Differenzierung notwendigen Gene werden dadurch für bestimmte Transkriptionsfaktoren zugänglich und können an- oder abgeschaltet werden. Welche Bereiche des Chromatins einem Umbau unterzogen werden, wird zuvor durch epigenetische Einflüsse gesetzte, chemische Markierungen bestimmt.


  ERGEBNISSE IM DETAIL


  Den Göttinger Forschern ist es erstmals gelungen, Mäuse zu züchten, mit denen sich die Rolle des BAF-Komplexes für die Hirnentwicklung detailliert untersuchen lässt. Durch gezielte Mutagenese wurden verschiedene Faktoren des Komplexes eliminiert, so dass diese Mäuse über keine funktionellen BAF-Komplexe verfügen. Das Ergebnis: Die Proteinuntereinheiten BAF150 und BAF170 bilden als zentrale Schlüsselfaktoren das Grundgerüst des Komplexes. Sie dienen als Andockstellen für die bis zu 15 weiteren BAF-Untereinheiten. Dabei regulieren sie nicht nur die Stabilität, sondern auch die Funktionalität des Komplexes. Mäuse, die diese beiden Faktoren nicht ausbilden, zeigen ein massiv gestörtes Wachstum der Vorderhirnstrukturen. Weitere Ergebnisse der Untersuchung: Das Fehlen eines funktionellen BAF-Komplexes verursachte eine massive Reduktion an locker gepacktem Euchromatin, verbunden mit einer dramatischen Abnahme an Genexpressionsereignissen. Gleichzeitig konnte eine starke Zunahme bestimmter Heterochromatin-Marker beobachtet werden.


  "Diese Ergebnisse vertiefen unser Verständnis davon, wie Epigenetik und der Chromatin-Regulation das Schicksal neuronaler Vorläuferzellen und die Plastizität in der Hirnentwicklung beeinflussen. Sie werden außerdem dazu beitragen, neue therapeutische Strategien zu entwickeln, um die Neubildung von Nervenzellen im geschädigten Gehirn, beispielsweise bei der Therapie neurodegenerativer Erkrankungen, anzuregen", sagt Dr. Tuoc Tran, Senior-Autor der Publikation und Wissenschaftler am Institut für Neuroanatomie der UMG.


  

  Weitere Informationen finden Sie unter


  http://www.neuroanatomie.uni-goettingen.de/de/home

  Homepage des Instituts für Neuroanatomie der Universitätsmedizin Göttingen


  http://www.cnmpb.de

  Exzellenzcluster und DFG-Forschungszentrum für Mikroskopie im Nanometerbereich und Molekularbiologie des Gehirns (CNMPB)


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution744


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Exzellenzcluster und DFG-Forschungszentrum Mikroskopie im Nanometerbereich und Molekularphysiologie des Gehirns, Dr. Heike Conrad, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016
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  INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN

  



  UMWELT/783: Infrarot A der Sonne schützt die Haut (idw)


  

  Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften - 02.02.2016


  Infrarot A der Sonne schützt die Haut



  Michael R. Hamblin, Professor der renommierten Harvard Medical School in Boston, berichtet in einer aktuellen Veröffentlichung [1]: "Infrarot A stellt die Lösung, nicht das Problem dar. Es bewirkt mehr Gutes als Schlechtes für die Haut." Dies gilt insbesondere, wenn die Haut einer angemessenen Bestrahlungsstärke und Dosis von Infrarot A (Wärmestrahlung) ausgesetzt ist, vergleichbar einer täglichen Sonnenexposition im echten Leben. Ein spezieller Schutz vor dem Infrarot A der Sonne erübrigt sich damit. Hinsichtlich des Ultraviolett (UV) gilt dagegen auch weiterhin die Notwendigkeit eines ausreichenden Schutzes.


  Die aktuelle Veröffentlichung bestätigt den Inhalt einer Pressemitteilung der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) im Jahr 2010 [2].


  Hamblin legt dar, dass in Arbeiten, in denen Gefahren des Infrarot A der Sonnenwärmestrahlung behauptet wurden, mit dem bis zu 100-fachen der über den Tagesverlauf mittleren Bestrahlungsstärke des Infrarot A der Sonne in den Tropen gearbeitet wurde. Effekte sind nicht nur von der Bestrahlungsdosis, sondern auch von der Bestrahlungsstärke abhängig. So lassen Effekte bei kurzen Bestrahlungen mit sehr hohen Bestrahlungsstärken nicht den Schluss zu, dass die gleichen Effekte bei über einen längeren Zeitraum mit niedrigerer Bestrahlungsstärke verteilter Wärmezufuhr (Bestrahlung) auftreten.


  Eine spezifische Wirkung des Infrarot A, die unabhängig von einer reinen Temperaturerhöhung entsteht, als Ursache für als unerwünscht interpretierte Effekte konnte nicht gezeigt werden: Vielmehr verweist Hamblin darauf, dass bei wassergefiltertem Infrarot A (wIRA) selbst bei einer Bestrahlungsstärke von mehr als dem Fünffachen der maximal auf der Erdoberfläche möglichen Bestrahlungsstärke von Infrarot A der Sonne bei Konstanthalten der Hautoberflächentemperatur bei 37°C über einen Luftstrom keine signifikanten Änderungen der Zelllebensfähigkeit, von Entzündungszeichen, der Bildung freier Radikale und dem antioxidativen Potenzial gefunden wurden [3]. Umgekehrt ergab eine Erhöhung der Hautoberflächentemperatur auf ca. 45°C über einen Luftstrom ganz ohne Bestrahlung fast eine Verdoppelung der Bildung freier Radikale und eine Halbierung des antioxidativen Potenzials. Folglich stellt nicht die Bestrahlung ein Problem dar, sondern die erreichte Gewebetemperatur repräsentiert einen begrenzenden Faktor.


  Darüber hinaus stellt die Veröffentlichung von Hamblin die günstigen Effekte von Infrarot A ("Photobiomodulation") in den Mittelpunkt der Betrachtung: In einer Reihe von Untersuchungen konnte gezeigt werden, dass das Infrarot A sogar einen gewissen Schutz vor unerwünschten Wirkungen des Ultraviolett der Sonne bietet: so kann das Infrarot A der Sonne am Morgen als Vorbereitung der Haut ("Photoprävention", "Konditionierung") auf die UV-Belastung um die Mittagszeit und das Infrarot A der Sonne spätnachmittags als Reparaturphase interpretiert werden. Daneben haben niedrige Bestrahlungsstärken und -dosen von Infrarot A auch günstige Effekte auf den Kollagenstoffwechsel.


  Zur Wirkungsweise des Infrarot A existieren detaillierte Vorstellungen über Signalkaskaden, die über die Cytochrom-c-Oxidase als Photoakzeptor in den Mitochondrien der Zellen angestoßen werden und zur Förderung von zellulären Abwehrmechanismen gegenüber Zellstress führen. Bezogen auf das die Erdoberfläche erreichende Sonnenspektrum werden photopräventive Wellenlängen zwischen 630 und 940 nm beschrieben (rotes Licht und Infrarot A).


  Zusammenfassend erübrigt sich ein spezieller Schutz vor dem Infrarot A der Sonne. Vielmehr können das Infrarot A der Sonne (mit ohnehin relativ niedrigen Bestrahlungsstärken und Bestrahlungsdosen) wie auch Infrarot A in der Medizin - dort bei angemessen moderat zu wählenden Bestrahlungsstärken und Bestrahlungsdosen - sinnvoll für die Menschen genutzt werden.


  

  Veröffentlichungen:


  [1]Barolet D, Christiaens F, Hamblin MR. Infrared and skin: Friend or foe. J. Photochem. Photobiol. B 2016; 155: 78-85. DOI: 10.1016/j.jphotobiol.2015.12.014


  [2]Müller W: Infrarot A der Sonne schädigt die Haut nicht. Pressemitteilung der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften AWMF im Informationsdienst Wissenschaft idw, veröffentlicht am 15.07.2010. Online verfügbar unter: https://idw-online.de/de/news379477 (deutsche Fassung der Pressemitteilung).


  [3]Piazena H, Pittermann W, Müller W, Jung K, Kelleher DK, Herrling T, Meffert P, Uebelhack R, Kietzmann M. Effects of water-filtered infrared-A and of heat on cell death, inflammation, antioxidative potential and of free radical formation in viable skin - First results. J. Photochem. Photobiol. B 2014, 138: 347-354.

  http://dx.doi.org/10.1016/j.jphotobiol.2014.06.007


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution76


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften, Wolfgang Müller M.A., 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT

  



  DEMENZ/244: Forschung - Neue Ansätze für eine bessere Frühdiagnose der Alzheimer-Krankheit (idw)


  

  Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 02.02.2016


  Neue Ansätze für eine bessere Frühdiagnose der Alzheimer-Krankheit



  Die Alzheimer-Krankheit ist eine fortschreitende Gehirnleistungsstörung, die bis zu 20 Jahre vor dem Auftreten der eigentlichen Symptome beginnt. Eine frühe Diagnose bringt daher viele Vorteile: Die Behandlung kann frühzeitig beginnen und damit Lebensqualität erhalten. Außerdem können Menschen, die in einem frühen Stadium diagnostiziert werden, wichtige Dinge alleine regeln und für die Zukunft vorsorgen. Bislang ist eine Frühdiagnose mit den derzeit verfügbaren diagnostischen Verfahren aufwändig und führt nicht immer zu einem eindeutigen Ergebnis. Hier setzt die gemeinnützige Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) an und fördert drei Forscher, die an neuen Diagnoseverfahren arbeiten.


  Risikopatienten mit Algorithmen bestimmen


  Prof. Dr. Michael Ewers vom Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität in München arbeitet an Algorithmen zur Frühdiagnose der Alzheimer-Krankheit. Denn einzelne Testergebnisse zum Beispiel von Bildgebungsverfahren sowie neuropsychologischen oder genetischen Untersuchungen ergeben erst in der Zusammenschau ein krankheitsspezifisches Muster. Ewers möchte ein vollautomatisiertes computergestütztes Verfahren entwickeln, um ein Risikoprofil der Alzheimer-Krankheit unter Verwendung möglichst weniger, aber aussagekräftiger Tests zu erstellen. Das Projekt soll Ärzten ermöglichen, das Risiko der Alzheimer-Krankheit bei älteren Personen zu erkennen, um so Risikopatienten möglichst frühzeitig identifizieren zu können. Die AFI unterstützt das Projekt "Diagnoseverfahren zur Früherkennung der Alzheimer-Krankheit" bis 2017 mit 80.000 Euro. Weitere Informationen zu diesem Projekt:

  http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/index.htm?showid=4833


  MRT-Bildgebung zur Frühdiagnose nutzen


  Prof. Dr. Klaus Scheffler vom Max Planck Institut für biologische Kybernetik in Tübingen und Prof. Dr. Andrew Webb vom Leiden University Medical Center (Niederlande) möchten die MRT-Bildgebung für die Alzheimer-Frühdiagnostik verwenden. Bisher konnte mit dem MRT hauptsächlich der Gewebeschwund des Gehirns als Nachweis für die bereits fortgeschrittene Alzheimer-Krankheit diagnostiziert werden. Scheffler und Webb möchten mit ultrahohen Magnetfeldstärken (9.4 Tesla) ermöglichen, auch feinste Veränderungen, wie die Alzheimer typischen Amyloid-Plaques, schnell und zuverlässig zur Früherkennung zu nutzen. Die AFI fördert das Projekt "Hochaufgelöste MRT-Bildgebung zur Früherkennung der Alzheimer-Erkrankung" bis 2017 mit 73.000 Euro. Die niederländische Partnerorganisation ISAO gibt weitere 7.000 Euro. Weitere Informationen zu diesem Projekt:

  http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/index.htm?showid=4841


  Biomarker für Bluttest aufspüren


  Prof. Dr. Andreas Keller von der Universität des Saarlandes fahndet nach Biomarkern. Das sind messbare, natürliche Merkmale im Körper, die auf eine Krankheit hinweisen können. Bisher hat Keller zwölf Biomarker-Kandidaten im Blut von Alzheimer Patienten aus den USA ins Visier genommen. Mit Hilfe dieses Biomarker-Musters konnte er bei einer kleinen Patientengruppe mittels Blutprobe erfolgreich die Alzheimer-Krankheit nachweisen. In einer am 29. Januar 2016 erschienenen Studie hat Keller diese Marker an einer deutschen Patientengruppe bestätigt. Jetzt will er den nächsten Schritt gehen und die Biomarker in einer größeren Kohorte und näher am klinischen Einsatz testen. Blutproben von mindestens 500 Testpersonen aus drei Kliniken sollen untersucht werden. Sollten diese und weitere Tests positiv verlaufen, könnte die Methode in der Praxis Anwendung finden. Die AFI unterstützt das Projekt "Kleine Biomarker mit großem Potenzial für die Alzheimer-Frühdiagnostik" bis 2017 mit 78.000 Euro. Weitere Informationen zu diesem Projekt:

  http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/index.htm?showid=4836


  Die AFI ist der größte private Förderer der Alzheimer-Forschung an deutschen Universitäten und öffentlichen Einrichtungen. Aktuell kann die AFI elf neue Forschungsprojekte mit insgesamt 706.000 Euro unterstützen. Das ist die größte Fördersumme seit Gründung der AFI 1995. Damit konnten bislang 177 Forschungsaktivitäten von engagierten Wissenschaftlern mit über 7,7 Millionen Euro finanziert werden.


  • Über die Alzheimer Forschung Initiative e.V.

  Die Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) ist ein eingetragener gemeinnütziger Verein. Seit 1995 fördert die AFI mit Spendengeldern Forschungsprojekte engagierter Alzheimer-Forscher und stellt kostenloses Informationsmaterial für die Öffentlichkeit bereit. Bis heute konnte die AFI 177 Forschungsaktivitäten mit über 7,7 Millionen Euro unterstützen und 750.000 Ratgeber und Broschüren verteilen. Interessierte und Betroffene können sich auf www.alzheimer-forschung.de fundiert über die Alzheimer-Krankheit informieren und Aufklärungsmaterial anfordern. Ebenso finden sich auf der Webseite Informationen zur Arbeit des Vereins und allen Spendenmöglichkeiten. Botschafterin der AFI ist die Journalistin und Sportmoderatorin Okka Gundel.


  

  Weitere Informationen finden Sie unter


  http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/index.htm?showyear=2015

  Alle geförderten Forschungsprojekte finden Sie mit Projektbeschreibung sowie Steckbrief der Forscher auf unserer Internetseite


  http://www.alzheimer-forschung.de/presse/pressemitteilungen.htm?showid=4853

  Kostenfreies Fotomaterial


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1829


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Alzheimer Forschung Initiative e.V., Dr. Christian Leibinnes, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT

  



  FORSCHUNG/599: Körpergröße beeinflusst Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes und Krebs (idw)


  

  Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 02.02.2016


  Körpergröße beeinflusst Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes und Krebs



  Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für Diabetesforschung (DZD) und der Harvard School of Public Health haben im Journal Lancet Diabetes & Endocrinology* die Erkenntnisse über den Zusammenhang von Körpergröße mit den bedeutsamsten Volkskrankheiten zusammengefasst. Große Menschen haben zwar ein erniedrigtes Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Typ-2-Diabetes, aber ein höheres Risiko für Krebs. Eine kalorienreiche Ernährung mit einem erhöhten Anteil an Milch und Milchprodukten in schnellen Wachstumsphasen, wie z.B. in der Schwangerschaft, ist wahrscheinlich für das weltweit zunehmende Größenwachstum und seine Zusammenhänge mit diesen Erkrankungen verantwortlich.


  Tübingen/Potsdam, 02.02.2016. Die Körpergröße ist weitgehend genetisch festgelegt, dennoch beobachtet man in den vergangenen Jahrzehnten weltweit eine stete Zunahme bei Kindern und Erwachsenen: Die Kinder sind im Erwachsenenalter fast immer deutlich größer als ihre Eltern. Die größte Zunahme der Körpergröße über die letzten Jahrzehnte findet man in den Niederlanden. Holländische Männer sind mittlerweile 20 cm größer als sie es vor 150 Jahren waren. Interessanterweise ist in den Niederlanden auch der Pro-Kopf-Konsum von Milch und Milchprodukten weltweit am höchsten.


  Diese Beobachtungen nahmen die Wissenschaftler des DZD, Prof. Norbert Stefan und Prof. Hans-Ulrich Häring von der Medizinischen Klinik IV in Tübingen und dem Institut für Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrums München an der Universität Tübingen (IDM) und Prof. Matthias Schulze vom Deutschen Institut für Ernährungsforschung in Potsdam (DIfE), in Zusammenarbeit mit Prof. Frank Hu von der Harvard School of Public Health und Medical School in Boston, USA, zum Anlass, die Ursachen und medizinischen Auswirkungen dieser Zunahme im Größenwachstum zu analysieren.


  Körpergröße beeinflusst Erkrankungsrisiko wichtiger Volkskrankheiten Die Untersuchung zeigt, dass die Körpergröße einen wichtigen Einfluss auf die Sterblichkeitsrate bestimmter Volkskrankheiten hat, und zwar unabhängig von Körperfettmasse und anderen modulierenden Faktoren. Bisherige Studien belegen anschaulich, dass große im Vergleich zu kleinen Menschen ein erniedrigtes Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Typ-2-Diabetes haben, aber ein erhöhtes Risiko haben, an Krebs zu erkranken. "Epidemiologische Daten zeigen, dass pro 6,5 cm Körpergröße das Risiko für kardiovaskuläre Sterblichkeit um 6 Prozent sinkt, dafür aber die Krebsmortalität um 4 Prozent steigt", erläutert Prof. Schulze.


  Mehrere Ursachen werden vermutet


  Die Autoren gehen davon aus, dass eine zunehmende Körpergröße Ausdruck eines Überangebots von hochkalorischer Nahrung reich an tierischem Eiweiß in verschiedenen Stadien des Wachstums ist. Dadurch könnte bereits im Mutterleib eine lebenslange Programmierung stattfinden, die bislang vor allem für das insulin like growth factor 1 und 2 sowie das IGF-1/2-System belegt werden konnte. Eine Aktivierung dieses Systems führt u.a. dazu, dass der Körper empfindlicher wird für die Wirkung des Insulins und, dass der Fettstoffwechsel günstig beeinflusst wird. "Entsprechend zeigen unsere neuen Daten, dass große Menschen insulinempfindlicher sind und einen geringeren Fettgehalt in der Leber haben, was ihr niedriges Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Typ-2-Diabetes mit erklären kann", schlussfolgert Prof. Stefan. Diese Erkenntnisse passen zu publizierten Daten, die nahelegen, dass große Menschen einen relativen Schutz vor Fettstoffwechselstörungen haben. Aber gerade diese Aktivierung des IGF-1/2-System und anderer Signalwege könnte zu einem erhöhten Risiko für bestimmte Krebsarten,vor allem Brustkrebs, Dickdarmkrebs, schwarzer Hautkrebs, führen, indem das Zellwachstum dauerhaft gefördert wird vermuten die Autoren. Es resultieren somit zwar positive Auswirkung für die Entstehung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Typ-2-Diabetes, aber negative Auswirkungen für die Entstehung von Krebs.


  Fazit: Körpergröße bei Prävention stärker berücksichtigen


  Die Wissenschaftler plädieren dafür, den Faktor Größenwachstum und Körpergröße mehr als bislang bei der Prävention der genannten Volkskrankheiten einzubeziehen. Diesbezüglich sollten Ärzte besonders dafür sensibilisiert werden, dass große Menschen, obwohl sie weniger häufig mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Typ-2-Diabetes auffallen, ein erhöhtes Risiko für Krebskrankheiten haben. Schließlich kommt der Ernährung, vor allem in der Schwangerschaft und im Kindes- und Jugendalter, eine bislang unterschätzte Bedeutung zu.


  • Deutsches Zentrum für Diabetesforschung (DZD)

  Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung (DZD) e.V. ist eines der sechs Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es vernetzt Experten auf dem Gebiet der Diabetesforschung und verbindet durch seinen integrativen Forschungsansatz Grundlagenforschung, Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, einen wesentlichen Beitrag zur erfolgreichen Prävention, Diagnose und Therapie des Diabetes mellitus zu leisten.

  Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt, das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München sowie weitere Projektpartner.

  www.dzd-ev.de


  

  Quelle

  Norbert Stefan, Hans-Ulrich Häring, Frank B Hu, Matthias B Schulze. Divergent associations of height with cardiometabolic disease and cancer: epidemiology, pathophysiology, and global implications. Lancet Diabetes & Endocrinology 2016 [epub ahead of print]

  http://dx.doi.org/10.1016/S2213-8587(15)00474-X


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.dzd-ev.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1604
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  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Deutsches Zentrum für Diabetesforschung, Dr. Astrid Glaser, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT

  



  INFEKTION/1481: Extrem resistenter Tuberkulose-Erreger entwickelt weitere Resistenzen gegen neue Antibiotika (idw)


  

  Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 02.02.2016


  Extrem resistenter Tuberkulose-Erreger entwickelt weitere Resistenzen gegen neue Antibiotika



  Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter Leitung des Leibniz Forschungszentrums Borstel, des Instituts für Mikrobiologie und Laboratoriumsdiagnostik in Gauting, des Instituts für Medizinische Mikrobiologie der Universität Zürich und des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF) haben bei einem Tuberkulose-Patienten zum erstem Mal einen extrem resistenten Mycobacterium tuberculosis Stamm mit zusätzlichen Resistenzen gegenüber den neuen Antibiotika Delamanid und Bedaquilin nachgewiesen.


  Mit über neun Millionen Fällen und mehr als eineinhalb Millionen Toten pro Jahr ist die Tuberkulose (TB) immer noch eine der gefährlichsten Infektionskrankheiten weltweit. Eine große Herausforderung für die TB-Bekämpfung ist die Ausbreitung multiresistenter (MDR) oder extrem resistenter (XDR) Tuberkulose-Erreger im osteuropäischen und asiatischen Raum. MDR/XDR-Bakterien haben Veränderungen im Erbgut, die sie gegenüber den wirksamsten Anti-Tuberkulosemitteln unempfindlich machen. Dadurch kann die normale Therapie, die schon eine Behandlung von sechs Monaten umfasst, nicht mehr eingesetzt werden. Bei der MDR-TB-Therapie steigen Behandlungsdauer, Nebenwirkungen und Kosten mit der Resistenz der Erreger dramatisch an, während ihre Wirksamkeit sinkt. Das führt dazu, dass weltweit über die Hälfte aller XDR-TB-Infektionen nicht erfolgreich behandelt werden können.


  Große Hoffnungen werden daher in die neuen Medikamente Bedaquilin (Sirturo®, Janssen-Cilag, USA) und Delamanid (Deltyba®, Otsuka Novel Products, Japan) gesetzt, die im Jahr 2014 zur Therapie zugelassen wurden und auch gegen MDR-Tuberkulose-Erreger wirken. Die Antibiotika wurden wegen des riesigen Bedarfs und des Fehlens alternativer Substanzen in einem beschleunigten Verfahren zur Zulassung gebracht.


  Allerdings zeigte sich die hohe Anpassungsfähigkeit der Tuberkulose-Erreger schnell: etwa sechs Monate später berichteten Forscher der Universität Zürich über Bedaquilin-resistente Tuberkulose-Bakterien bei einem jungen Tibeter, der das Mittel im Rahmen einer MDR-TB-Behandlung in der Schweiz bekommen hatte. Der schwerkranke Patient wurde aufgrund des Versagens der Bedaquilin-Therapie mit Delamanid und sechs weiteren Antibiotika behandelt. Obwohl es dem Patienten zunächst rasch besser ging, brach die TB zwei Monate später erneut aus. Daraufhin führte das Referenzlabor der Weltgesundheitsorganisation in Gauting bei München weitere spezielle Antibiotika-Resistenztests durch.


  Die Gautinger Wissenschaftler um den Arzt Dr. Harald Hoffmann stellten fest, dass die Bakterien zusätzlich zur bestehenden Bedaquilin- auch noch eine Delamanid-Resistenz entwickelt hatten. In Zusammenarbeit mit der Gruppe um Prof. Dr. Stefan Niemann vom Forschungszentrum Borstel und Dr. Peter Keller vom Institut für Medizinische Mikrobiologie, Universität Zürich, konnten die Forscher eine Veränderung im Erbgut als Ursache der Resistenz erkennen.


  "Die Studie verdeutlicht die hohe Anpassungsfähigkeit der Tuberkulose-Erreger. Neue Medikamente können durch Veränderungen im Erbgut des Erregers schnell unwirksam werden. Zudem besteht die Gefahr, dass diese neu erworbenen Resistenzen durch direkte Übertragung des Erregers und Neuinfektionen weitergegeben werden und zu lokalen oder regionalen MDR-TB-Ausbrüchen führen", erläutert Stefan Niemann, der im DZIF den Forschungsschwerpunkt Tuberkulose koordiniert.


  In diesem Fall konnten die Forscher eine Veränderung eines der Proteine aus dem Flavinstoffwechsel als Ursache ausmachen, ein Stoff, der für das Aktivieren des Antibiotikums nötig ist. Die genaue Kenntnis des Resistenzmechanismus bietet aber auch Chancen: Zum einen können Resistenzen in klinischen Isolaten nachgewiesen werden, zum anderen bietet sich nun die Möglichkeit, die Resistenz zu umgehen.


  "Eine mögliche Option wäre zum Beispiel, Patienten das Flavin zusammen mit den Wirkstofftabletten zu verabreichen und somit einer Resistenzentwicklung vorzubeugen", so Harald Hoffmann. "Ob das funktioniert, müssen zunächst weitere Laborversuche zeigen."


  

  Veröffentlichung:

  Harald Hoffmann, Thomas A. Kohl, Sabine Hofmann-Thiel, Matthias Merker, Patrick Beckert, Katia Jaton, Lubov Nedialkova, Evgeni Sahalchyk, Thomas Rothe, Peter M. Keller, Stefan Niemann. Delamanid and Bedaquiline resistance in Mycobacterium tuberculosis ancestral Beijing genotype causing XDR-TB in a Tibetian refugee. American Journal of Respiratory and Critical Care Medicine, February, 2016, Vol. 193 No. 3. doi: 10.1164/rccm.201502-0372LE


  Kontakt:

  Prof. Stefan Niemann

  Forschungszentrum Borstel -

  Leibniz-Zentrum für Medizin und Biowissenschaften

  Deutsches Zentrum für Infektionsforschung (DZIF)

  E-Mail: sniemann@fz-borstel.de


  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.atsjournals.org/journal/ajrccm /

  zur Veröffentlichung


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1833
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  INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA

  



  MELDUNG/366: Pfizer und GlaxoSmithKline - Milliardenerlöse auf Kosten des Impfschutzes für Kinder (ÄoG)


  

  Ärzte ohne Grenzen - 2. Februar 2015


  Pfizer und GlaxoSmithKline - Milliardenerlöse auf Kosten des Impfschutzes für Kinder



  Berlin, 2. Februar 2016. Die internationale Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen fordert von den Pharmakonzernen Pfizer und GlaxoSmithKline (GSK) anlässlich der Bekanntgabe der Quartalsergebnisse deutliche Preissenkungen ihrer Pneumokokken-Impfstoffe. An meist durch Pneumokokken ausgelöster Lungenentzündung sterben jährlich fast eine Million Kinder unter fünf Jahren, so viele wie an keiner anderen Infektionskrankheit weltweit. Derzeit gibt es für diese Altersgruppe nur die Impfstoffe von Pfizer und GSK gegen Lungenentzündung. Diese sind jedoch für die Gesundheitssysteme vieler ärmerer Länder zu teuer.


  "Pfizer und GlaxoSmithKline haben mit ihren Blockbuster-Impfstoffen gegen Lungenentzündung schon mehr als 28 Milliarden US-Dollar Umsatzerlöse erzielt", erklärt Marco Alves von der Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen. "Der hohe Preis ist gut für die Firmenbilanz, aber verheerend für viele Kinder in ärmeren Ländern, die dadurch nicht geschützt werden können. Wir fordern Pfizer und GSK auf, den Preis je Kind auf fünf US-Dollar für die drei notwendigen Dosen zu senken."


  Derzeit liegt der weltweit niedrigste Preis für die Immunisierung eines Kindes bei knapp zehn US-Dollar. Er gilt nur für die ärmsten Länder, die den Impfstoff über die globale Impfallianz Gavi beziehen. In den Jahren 2011bis 2015 war allein der Pneumokokken-Impfstoff für die Hälfte aller Ausgaben von Gavi für Impfstoffe verantwortlich. Deutschland hat im vergangenen Jahr den Beitrag an Gavi auf 600 Millionen Euro für die kommenden fünf Jahre erhöht. "Deutschland sollte auch im Interesse eines effizienten Einsatzes von Steuergeldern ein Interesse daran haben, dass Pfizer und GlaxoSmithKline ihre Impfstoffpreise drastisch senken. Wir rufen alle auf, unsere Petition zu unterstützen und Druck auf die Pharmaunternehmen auszuüben", sagt Alves.


  Im vergangenen April hat Ärzte ohne Grenzen die Kampagne "A Fair Shot: Bezahlbarer Impfstoff für jedes Kind" gestartet, mit der Pfizer und GSK aufgefordert werden, den Preis ihrer Impfstoffe für ärmere Länder und humanitäre Organisationen auf fünf US-Dollar pro Kind zu senken.


  

  Link zur Petition:

  https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/bezahlbarer-impfschutz


  Im Januar 2015 veröffentlichte Ärzte ohne Grenzen den Bericht "The Right Shot: Bringing Down Barriers to Affordable and Adapted Vaccines" über die Preisgestaltung bei Impfstoffen. Er zeigt, dass durch teure neue Impfstoffe, vor allem gegen Pneumokokken, die vollständige Immunisierung eines Kindes in den ärmsten Ländern der Welt heute 68 Mal so teuer ist wie im Jahr 2001:

  http://msf.de/gO


  *


  Quelle:

  Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

  Pressemitteilung vom 2. Februar 2015

  Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

  Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

  Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

  E-Mail: office@berlin.msf.org

  Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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  WIRKSTOFF/569: Extrakte aus der Zistrose - Antivirale Aktivität gegen HIV und Ebolaviren in Zellkulturen (idw)


  

  Helmholtz Zentrum München / Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 02.02.2016


  Extrakte aus der Zistrose: Antivirale Aktivität gegen HIV und Ebolaviren in Zellkulturen



  Neuherberg, 02. Februar 2016. Extrakte der als Heilpflanze bekannten Zistrose (Cistus incanus) inaktivieren HI-Viren, Ebola- oder Marburg-Viren und verhindern ihre Vermehrung in Laborexperimenten. Die Extrakte blockieren das Andocken der Viren an Zellen. Dazu binden Inhaltsstoffe der Extrakte selektiv an die Viruspartikel und verhindern so die Infektion. Das berichten Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München (HMGU) in "Scientific Reports"*.


  Virale Infektionen sind für Ärzte nach wie vor eine große Herausforderung, obwohl zum Beispiel für HIV/AIDS etliche antivirale Wirkstoffe verfügbar sind. Gegen HIV/AIDS werden aufgrund von Resistenzbildung dringend neuartige Wirkstoffe benötigt und gegen Ebola- oder Marburg-Viren gibt es derzeit noch keine zugelassenen Präparate. Jetzt haben Prof. Dr. Ruth Brack-Werner und Dr. Stephanie Rebensburg vom Institut für Virologie (VIRO) des Helmholtz Zentrums München gezeigt, dass Extrakte aus Cistus incanus virostatische Eigenschaften aufweisen.


  HIV: breite Aktivität, keine Resistenz


  Das Team um Brack-Werner arbeitete mit klinischen Isolaten des Humanen Immundefizienz-Virus (HIV) vom Typ 1 und 2, einschließlich eines HIV-Stammes, der gegen mehrere therapeutisch eingesetzte antivirale Wirkstoffe resistent ist. "Extrakte der Zistrose inaktivierten HI-Viren bei allen Experimenten", sagt Brack-Werner. Sie blockieren virale Hüllproteine, womit das Andocken der Viren an die Wirtszellen verhindert wird. Selbst nach 24-wöchigen Labortests entstanden keine Resistenzen. "Unsere Ergebnisse zur anti-HIV-1-Wirkung von Cistus incanus liefern erste Hinweise, dass käuflich erhältliche Extrakte aus der Zistrose, oder anderen Pflanzen wie Pelargonium sidoides** für die Entwicklung von neuartigen und wissenschaftlich fundierten Phytotherapeutika gegen HIV genutzt werden könnten", sagt Brack-Werner. "Da die antivirale Wirkungsweise der von uns untersuchten Pflanzenextrakte sich von allen bisher klinisch eingesetzten Medikamenten gegen HIV-1 unterscheidet, wären solche Präparate eine wertvolle Ergänzung der Palette an etablierten Arzneistoffen".


  Breite antivirale Wirkung auch gegen Ebola- und Marburg-Erreger


  Die Extrakte der Zistrose waren nicht nur gegen HIV sondern auch gegen Viruspartikel mit Hüllproteinen von Ebola- bzw. Marburg-Viren aktiv. Das Team von Ruth Brack-Werner fand auch Hinweise dafür, dass Cistus-Extrakte viele antivirale Inhaltsstoffe enthalten, die in Kombination wirken könnten. Zusammen mit der bereits in der Literatur beschriebenen antiviralen Aktivität von Cistus Extrakten gegen Influenzaviren, belegen die Ergebnisse die breite antivirale Wirkung von Cistus Extrakten gegen wichtige humanpathogene Viren.


  Cistus-Extrakte zur globalen Bekämpfung lebensbedrohlicher Virusinfektionen


  Virusbedingte Infektionen zählen zu den weltweit zehn häufigsten Todesursachen bei Menschen (HIV/AIDS: gelistet als Rang 6 von der WHO). Die Entdeckungen aus Brack-Werners Labor eröffnen eine Reihe neuer Anwendungen im globalen Kampf gegen virale Infektionskrankheiten. Hierzu zählt etwa die Entwicklung von optimierten antiviralen Gemischen aus Pflanzenextrakten als Phytotherapeutika. Cremes oder Gels könnten als Mikrobizide die sexuelle Verbreitung von Erregern wie HIV verhindern, da Cistus-Extrakte die Infektiosität von Viruspartikel unterbinden. Darüber hinaus sind Cistus- und Pelargonium-Pflanzenextrakte vielversprechende Quellen für die Isolierung von neuen Wirkstoffklassen bzw. -Molekülen. Die jetzt veröffentlichten weiterführenden Arbeiten im Labor zielen auf die Untersuchung der antiviralen Aktivitäten dieser pflanzlichen Extrakte beim Menschen und die Charakterisierung ihrer antiviralen Inhaltsstoffe ab.


  

  Weitere Informationen


  Original-Publikationen:


  * Rebensburg, S. et al. (2016) Potent in vitro antiviral activity of Cistus incanus extract against HIV and Filoviruses targets viral envelope proteins. Scientific Reports, doi: 10.1038/srep20394

  www.nature.com/articles/srep20394


  ** Helfer, M. et al. (2014), The root extract of the medicinal plant Pelargonium sidoides is a potent HIV-1 attachment inhibitor. PLOS ONE, doi: 10.1371/journal.pone.0087487.

  http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0087487


  • Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose, Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.

  www.helmholtz-muenchen.de


  Das Institut für Virologie (VIRO) untersucht Viren, die Menschen chronisch infizieren und lebensbedrohliche Krankheiten hervorrufen können. Der Fokus liegt auf dem AIDS-Erreger HIV, endogenen Retroviren, die in unserer Keimbahn integriert sind, sowie Hepatitis-B- und C-Viren, die Leberzirrhose und hepatozelluläre Karzinome verursachen. Molekulare Studien identifizieren neue diagnostische und therapeutische Konzepte, um diese Virus-Erkrankungen zu verhindern und zu behandeln bzw. die Entstehung von virusinduzierten Tumoren zu vermeiden.

  www.helmholtz-muenchen.de/viro


  Fachlicher Ansprechpartner

  Prof. Dr. Ruth Brack-Werner

  Helmholtz Zentrum München -

  Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (GmbH)

  Institut für Virologie

  Ingolstädter Landstr. 1, 85764 Neuherberg

  E-Mail: brack@helmholtz-muenchen.de


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution44


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt, Sonja Opitz, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK

  



  COMPUTER/579: Selbstlernende Software für bessere medizinische Diagnosen (idw)


  

  Fraunhofer MEVIS / Institut für Bildgestützte Medizin - 02.02.2016


  Selbstlernende Software für bessere medizinische Diagnosen



  Gemeinsam mit niederländischen Forschern startet Fraunhofer MEVIS ein Projekt, bei dem der Computer verdächtige Abweichungen in medizinischen Bilddaten erkennt MRT, CT, Pathologie - Ärzte müssen immer mehr und immer komplexere medizinische Bilddaten berücksichtigen, um Diagnosen zu stellen und Therapien zu überwachen. Eine effektive Unterstützung soll ein neuer Ansatz bieten, an dem das Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medizin MEVIS in Bremen arbeitet: Beim kürzlich gestarteten Projekt AMI (Automation in Medical Imaging) sollen selbstlernende Computeralgorithmen die Datenfluten automatisch durchforsten und nach Auffälligkeiten suchen, um dadurch künftig die Treffsicherheit von computergenerierten Diagnosen zu steigern. Projektpartner ist die niederländische Radboud-Universität Nijmegen mit einer der weltweit führenden Forschergruppen für automatische Bildauswertung.


  "Diese sogenannten Deep Learning Algorithmen können ihre Stärken vor allem dann ausspielen, wenn riesige Datenmengen zu bewältigen sind", sagt MEVIS-Forscher Markus Harz. Solche Datenfluten fallen etwa an, wenn Hochrisikopatienten über längere Zeiträume immer wieder durchleuchtet werden müssen. Bei der Analyse geht es darum, feinste Unterschiede zwischen neueren und älteren Aufnahmen zu erkennen, um zum Beispiel Tumoren im Frühstadium aufzuspüren.


  "Nicht selten verraten sich solche Unterschiede durch leicht veränderte Grauwerte in den Aufnahmen", erläutert Harz. "Solche Veränderungen von Form, Grauwert oder Textur können Rechner hervorragend unterscheiden. Ein Computer kann sogar selbst herausfinden, welche der Veränderungen entscheidend sind." So könnte er all jene Fälle aussortieren, bei denen sich keine Unterschiede zwischen älteren und neuen Aufnahmen zeigen. Der Arzt bräuchte sich dann nur noch mit jenen Fällen zu befassen, auf denen potenziell verdächtige Veränderungen zu sehen sind.


  Überall auf der Welt sind Expertenteams dabei, vielversprechende Computeralgorithmen zur automatischen Bilderkennung und Diagnose zu entwickeln. Doch viele dieser Projekte laufen Gefahr, im Forschungsstadium zu enden - häufig ist die Zulassung der Genehmigungsbehörden schwer zu erlangen. "Hierfür muss man natürlich beweisen, dass die neuen Methoden zuverlässig sind und weniger Fehler als bisher machen", erläutert Harz. "Mit dem AMI-Projekt wollen wir einige Lücken auf dem Weg zur Zulassung schließen und Computeralgorithmen entwickeln, die sich deutlich leichter zertifizieren lassen."


  Um zu prüfen, wie leistungsfähig ihre selbstlernenden Programme sind, wollen die Forscher sie kontinuierlich mit realen medizinischen Daten abgleichen. Diese Daten kommen von der Klinik in Nijmegen und demnächst auch von Kliniken aus der ganzen Welt, wo sie die Ärzte mit maschinenlesbaren Anmerkungen zu wichtigen diagnostischen Details versehen. Anhand dieser Anmerkungen können die Software-Entwickler überprüfen, wie sicher und genau ihre Programme bei der Analyse der medizinischen Bilddaten sind. Anschließend können die Forscher diese Programme in die Arbeitsabläufe der Ärzte integrieren und feststellen, an welchen Stellen die Automatisierung hilfreich ist und an welchen nicht. "Durch diese enge Verzahnung von Medizinern und Entwicklern wollen wir zuverlässige und leistungsfähige Programme entwickeln, die bei den Ärzten auf eine hohe Akzeptanz stoßen", sagt Harz. "Und je mehr die Computer lernen, eigenständig zu entscheiden, desto wichtiger ist es, effiziente Schnittstellen mit dem Menschen zu entwickeln."


  • Das AMI-Team will den neuen Ansatz anhand dreier konkreter Beispiele entwickeln:


  
    	Krebsfrüherkennung bei Risikopatienten: Menschen, die beispielsweise ein erhöhtes Risiko haben, an Lungenkrebs zu erkranken, werden regelmäßig untersucht, etwa durch einen jährlichen CT-Scan der Lunge. Automatische Algorithmen sollen Aufnahmen aus verschiedenen Jahren vergleichen und nach verdächtigen Gewebeveränderungen suchen. Die Projektpartner aus Nijmegen haben bereits eine Software entwickelt. Bei AMI soll sie verfeinert werden, um Lungen- und andere Tumorarten automatisch zu vermessen und so den Therapieerfolg besser verfolgen zu können.


    	Augenheilkunde: Die häufigsten Erkrankungen der Netzhaut können nur effektiv geheilt werden, wenn die Therapie eng überwacht wird. Dazu werden die Patienten regelmäßig mit verschiedenen Bildmodalitäten wie zum Beispiel Laserscans untersucht, wobei enorme Datenmengen anfallen. Mittels modernster Mustererkennungsmethoden soll der Computer die Bilder analysieren, Veränderungen erkennen und präzise vermessen. Ferner wollen die Experten in den Aufnahmen verschiedener bildgebender Verfahren die Indikatoren für weitere Krankheitsbilder identifizieren. Das Ziel: der erste multimodale Augenheilkunde-Computerarbeitsplatz.


    	Digitale Pathologie: Bei Tumorpatienten hilft die mikroskopische Analyse von Gewebeschnitten der regionalen Lymphknoten dabei, die erfolgversprechendste Therapie zu wählen. Finden sich winzige Metastasen in den Gewebeproben, ist das ein Hinweis auf schlechtere Heilungschancen. Der Computer soll die digitalisierten, hochaufgelösten Gewebeschnitte analysieren und kleinste Mikrometastasen aufspüren.

  


  "Bei allen drei Anwendungsfällen wollen wir erreichen, dass der Computer technisch im Stande ist, eine diagnostische Entscheidung alleine zu treffen.", erläutert Markus Harz. "Der Arzt erhält aber immer einen Report, mit dem er die Entscheidungsfindung detailliert nachvollziehen und gegebenenfalls korrigieren kann." Die Ziele von AMI: Die Forscher wollen einen Prozess schaffen, der die Entwicklung selbstlernender Programme entscheidend vereinfacht. Und: Die im Projekt entwickelten Softwarekomponenten sollen sich leicht und unkompliziert in die gängigen Softwaresysteme der Medizintechnik einbauen lassen.


  • AMI steht für "Automation in Medical Imaging". Das Projekt startete im Oktober 2015, ist für drei Jahre angelegt und umfasst ein Projektvolumen von zwei Millionen Euro. AMI ist ein Vorhaben der "ICON"-Initiative, bei der die Fraunhofer-Gesellschaft die enge Zusammenarbeit ihrer Institute mit einer Forschungseinrichtung aus dem Ausland fördert. Projektpartner von Fraunhofer MEVIS bei AMI sind die "Diagnostic Image Analysis Group" von Prof. Dr. Bram van Ginneken sowie beteiligte klinische Arbeitsgruppen der Uniklinik der Radboud-Universität Nijmegen in den Niederlanden.


  

  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.mevis.fraunhofer.de/aktuelles/presseinformation/article/selbstlernende-software-fuer-bessere-medizinische-diagnosen.html


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution558


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  Fraunhofer MEVIS - Institut für Bildgestützte Medizin, Bianka Hofmann, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN

  



  KONGRESS/461: Berlin - "Rehabilitation, Nachsorge und Integration nach Schädelhirnverletzung", 25.-26.02.2016


  

  ZNS / Hannelore Kohl Stiftung - 02.02.2016


  10. Nachsorgekongress, 25./26. Februar 2016, Eventpassage, Kantstraße 8, 10623Berlin



  Unter der Schirmherrschaft von Andrea Nahles, Bundesministerin für Arbeit und Soziales, findet am 25. und 26. Feb. 2016 zum 10. Mal der Nachsorgekongress "Rehabilitation, Nachsorge und Integration nach Schädelhirnverletzung" statt. Die Teilnehmer erwarten spannende Themen mit einem breiten Angebot an Vorträgen, Foren und Erfahrungsberichten rund um das Thema "Wege aus der medizinischen Rehabilitation in die Teilhabe - Lösungsansätze!".


  Dabei stehen die Betroffenen und deren Familien im Fokus - denn ausschlaggebend ist, worauf es ihnen in der für sie veränderten Lebenssituation ankommt. Zudem wird die Sicht der Leistungserbringer und Kostenträger eingebunden, damit diese von der Veranstaltung realisierbare Ansätze für ihre tägliche Arbeit mitnehmen.


  Teilhabe für Menschen mit erworbenen Schädelhirnverletzungen ist dringend erforderlich und vom Gesetzgeber vorgesehen. Doch wie sieht die Lebensrealität der meisten Betroffenen tatsächlich aus - wie ist der gesetzlich verankerte Anspruch auf Teilhabe im Anschluss an die medizinische Rehabilitation nach einer erworbenen Hirnschädigung umsetzbar. Welche Leuchtturmprojekte haben sich in der Praxis bewährt? Gibt es Ansätze, die weiterentwickelt werden können/müssen?


  Antworten auf diese Frage bietet der 10. Nachsorgekongress. Im Rahmen der Veranstaltung werden verschiedenste Aspekte des Veranstaltungsthemas mit dem Ziel aufgegriffen, den Prozess der Rehabilitation und den Übergang in die nachgehende individuelle Teilhabesituation für die betroffenen Menschen zu verbessern. Dazu wurden VertreterInnen aller Sozialversicherungsverbände zur Diskussion eingeladen.


  Im interdisziplinären Austausch mit Betroffenen/Angehörigen, Leistungserbringern und Rehaträgern werden in fünf Diskussionsforen konkrete Anregungen erarbeitet zu:


  
    	"Alte Berge, neue Pfade - Kindheit/Adoleszenz, Rehabilitation und Teilhabe"

  


  - "Regionale unabhängige Beratung - ein entscheidender Baustein für einen individuellen erfolgreichen Teilhabeprozess - Welche Strukturen und Qualitätsstandards in der Beratung von MeH gibt es bisher und was muss sich noch ändern?"


  - "Ausbildung, Studium, berufliche Neuorientierung nach erworbener Hirnschädigung - Wege in den 1. Arbeitsmarkt"


  - "Mit nachgehender Reha und Kurzzeitpflege in die Teilhabe - Fit für zuhause"


  - "Sind Recht haben und Recht kriegen zweierlei?

  Leistungen zu Rehabilitation und Teilhabe"


  

  Anmeldung unter:

  www.nachsorgekongress.de/nsk_anmeldung/nsk_anmeldung_formular_2016/


  Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.


  Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

  http://idw-online.de/de/attachment48552

  10.Nachsorgekongress, 25.02./26.02.2016, Berlin, Programm


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

  http://idw-online.de/de/institution1540


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

  ZNS - Hannelore Kohl Stiftung, Nicola Jung, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN

  



  JAZZ/1963: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Swing on a String ... Swing, Jazz und klassische Zigeunermusik, 11.3.2016


  

  Kulturcafé Komm du - März 2016


  Swing on a String - Swingende Jazzimprovisationen auf Saiteninstrumenten nach dem Vorbild Django Reinhardts


  Konzert am Freitag, 11. März 2016, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du

  



  
    [image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto der vier Musiker des Jazzquartetts 'Swing on a String' bei einem Auftritt im 'Komm du' - Foto im Flyer: © by Schattenblick]

  


  Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

  am Freitag, den 11.03.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:


  Swing on a String - Caféhausmusik

  Swingende Jazzimprovisationen auf Saiteninstrumenten


  Mit Jazz-Traditionals und Zigeunermusik schaffen die vier Musiker von Swing on a String eine ganz besondere Atmosphäre. Die Formation sieht sich in der Tradition des von Django Reinhardt und Stéphane Grappelli 1934 in Paris gegründeten Quintette du Hot Club de France, dem ersten ausschließlich mit Saiteninstrumenten besetzten Jazz-Ensemble, dessen ursprünglicher Besetzungsform sie treu geblieben sind. In der Musik von Django Reinhardt liefen viele Traditionen zusammen: u. a. swingender Beat, Bebop, Elemente der Sinti-Musik und des Flamenco. Hinzu kam eine außergewöhnliche Spieltechnik, die der Ausnahmekünstler für seine durch einen Unfall verletzte Griffhand neu entwickelt hatte. Virtuose Klänge, die bis heute lebendig geblieben sind.



  
    [image: Die vier Musiker des Jazzquartetts 'Swing on a String' bei einem Auftritt in der Parkresidenz in Hamburg - © by Gernot Fricke]


    Das Jazz-Ensemble "Swing on a String"

    © by Gernot Fricke

  


  

  Zu Swing on a String gehören:


  Gary Castle (Gitarre und Gesang)

  Gernot Fricke (Geige und Gesang)

  Jürgen Günther (Gitarre, Banjo und Gesang)

  Thomas Koch (Kontrabass)


  

  Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

  Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de


  Eintritt frei / Hutspende



  
    [image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]


    Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

    Foto: © 2013 by Schattenblick

  


  Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss


  Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie


  Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.


  Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...


  Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr,

  Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.


  Näheres unter:

  http://www.komm-du.de

  http://www.facebook.com/KommDu


  Kontakt:

  Kulturcafé Komm du

  Buxtehuder Straße 13

  21073Hamburg

  E-Mail: kommdu@gmx.de

  Telefon: 040 / 57 22 89 52


  Komm du-Eventmanagement

  Telefon: 04837/90 26 98

  E-Mail: redaktion@schattenblick.de


  

  Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...


  Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

  Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

  http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml


  *


  Quelle:

  MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

  Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

  Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

  E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

  Internet: www.schattenblick.de
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  AUSLAND/7883: Aus aller Welt - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Paris möchte Ausnahmezustand verlängern


  Trotz Protesten linker Parteien und Gewerkschaften gegen eine Verlängerung des Ausnahmezustands in Frankreich haben Innenminister Bernard Cazeneuve und Premierminister Manuel Valls heute einen Gesetzentwurf auf den Weg gebracht, der die umstrittenen Sonderrechte für Sicherheitsorgane um drei Monate verlängert und Regelungen zum Ausnahmezustand in der Verfassung verankert. Die Plenarberatungen in der Nationalversammlung beginnen am Freitag.


  3.Februar 2016
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  JUSTIZ/7883: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Messerstecher muß für acht Jahre ins Gefängnis


  Das Landgericht Wuppertal hat einen 25 Jahre alten Mann aus dem rechten Milieu wegen versuchten Totschlags zu einer achtjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. Er hatte einem 54jährigen aus der linken Szene acht Mal mit einem Messern in den Rücken gestochen. Das Opfer mußte 20 Tage ins künstliche Koma versetzt werden. Zwei Komplizen verurteilte das Gericht zu eineinhalb Jahren Haft ohne Bewährung und zu neun Monaten mit Bewährung.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  MILITÄR/7878: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Syrische Armee unterbricht Nachschublinie des IS


  In Syrien haben die Regierungstruppen mit Unterstützung durch Volksmilizen eine für die IS-Dschihadisten wichtige Nachschubverbindung zwischen Aleppo und der Türkei abgeschnitten. Nach Mitteilung der syrischen Armee soll die Offensive nördlich von Aleppo in Richtung türkischer Grenze fortgesetzt werden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  POLITIK/7881: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Wagenknecht kritisiert Steinmeiers Besuch in Riad


  Linken-Fraktionschefin Sahra Wagenknecht hat den Besuch von Außenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) in Saudi-Arabien als moralische Bankrotterklärung kritisiert. Steinmeier legitimiere damit die saudische Kopf-ab-Diktatur, sagte Wagenknecht einem Bericht des Spiegel-Magazins zufolge. Sie forderte zudem, die umstrittenen Waffengeschäfte mit Riad zu stoppen. Die saudische Regierung steht unter anderem wegen der Hinrichtung des regierungskritischen schiitischen Geistlichen Scheich Nimr Baker al Nimr und weiterer 47 Menschen in der Kritik. Die Exekution löste eine schwere diplomatische Krise zwischen Saudi-Arabien und dem Iran aus.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  SONSTIGES/7880: Tragisches und Kurioses - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Autofahrer fährt in Krankenhaus-Eingang


  Ein Auto hat die etwa fünf Meter hohe gläserne Eingangsfront der Asklepios-Klinik in Hamburg-Harburg durchbrochen. Neun Menschen wurden dabei leicht verletzt. Warum der Fahrer in einer Kurve geradeaus fuhr und in den Eingangsbereich der Klinik krachte, war zunächst unklar.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WISSENSCHAFT/6964: Aus Forschung und Technik - 03.02.2016 (SB)



  MELDUNGEN



  Forscher finden größere Mengen Wassereis auf Pluto


  Neue Aufnahmen der Sonde New Horizons von Pluto weisen laut NASA-Wissenschaftler auf größere Mengen gefrorenes Wasser hin als bisher angenommen. Die Aufnahmen sind im Juli vergangenen Jahres aus einer Entfernung von rund 108.000 Kilometern entstanden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  AUSLAND/6976: Aus aller Welt - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Nordirakische Kurden wollen über eigenen Staat abstimmen


  Im autonomen nordirakischen Kurdengebiet hat der amtierende Präsident Massud Barsani ein unverbindliches Referendum angekündigt, mit dem die Bürger über die Unabhängigkeit ihrer Region von Bagdad abstimmen können. Barsanis Büro in Erbil gab bekannt, die Zeit für eine derartige Volksabstimmung sei gekommen, die Bedingungen dafür stimmten. Beobachter erwarten ein positives Votum von 90 Prozent der Referendumsteilnehmer. Das Kurdengebiet ist bereits weitgehend selbständig. Die irakische Verfassung gesteht den Kurden eine umfangreiche Autonomie zu. Die Region hat einen eigenen Haushalt, unterhält eigene Truppen und wickelt ihre Ölexporten in Eigenregie ab. Außerdem werden die kurdischen Peschmerga im Kampf gegen die Miliz Islamischer Staat vom westlichen Ausland mit Waffen und Militärberatern unterstützt. Internationale Verträge kann das Autonomiegebiet aber nicht abschließen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  GESUNDHEIT/6937: Medizin und Gesundheitswesen - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Immer mehr Patienten aus dem Ausland kommen nach Deutschland


  Die medizinische Versorgung in Deutschland wird offenbar im Ausland zunehmend positiv gesehen. Laut Deutschem Ärzteblatt ließen sich 2014 mehr als 251.000 Patienten aus 176 Ländern stationär wie auch ambulant in Deutschland behandeln. Das entspricht einem Zuwachs von 4,4 Prozent gegenüber dem Jahr davor und einer Verdopplung der Zahlen innerhalb von zehn Jahren. Jens Juszczak von der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg in Sankt Augustin hält den hervorragenden Ruf deutscher Ärzte im Ausland als ausschlaggebend. Außerdem ist in Deutschland die medizintechnische Ausstattung von Kliniken und Praxen ausgesprochen gut. Den Daten zufolge kommen die meisten dieser Patienten aus Rußland.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  JUSTIZ/6965: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Polizei in Flensburg räumt autonomes Kulturzentrum


  In Flensburg haben starke Polizeikräfte am Mittwochmorgen das autonome Kulturzentrum Luftschloßfabrik auf dem Harniskai geräumt. Dabei kamen Wasserwerfer zum Einsatz. Die letzten Besetzer hatten sich auf dem Gelände verbarrikadiert. Die anderen waren mit ihren Wohnwagen am Vortag abgezogen.


  Beamte, welche mit Räumgerät gegen die Barrikaden vorgingen, wurden mit Steinen, Böllern und Holzlatten beworfen. Ein Paar hatte sich am Nachmittag an einer aufgetürmten Holzkonstruktion angekettet. 17 Menschen wurden festgenommen. Sie erwarten Strafverfahren wegen Landfriedensbruchs.


  Das Gelände mit seinen Gebäuden war seit mehr als zwei Jahren von überwiegend jungen Menschen genutzt worden. Anderweitige Nutzungspläne liegen nach wie vor nicht vor. Der Pächter war nach Rechtsstreitigkeiten mit der Stadt verpflichtet, das Gelände geräumt zu übergeben. Die Stadtverwaltung hatte die Räumung des Kulturzentrums am Dienstagabend genehmigt.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  KULTUR/6891: Sprache, Kunst und Medium - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Kabinett beschließt Buchpreisbindung auch für E-Books


  Nach einem Beschluß des Bundeskabinetts von gestern soll die Buchpreisbindung künftig auch für elektronische Bücher gelten. Die Verlage werden dann verpflichtet, neben gedruckten Büchern auch für E-Books einen verbindlichen Ladenpreis festzulegen.


  Laut Spiegel Online sprach Kulturstaatsministerin Monika Grütters von einem guten Tag für die Buchkultur in Deutschland. Durch die Gesetzesänderung gebe es Rechtssicherheit. Zudem werde die Preisbindung im deutschsprachigen Raum zukunftsfest für das digitale Zeitalter gemacht. Ziel sei der Erhalt der Vielfalt des Buchangebots und der Buchhandlungen.


  Die Gesetzesnovelle, die am 1. September in Kraft treten soll, muß noch vom Bundestag angenommen werden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  MILITÄR/6954: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Oberste Rada in Kiew lehnt Ansiedlung einer NATO-Vertretung ab


  Das Parlament in Kiew hat sich gegen die Eröffnung einer NATO-Vertretung in der ukrainischen Hauptstadt ausgesprochen. Die Oberste Rada votierte zweimal mit deutlicher Mehrheit gegen die Pläne der am Westen orientierten Regierung. Diese will längerfristig die ehemalige Sowjetrepublik in das nordatlantische Militärbündnis einbringen. Außenminister Klimkin sähe die NATO-Vertretung als einen wichtigen Schritt dazu an.
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  POLITIK/6969: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Bundeskabinett beschließt Preisbindung für E-Books


  Das Bundeskabinett hat am Mittwoch beschlossen, die Buchpreisbindung elektronischer Bücher gesetzlich zu verankern. Das Wirtschaftsministerium gab bekannt, auch grenzüberschreitende Buchkäufe sollten der Buchpreisbindung unterliegen. Der Ressortchef Gabriel hatte den Entwurf der Regelung in Reaktion auf den gestiegenen Anteil der über das Internet verkauften Bücher und das veränderte Leseverhalten mit elektronischen Büchern vorgelegt. Entsprechende Pläne waren bereits im Koalitionsvertrag von 2013 enthalten. Falls Bundestag und Bundesrat zustimmen, kann das neue Gesetz am 1. September in Kraft treten. Der Börsenverein des Deutschen Buchhandels begrüßte die Kabinettsentscheidung als wichtiges Zeichen für die Branche. In der Praxis wird eine Preisbindung bereits auf E-Books angewendet, ohne daß diese gesetzlich vorgeschrieben wurde.
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  SONSTIGES/6941: Tragisches und Kurioses - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Erster großer Kreideabbruch auf Rügen in diesem Jahr


  Das milde und feuchte Winterwetter hat zum ersten größeren Kreideabbruch auf der Insel Rügen dieses Jahres geführt. Wie der Nationalpark Jasmund mitteilte, ist auf der Insel ein Stück der Steilküste abgerutscht, das nun etwa 30 Meter in die Ostsee hineinragt. Vermutlich werden Kreide, Mergel und Lehm aber bis zum Sommer fortgespült sein.


  Wie NDR Info berichtete, haben sich vor wenigen Tagen laut Landesamt für Umwelt und Geologie Güstrow nahe Lohme rund 2000 Kubikmeter Kreide auf den Strand ergossen. Das Amt warnte nochmals eindringlich vor Spaziergängen unterhalb der Steilküsten. Es seien wieder unvorsichtige Besucher gesehen worden, die unterhalb des 35 bis 70 Meter hohen Abhangs nach Fossilien graben würden. Auch viele andere Stellen an Steilufern seien in Bewegung und sollten nicht betreten werden.
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  SOZIALES/6966: Arbeit, Soziales und Familie - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Hilfsgelder für syrische Bürgerkriegsvertriebene reichen nicht aus


  Der Deutschen Welthungerhilfe zufolge werden von der Uno zur Versorgung der Vertriebenen des syrischen Bürgerkriegs sieben Milliarden US-Dollar benötigt. Von den zugesagten Geldern internationaler Geberländer wurden in diesem Jahr nur 60 Prozent überwiesen, meldete die Organisation am Mittwoch, einen Tag vor der Syrien-Geberkonferenz in London. Unicef, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, erinnerte daran, daß 2,1 Millionen Kinder und Jugendliche in Syrien und weitere 700.000 Kinder von Flüchtlingsfamilien in den Nachbarländern keine Schule besuchen können. Die Finanzierung ihrer Ausbildung ist ebenfalls nicht gesichert.
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  UMWELT/6948: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Trotz Fukushima setzt Japan weiter auf Atomkraft


  Daß die Politik tatsächlich aus den Fehlern der Vergangenheit lernt, wird von nicht wenigen Zeitgenossen bestritten. So will Japan allen Protesten der Bevölkerung zum Trotz einen dritten Atomreaktor wieder anfahren. Es ist gerade einmal fünf Jahre her, als unter dem Eindruck der verheerenden Atomkatastrophe von Fukushima die Meiler in Japan abgeschaltet wurden. Obgleich das damals als Inspektion deklariert wurde, lag es auf der Hand, daß die Regierung in Tokio etwas anderes als eine Abschaltung nicht für opportun hielt. Offenbar meint man jetzt, daß genügend Gras darüber gewachsen ist. Wie t-online.de meldete, will der Betreiberkonzern Kansai Electric Power den Reaktor Nummer 3 im Atomkraftwerk Takahama in der westlichen Provinz Fukui wieder einschalten.
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  WIRTSCHAFT/6953: Märkte und Finanzen - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Vattenfall steigt mit Verlust aus konventioneller Stromerzeugung aus


  Der staatliche schwedische Energiekonzern Vattenfall meldete für 2015 einen Verlust nach Steuern in Höhe von umgerechnet 2,1 Milliarden Euro. Das ist mehr als das Doppelte des Verlustes des Vorjahres. Das Unternehmen führt mehrere Gründe für sein schlechtes Abschneiden an. Zum einen steigt Vattenfall aus der Braunkohleverstromung aus und wird seine Tagebauten und Kraftwerke in Sachsen und Brandenburg nur zu einem niedrigen Preis abstoßen können. Denn die Bundesregierung hat beschlossen, die Kohlendioxidemissionen Deutschlands langfristig zu mindern. Zum anderen lassen sich konventionelle Kraftwerke wegen des billigen Ökostromaufkommens nicht mehr rentabel betreiben. Außerdem muß Vattenfall in Schweden zwei Atommeiler des AKW Ringhals früher als geplant bereits 2020 stillegen, weil erforderliche Sicherheitsmaßnahmen zu teuer kommen. Wie andere Energiekonzerne auch sieht Vattenfall die Zukunft in der nachhaltigen Energieerzeugung.
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  WISSENSCHAFT/6971: Aus Forschung und Technik - 03.02.2016 (SB)



  VOM TAGE



  Großbritannien erlaubt Manipulation menschlicher Embryonen


  Die Manipulation von Zellkerninhalten kann einen weiteren Sieg verkünden. Wie t-online.de meldete, dürfen in Großbritannien Wissenschaftler künftig das Erbgut menschlicher Embryonen gezielt verändern. Das hat die zuständige Behörde für menschliche Befruchtung und Embryologie (HFEA) beschlossen. Als erstes kommt das Londoner Francis Crick Institute in den Genuß, solche Versuche an Embryonen bis zum Alter von sieben Tagen vorzunehmen, die Erfolgsrate künstlicher Befruchtungen zu steigern. Allerdings gilt die Erlaubnis lediglich Forschungszwecken, betonte die Behörde. Folglich dürfen manipulierte Embryonen keiner Frau eingepflanzt werden.
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE

  



  ZOOLOGIE/1299: Hunde lernen in jungen Jahren schneller als im Alter (idw)


  

  Veterinärmedizinische Universität Wien - 02.02.2016


  Lernen wie ein junger Hund - Hunde lernen in jungen Jahren schneller als im Alter



  Das Älterwerden hat auch bei Hunden Auswirkungen auf ihre kognitiven Fähigkeiten. Das bestätigt eine neue Studie aus dem Clever Dog Lab des Messerli Forschungsinstitutes an der Vetmeduni Vienna. VerhaltensforscherInnen untersuchten Hunde unterschiedlichen Alters und fanden heraus, dass ältere Hunde langsamer lernen als jüngere. Beim Langzeitgedächtnis gab es keine Unterschiede zwischen Jung und Alt. Die Ergebnisse wurden im Fachjournal Age veröffentlicht.



  
    [image: Foto: © Lisa Wallis/Vetmeduni Vienna]


    Border Collies lernen besonders schnell und sind leicht trainierbar.

    Foto: © Lisa Wallis/Vetmeduni Vienna

  


  

  Der Einfluss des Alters auf kognitive Prozesse wie beispielsweise Lernen, Merkfähigkeit sowie logisches Schlussfolgern wurde bislang fast ausschließlich bei Menschen untersucht.


  Lisa Wallis und Friederike Range vom Messerli Forschungsinstitut an der Vetmeduni Vienna haben diese Fähigkeiten nun auch bei Haushunden unterschiedlichen Alters mit Hilfe von Tests am Touch-Screen erforscht. Genauer gesagt untersuchten sie 95 Border Collies im Alter zwischen fünf Monaten und 13 Jahren. Alle Hunde kamen regelmäßig mit ihren BesitzerInnen ins Clever Dog Lab am Campus der Vetmeduni Vienna, um dort die Tests am berührungsempfindlichen Bildschirm durchzuführen.


  "Border Collies haben den Ruf, besonders schnelle Lerner zu sein. Sie wurden über Generationen hinweg auf Eigenschaften hin gezüchtet, die wichtig für das Hüten von Schafherden sind. In den vergangenen Jahren haben sie sich wahrscheinlich auch aufgrund ihrer leichten Trainierbarkeit als beliebte Haushunde entwickelt. Aus diesem Grund standen uns bei dieser Rasse genügend Testtiere zur Verfügung", erklärt die Studienleiterin Friederike Range.


  Die Hunde wurden in fünf Altersgruppen eingeteilt und durchliefen vier verschiedene Tests. Die Aufgaben waren so aufgebaut, dass drei kognitive Fähigkeiten getestet werden konnten: Lernfähigkeit, logisches Schlussfolgern und Merkfähigkeit.


  Ältere Hunde lernen langsamer und sind kognitiv weniger flexibel


  Tatsächlich zeigten sich Unterschiede in der kognitiven Leistungsfähigkeit je nach Alter der Hunde. Im ersten Teil mussten die Tiere lernen, vier von insgesamt acht abstrakten Bildern auf einem Touchscreen richtig auszuwählen. Hierzu wurden ihnen jeweils zwei Bilder auf dem Bildschirm präsentiert. Ein Bild war positiv belegt - für das Anstupsen dieses Bildes gab es also eine Futterbelohnung. Das zweite Bild war negativ belegt - hier gab es für das Anstupsen kein Leckerli sondern eine Auszeit. Die vier "positiven" Bilder wurden in unterschiedlichen Kombinationen mit den vier "negativen Bildern" präsentiert.


  "Ältere Hunde benötigten mehr Anläufe, bevor sie die Aufgabe richtig lösen konnten, als jüngere Hunde. Es zeigte sich auch, dass ältere Hunde in ihrer Denkweise weniger flexibel sind als jüngere. Wie auch bei Menschen fällt es den betagteren Hunden schwerer, Gewöhntes oder Gelerntes zu verändern", erklärt die Erstautorin der Studie, Lisa Wallis.


  Fähigkeit zur logischen Schlussfolgerung verbessert sich im Alter


  In einem weiteren Test wurden den Border Collies wiederum zwei Bilder auf dem Touchscreen präsentiert. Diesmal war jedoch eines der Bilder stets neu für die Tiere. Das andere kannten sie bereits aus dem ersten Test und konnten es als "falsch" einordnen. Die Hunde mussten nun logische Schlüsse ziehen. Sie hatten zuvor gelernt, dass eines von zwei präsentierten Bildern immer als positiv, das andere als negativ eingestuft werden muss. Im Test kannten sie nur das negativ belegte Bild. Das andere, neue und unbekannte Bild musste demnach positiv belegt sein. Die Hunde mussten also nach dem Ausschlussprinzip wählen. "Mit steigendem Alter schnitten die Hunde bei dieser Aufgabe besser ab, während jüngere Hunde die Aufgabe nicht meistern konnten. Das liegt wahrscheinlich daran, dass die alten Hunde stärker auf das vorher Gelernte beharrten und weniger flexibel agierten als die jungen Tiere", so Range.


  Langzeitgedächtnis ist altersunabhängig


  Sechs Monate nach den ersten Lerntests wiederholten die Forscherinnen die Touch-Screen-Versuche zur logischen Schlussfolgerung mit allen Hunden nochmals. Hier zeigten sich keine signifikanten Altersunterschiede. Mit Hilfe der Studienergebnisse könnten beispielsweise Tests entwickelt werden, mit denen die kognitive Entwicklung und vor allem das Altern bei Hunden gemessen werden kann. Bestimmte Defizite könnten so frühzeitig erkannt und entsprechend therapiert werden.



  
    [image: Foto: © Lisa Wallis/Vetmeduni Vienna]


    Die Hunde wurden darauf trainiert, mit der Schnauze Symbole auf einem Touchscreen zu berühren.

    Foto: © Lisa Wallis/Vetmeduni Vienna

  


  

  Der Artikel "Aging effects on discrimination learning, logical reasoning and memory in pet dogs" von Lisa J. Wallis, Zsófia Virányi, Corsin A. Müller, Samuel Serisier, Ludwig Huber und Friederike Range wurde Anfang des Jahres im Fachjournal Age veröffentlicht.

  DOI 10.1007/s11357-015-9866-x

  http://link.springer.com/article/10.1007%2Fs11357-015-9866-x


  

  Weitere Informationen unter:

  http://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2016/hunde-alter/


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution1560


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Veterinärmedizinische Universität Wien, Dr. Susanna Berger, 02.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK

  



  MELDUNG/168: Sonnenschutz für Pflanzen - Veröffentlichung in Nature Plants (idw)


  

  Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 01.02.2016


  Sonnenschutz für Pflanzen - Veröffentlichung in Nature Plants



  01.02.2016 - Bisher gab es nur Modellvorstellungen, wie der Lichtschutzmechanismus von Pflanzen funktioniert. Forscher der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf stellen nun mit Kollegen aus Gatersleben erstmals experimentelle Ergebnisse in der Zeitschrift Nature Plants vor. Mit diesen kann möglicherweise die Photosyntheseleistung von Pflanzen verbessert werden.


  

  Zu viel des Guten schadet auch Pflanzen. Zwar benötigen sie das Sonnenlicht unbedingt, um aus Kohlendioxid und Wasser den Energieträger und Zellbaustein Zucker herzustellen. Doch zu viel Licht, etwa an hellen Sonnentagen, schädigt die empfindlichen Lichtreaktoren der Pflanzen.


  Diese Photosysteme, die Lichtenergie in chemische Energie umwandeln, enthalten spezielle lichtsammelnde Proteine, so genannte LHC-Komplexe. Diese wiederum binden die Chlorophyll-Moleküle, die das Licht absorbieren. Wird zu viel Licht und damit Energie eingefangen, so bilden sich Sauerstoffverbindungen (ROS), die für die Pflanze toxisch sind.


  Die Pflanzen schützen sich vor den ROS, indem sie die überschüssige Energie in Form von Wärme ableiten. Dazu bauen sie gezielt ihre Photosysteme um und setzen zusätzlich Schutzpigmente ein, die Xanthophylle. Doch wie schafft es die Pflanze, diese Mechanismen nur dann zu nutzen, wenn sie tatsächlich zu viel Licht trifft; ohne sich unnötig von ihrem Lebenselixier abzuschneiden? Und wie kann sie dieser Schutz sehr schnell an- und abschalten, wenn an stark bewölkten Tagen die Lichtintensität in kurzer Zeit stark schwankt? Man weiß, dass hierbei eine Veränderung des pH-Wertes in den so genannten Chloroplasten eine Rolle spielt, die von dem Protein PsbS erkannt wird. Die detaillierten Vorgänge wurden bisher aber noch nicht experimentell nachgewiesen.


  Forscher der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf um Prof. Dr. Peter Jahns (Biologie) und Prof. Dr. Kai Stühler (Medizin) konnten nun zusammen mit Dr. Michael Melzer und seinem Team am Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung in Gatersleben zum ersten Mal an der Acker-Schmalwand (Arabidopsis thaliana) gezielt die inaktiven und die aktiven PsbS-Proteine untersuchen. In der jetzt bei Nature Plants erschienenen Publikation zeigten sie, dass das PsbS im inaktiven Zustand als Verbund zweier Proteine (als so genanntes Dimer) vorliegt. Wird es aktiviert, spaltet es sich in zwei einzelne Proteine (Monomere). Die Monomere wechselwirken mit dem Photosystem erheblich stärker als das Dimer und verändern dabei die Struktur des LHC-Komplexes.


  Wenn man den Lichtschutzmechanismus versteht, wird es nun möglich, gezielt in die Wechselwirkung des PsbS mit den anderen Proteinen einzugreifen. Damit kann möglicherweise der Lichtschutz und die Photosynthese der Pflanzen verbessert werden.


  

  Publikation

  Viviana Correa-Galvis, Gereon Poschmann, Michael Melzer, Kai Stühler and Peter Jahns (2016), PsbS interactions involved in the activation of energy dissipation in Arabidopsis. Nature Plants

  DOI: 10.1038/nplants.2015.225


  

  Weitere Informationen unter:

  http://dx.doi.org/10.1038/nplants.2015.225

  (Artikel)

  http://www.photosynthesis.hhu.de/

  (AG Photosynthese und Stressphysiologie der Pflanzen)


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution223
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  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Dr.rer.nat. Arne Claussen, 01.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN

  



  FORSCHUNG/341: Hoher Druck und hohe Temperaturen machen Kohlensäure stabil (idw)


  

  Max-Planck-Institut für Chemie - 02.02.2016


  Hoher Druck und hohe Temperaturen machen Kohlensäure stabil


  MPIC-Forscher "zähmen" reaktives Molekül bei hohem Druck - Bedeutung der Substanz für Erdsystem könnte bisher unterschätzt worden sein



  Bisher wurde Kohlensäure (H2CO3) von der Wissenschaft eher stiefmütterlich behandelt und in Untersuchungen kaum berücksichtigt. Da Kohlensäure beim Kontakt mit Wasser in Sekundenbruchteilen reagiert, kommt es in der Natur nur in sehr geringen Mengen vor und wurde im geologischen Kontext in der Regel nicht näher betrachtet. Forschern des Max-Planck-Instituts für Chemie gelang es nun aber, mithilfe einer neuen Untersuchungsmethode zu zeigen, dass Kohlensäure durch hohen Druck und bei gleichzeitigem Vorliegen hoher Temperaturen stabilisiert wird. Ihre Studie erschien kürzlich in dem Open Access Magazin "Scientific Reports" der Nature Publishing Group.


  Mithilfe einer Diamantstempelzelle und eines CO2-Lasers rekonstruierten die Mainzer Forscher Umweltbedingungen, die in rund 80 Kilometern Tiefe des Erdinnern vorliegen. Bei einem Druck von bis zu 9,1 Gigapascal (GPa) und Temperaturen von 1.200 °C (eine Hitze, wie an der Oberfläche eines Vulkans) untersuchten sie das Verhalten von CO2 und H2O. Dabei entdeckte das Forscherteam, bestehend aus Wissenschaftlern der Abteilung Atmosphärenchemie und der Hochdruckforschungsgruppe unter Leitung von Mikhail Eremets, Erstaunliches: Ab einem Druck von 2,4 GPa und Temperaturen über 97 °C ist in flüssigem Wasser gelöste Kohlensäure stabil.


  "Ursprünglich geplant war eine Messreihe zur Reaktivität von kohlenstoffhaltigen Fluiden mit unterschiedlichen Verhältnissen von Wasserstoff und Sauerstoff im Inneren der Erde, d. h. unter extrem hohem Druck", erklärt Janek Zeuschner den Beginn der Studie, der als Doktorand des Max Planck Graduate Centers an diesem Projekt mitarbeitete. Um den Versuchsaufbau an einem verwandten System zu testen, wählten sie eines der am besten untersuchten aus: CO2 und H2O.


  Wasser und Kohlendioxid sind jedoch unter den untersuchten Drücken bei Raumtemperatur fest. Da chemische Reaktionen in diesem Zustand nur sehr langsam ablaufen, erhitzten die Wissenschaftler die Probe mithilfe eines CO2-Lasers. Erstaunt stellten Sie schließlich fest, dass dabei ab Drücken über 2,4 GPa Kristalle in der Diamantstempelzelle entstanden waren. Janek Zeuschner bemerkte als erster, welche Bedeutung die daraufhin angefertigten Raman- und Infrarotspektren haben könnten: die Bildung fester Kohlensäure. "Vorherige Studien hatten keine Hinweise geliefert, dass CO2 und H2O bei hohem Druck Kohlensäure in beträchtlichen Mengen bilden könnten", erklärt Janek das Unerwartete an dieser Entdeckung. Weitere Experimente zeigten, dass die Kristalle sich bei niedrigeren Temperaturen in flüssigem Wasser auflösen, aber stabile Kohlesäuremoleküle in Lösung verbleiben und mehr davon entstehen, je höher die Lösung erwärmt wurde.


  "An diesem Punkt wurde uns klar, dass, entgegen der gängigen Meinung, Kohlensäure tatsächlich ein ziemlich typisches Molekül in Tiefen von mehr als 80 km auf der Erde sein könnte. Denn im Innern der Erde liegen genau diese Bedingungen vor: Extrem hoher Druck und gleichzeitig sehr hohe Temperaturen", erklärt Hongbo Wang aus der Hochdruckforschungsgruppe die Ergebnisse der Studie.


  Und noch etwas stellten die Wissenschaftler in Ihrer Versuchsreihe fest: Beim Erhitzen der Probe mit einem Laser, wird am "hinteren" Ende des bewegten Laserspots die Probe sehr schnell wieder fest und friert in gewissen Sinne die Probe in dem Zustand ein, in dem sie sich bei hoher Temperatur befunden hat. Das heißt, dass sehr viel Kohlensäure in der Lösung ist, mehr als sich in Wasser bei niedrigen Temperaturen (z.B. in der Nähe der Schmelztemperatur) lösen kann. Da die "überschüssige" Kohlensäure in Lösung nicht mehr stabil ist, bildet sich feste Kohlensäure. Durch den schnellen Temperaturabfall am Rand des Laserspots gefriert dann das Wasser (durch den hohen Druck) um die feste Kohlensäure herum, bevor diese sich wieder auflösen kann. "Wir können die feste Kohlensäure also bei Raumtemperatur und bis zur Schmelztemperatur des Wassers beim eingestellten Druck beobachten, nachdem wir mit dem Laser über die Probe gefahren sind", so Chemiker Janek Zeuschner weiter.


  Die Entdeckung könnte im weiteren Verlauf sowohl Auswirkungen auf das gegenwärtige Verständnis der physikalischen Eigenschaften (bspw. die elektrische Leitfähigkeit) unterirdischer Fluide, die molekulare Kohlensäure transportieren, als auch auf die Theorien der chemischen Evolution in diesen Fluiden und damit auf die Entstehung des Lebens haben, vermuten die MPIC-Forscher. "Dass Kohlensäure unter bestimmten Bedingungen eine stabile und damit quantitativ relevante Substanz in der Erde ist, ändert unser Verständnis dieser am globalen Kohlenstoffkreislauf beteiligten Spezies grundlegend", fasst es Jonathan Williams, Gruppenleiter in der Abteilung Atmosphärenchemie, zusammen.


  

  Weitere Informationen unter:

  http://www.mpic.de/aktuelles/pressemeldungen/news/hoher-druck-und-hohe-temperaturen-machen-kohlensaeure-stabil.html


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution274
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  FORSCHUNG/402: 130.000 Jahre Erdgeschichte im Klimamodell für bessere Vorhersagen (idw)


  

  GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 01.02.2016


  130.000 Jahre Erdgeschichte im Klimamodell für bessere Vorhersagen



  Computersimulationen helfen der Wissenschaft, die komplexen Vorgänge im Erdsystem zu verstehen und zukünftige Entwicklungen zu prognostizieren. Dazu gehört das Wetter der nächsten Tage genauso wie Klimaveränderungen kommender Jahrhunderte infolge menschlicher Aktivitäten. 18 wissenschaftliche Einrichtungen haben sich jetzt im Verbundprojekt PalMod zusammengeschlossen, um die Möglichkeiten der Modelle zur Klimaberechnung deutlich zu verbessern. Das Bundesforschungsministerium fördert die erste, vierjährige Projektphase mit insgesamt 18 Millionen Euro. Die Programmkoordinierung liegt federführend beim GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel.


  Kein Mensch kann in die Zukunft sehen. Dennoch geben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler regelmäßig Prognosen für zukünftige Entwicklungen ab. Beispiele sind die tägliche Wettervorhersage oder Klimaprojektionen für die kommenden Jahrzehnte. Dafür nutzen sie Computermodelle, die auf der Grundlage allgemeiner physikalischer Gesetze und gefüttert mit Beobachtungsdaten Vorgänge in der Atmosphäre, im Ozean oder auf Land simulieren. "Diese Computermodelle sind mittlerweile in vielen Bereichen sehr zuverlässig", sagt der Klimaforscher Prof. Dr. Mojib Latif vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, "doch es gibt auch Vorgänge, die wir nicht zufriedenstellend simulieren können".


  Insgesamt 18 wissenschaftliche Einrichtungen aus ganz Deutschland wollen jetzt im Verbundprojekt PalMod (Paleo Modelling) einige dieser Schwachstellen ausräumen und dadurch die Klimamodellierung entscheidend voranbringen. Das Bundesforschungsministerium fördert die erste, vierjährige Projektphase mit 18 Millionen Euro. Davon entfallen 1,6 Millionen Euro auf das GEOMAR, an dem neben einigen Teilprojekten auch das Programmbüro eingerichtet ist. Die Koordination teilen sich Professor Mojib Latif als Sprecher sowie Prof. Dr. Martin Claussen (Max-Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg) und Prof. Dr. Michael Schulz (MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der Universität Bremen). Diese Woche treffen sich die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit Vertretern des Bundesforschungsministeriums und des Projektträgers (DLR) zum Kick-Off Meeting in Hamburg.


  Ein Ziel von PalMod ist es, die vergangenen 130.000 Jahre Klimageschichte detailliert zu rekonstruieren und mit einem Modell der neuesten Generation zuverlässig zu simulieren. Diese Periode reicht von der sogenannten Eem-Warmzeit über die jüngste Eiszeit bis zur Gegenwart. "In dieser Zeit gab es auch innerhalb der Warm- und Eiszeiten große Temperaturschwankungen, die wir anhand von Sedimentkernen aus den Ozeanen, aus Eisbohrkernen oder anderen Klimaarchiven recht gut nachvollziehen können", sagt Professor Latif. Auch in Computermodellen lassen sich einige dieser Klimaänderungen gut berechnen. "Aber ausgerechnet die schnellen Wechsel während der letzten Eiszeit bereiten den Modellen derzeit noch Probleme", erklärt der Kieler Klimaforscher weiter. Ein weiteres Ziel sind verbesserte Projektionen des zukünftigen Klimas mit den an der Vergangenheit getesteten Modellen. "Wir wissen, dass es beim Übergang von der letzten Eiszeit in die gegenwärtige Warmzeit schnelle Anstiege der Meeresspiegel um mehrere Meter gegeben hat. Kann so etwas auch in den kommenden Jahrhunderten als Folge der globalen Erderwärmung passieren?", so Latif weiter. Und deshalb enden in PalMod die langen, kontinuierlichen Klimasimulationen nicht beim heutigen Klima, sondern umfassen auch Szenarien bis zum Ende dieses Jahrtausends.


  Eines der Hauptprobleme der Modellierer sind die Rechenkapazitäten. Ein Computermodell, dass 130.000 Jahre Erdgeschichte inklusive der schnellen Prozesse in der Atmosphäre, im Ozean, in den Eisschilden und im Untergrund sowie die Rückkoppelungseffekte untereinander nachbilden soll, benötigt selbst auf den besten zur Verfügung stehenden Supercomputern enorme Rechenzeiten. "Deshalb arbeiten in PalMod neben Klimaforschern auch viele Computerwissenschaftler, die die Modelle effizienter gestalten sollen, um so die Rechenzeit zu verringern ", erklärt Dr. Tim Brücher, Leiter des Programmbüros am GEOMAR. Eine weitere wichtige Komponente des Projekts ist der Abgleich der Modellrechnungen mit den Daten aus den Klimaarchiven, die Forschungsdisziplinen wie die Paläoozeanographie oder die Paläo-Klimaforschung beitragen. "Wenn wir gemessene Daten in ihrer Aussagekraft so aufbereiten, dass diese mit Simulationen aus Klimamodellen verglichen werden können, erhalten wir am Ende zuverlässigere Modelle", sagt Dr. Brücher.


  "Dies ist eines der größten Programme zur Verbesserung von Klimamodellen, die es derzeit weltweit gibt", betont Professor Latif. Das zeige sich auch an der Bandbreite der beteiligten Disziplinen und der Programm-Partner. Darunter sind Universitätsinstitute, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und der Leibniz-Gemeinschaft sowie Zentren der Helmholtz-Gemeinschaft. "Je besser und detaillierter wir die Vergangenheit im Modell abbilden können, desto zuverlässiger sind unsere Prognosen für die Zukunft", resümiert der Kieler Klimaforscher.


  

  Weitere Informationen unter:

  http://www.palmod.de

  Die Webseite des PalMod-Programms

  http://www.geomar.de

  Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution818
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  MELDUNG/601: Fusionsanlage Wendelstein 7-X erzeugt erstes Wasserstoff-Plasma (IPP)


  

  Max-Planck-Institut für Plasmaphysik - 3. Februar 2016


  Fusionsanlage Wendelstein 7-X erzeugt erstes Wasserstoff-Plasma


  Bundeskanzlerin schaltet Plasma ein / Beginn des wissenschaftlichen Experimentierbetriebs



  Am 3. Februar 2016 wurde in der Fusionsanlage Wendelstein 7-X im Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) in Greifswald das erste Wasserstoff-Plasma erzeugt. Damit hat - nach dem Start der Anlage mit einem Helium-Plasma Anfang Dezember 2015 - der wissenschaftliche Experimentierbetrieb begonnen. Wendelstein 7-X, die weltweit größte Fusionsanlage vom Typ Stellarator, soll die Kraftwerkseignung dieses Bautyps untersuchen.



  
    [image: Foto: © IPP]


    Das erste Wasserstoff-Plasma in Wendelstein 7-X. Es dauerte eine Viertel Sekunde und erreichte - bei moderater Plasmadichte - eine Temperatur von rund 80 Millionen Grad Celsius. (Eingefärbtes Schwarz-Weiß-Foto)

    Foto: © IPP

  


  Seit dem Betriebsstart am 10. Dezember 2015 hat Wendelstein 7-X mehr als 300Entladungen mit dem Edelgas Helium erzeugt. Sie wurden vor allem zum Reinigen des Plasmagefäßes genutzt. Je sauberer die Gefäßwand, desto höher stieg die Plasmatemperatur, zuletzt bis auf sechs Millionen Grad. Außerdem wurden Plasmaheizung und Datenaufnahme getestet sowie die ersten Messapparaturen zur Untersuchung des Plasmas in Betrieb genommen, komplexe Instrumente wie Röntgenspektrometer, Interferometer, Laserstreuungs- und Videodiagnostik. "Damit ist alles bereit für den nächsten Schritt", erklärte Projektleiter Professor Dr. Thomas Klinger: "Wir wechseln von Plasmen aus Helium zu Wasserstoff, unserem eigentlichen Untersuchungsobjekt".


  Das erste Wasserstoff-Plasma - eingeschaltet am 3. Februar 2016 im Rahmen eines Festakts mit zahlreichen Gästen aus Wissenschaft und Politik - markiert den Beginn des wissenschaftlichen Experimentierbetriebs an Wendelstein 7-X. Auf Knopfdruck von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel verwandelte ein 2-Megawatt-Puls der Mikrowellenheizung eine winzige Menge Wasserstoff-Gas in ein ultradünnes, extrem heißes Wasserstoff-Plasma. Dabei lösen sich die Elektronen von den Kernen der Wasserstoffatome. Im magnetischen Käfig von Wendelstein 7-X eingeschlossen, schweben die geladenen Teilchen berührungsfrei vor den Wänden der Plasmakammer. "Mit einer Temperatur von 80 Millionen Grad und einer Dauer von einer Viertel-Sekunde hat das erste Wasserstoff-Plasma in der Maschine unsere Erwartungen vollständig erfüllt", sagt Dr. Hans-Stephan Bosch, dessen Bereich für den Betrieb von Wendelstein 7-X zuständig ist.


  Die jetzt begonnene Experimentierphase wird bis Mitte März dauern. Danach wird das Plasmagefäß geöffnet, um Kohlenstoffkacheln zum Schutz der Gefäßwände zu montieren und einen sogenannten "Divertor" zum Abführen von Verunreinigungen: "So ausgerüstet, werden höhere Heizleistungen, höhere Temperaturen und längere Entladungen bis zu zehn Sekunden möglich", erläutert Professor Klinger. Stufenweise sind weitere Ausbauten geplant, bis in etwa vier Jahren 30 Minuten lange Entladungen erzeugt werden können und bei voller Heizleistung von 20 Megawatt überprüft werden kann, ob Wendelstein 7-X seine Optimierungsziele erfüllt.


  

  Hintergrund: Wendelstein 7-X und die Fusionsforschung


  Ziel der Fusionsforschung ist es, ein klima- und umweltfreundliches Kraftwerk zu entwickeln. Ähnlich wie die Sonne soll es aus der Verschmelzung von Atomkernen Energie gewinnen. Weil das Fusionsfeuer erst bei Temperaturen über 100 Millionen Grad zündet, darf der Brennstoff - ein dünnes Wasserstoffplasma - nicht in Kontakt mit kalten Gefäßwänden kommen. Von Magnetfeldern gehalten, schwebt er nahezu berührungsfrei im Inneren einer Vakuumkammer. Für den magnetischen Käfig haben sich zwei verschiedene Bauweisen durchgesetzt, Tokamak und Stellarator. Mit dem Stellarator Wendelstein 7-X in Greifswald und dem Tokamak ASDEX Upgrade in Garching werden beide Anlagentypen im IPP untersucht.


  Gegenwärtig traut man nur einem Tokamak - dem internationalen Testreaktor ITER, der in weltweiter Zusammenarbeit in Cadarache aufgebaut wird - ein energielieferndes Plasma zu. Wendelstein 7-X, die weltweit größte Fusionsanlage vom Typ Stellarator, wird keine Energie erzeugen. Trotzdem soll die Anlage beweisen, dass auch Stellaratoren kraftwerkstauglich sind. Mit Wendelstein 7-X soll die Qualität des Plasmaeinschlusses erstmals der eines Tokamaks ebenbürtig werden. Und mit 30 Minuten langen Entladungen soll die Anlage das wesentliche Plus der Stellaratoren vorführen, die Fähigkeit zum Dauerbetrieb. Dagegen können Tokamaks ohne aufwändige Zusatzmaßnahmen lediglich in Pulsen arbeiten.


  Die Montage von Wendelstein 7-X begann im April 2005: Ein Ring aus 50 supraleitenden, etwa 3,5 Meter hohen Magnetspulen ist das Kernstück der Anlage. Ihre speziellen Formen sind das Ergebnis ausgefeilter Optimierungsrechnungen der Abteilung "Stellarator-Theorie" und ihrer über zehnjährigen Suche nach einem besonders wärmeisolierenden magnetischen Käfig. Die Spulen sind auf ein stählernes Plasmagefäß aufgefädelt und von einer ringförmigen Stahlhülle umschlossen. In ihrem luftleer gepumpten Innenraum werden die Spulen mit flüssigem Helium auf Supraleitungstemperatur bis nahe an den absoluten Nullpunkt abgekühlt. So verbrauchen sie nach dem Einschalten kaum Energie. Der von ihnen erzeugte Magnetfeldkäfig hält im Inneren des Plasmagefäßes das Forschungsobjekt der Wissenschaftler in Schwebe, das 30 Kubikmeter füllende ultra-dünne Plasma.


  Die von Bund, Land und EU getragenen Investitionskosten für Wendelstein 7-X beliefen sich auf 370 Millionen Euro. Die Bauteile fertigten Firmen in ganz Europa; Aufträge im Wert von weit über 70 Millionen gingen an Unternehmen in der Region. Zahlreiche Forschungseinrichtungen im In- und Ausland waren am Aufbau der Anlage beteiligt. So trug im Rahmen der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren das Karlsruher Institut für Technologie die Verantwortung für die Mikrowellen-Plasmaheizung; das Forschungszentrum Jülich baut Messgeräte und fertigte die aufwändigen Verbindungen der supraleitenden Magnetspulen. Den Einbau übernahmen Spezialisten der Polnischen Akademie der Wissenschaften in Krakau. Die US-amerikanischen Fusionsinstitute in Princeton, Oak Ridge und Los Alamos trugen u.a. mit magnetischen Zusatzspulen und Messgeräten zur Ausrüstung von Wendelstein 7-X bei.


  Isabella Milch
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  MELDUNG/600: Quantengas, Flüssigkeit und Kristall zugleich (idw)


  

  Universität Stuttgart - 02.02.2016


  Quantengas, Flüssigkeit und Kristall zugleich


  Physiker der Universität Stuttgart entdecken neuen Materiezustand



  Wissenschaftlern um Prof. Tilman Pfau vom 1. Physikalischen Institut der Universität Stuttgart ist es im Rahmen des Zentrums für Integrierte Quantenwissenschaft und -technologie IQST gelungen, die Eigenschaften von Gasen, Kristallen und Supraflüssigkeiten zu einem einzigen neuen Materiezustand zu verschmelzen. Darüber berichtet die Fachzeitschrift "Nature" in ihrer Ausgabe vom 1. Februar 2016 (*).


  In der Welt der Quantenmechanik ist alles anders. Weit unten auf der Längenskala bei wenigen Nanometern sind klassische Vorstellungen von Materie nicht mehr möglich. In diesem Längenbereich sind die Bausteine der Materie halb Welle, halb Teilchen und haben nur noch eine gewisse Wahrscheinlichkeit an einem bestimmten Ort zu sein. Diese Effekte lassen sich in ultrakalten verdünnten Gasen beobachten. Hierfür werden Tausende bis Millionen Atome bis auf wenige Milliardstel Grad über dem absoluten Nullpunkt auf etwa -273,15 Grad Celsius gekühlt. Bei solch eisigen Temperaturen sind die Atome einzeln nicht mehr unterscheidbar, sondern vereinen sich zu einer riesigen kollektiven Materiewelle. Dieser seltsame Zustand des so genannten Bose-Einstein-Kondensats verleiht dem Atomkollektiv erstaunliche Eigenschaften. Diese Materiewelle fließt als Quantenflüssigkeit praktisch ohne innere Reibung und wird deshalb Supraflüssigkeit genannt.


  Forscher um Tilman Pfau am Zentrum für Integrierte Quantenwissenschaften IQST in Stuttgart ist es gelungen, eine solche Supraflüssigkeit aus Dysprosiumatomen zu erzeugen. Sie nennen es "Quanten-Ferrofluid", denn die neu entdeckte Materie ist nicht nur suprafluid, sondern zeigt ähnlich wie das in der klassischen Welt bekannte Ferrofluid erstaunliche magnetische Eigenschaften. Ferrofluid besteht aus winzigen Eisenpartikeln, die in Öl oder Wasser gelöst sind. Legt man ein starkes Magnetfeld senkrecht zur Ferrofluidoberfläche an, kommt es zur sogenannten Rosensweig-Instabilität. Die Oberfläche ist nicht mehr glatt wie bei üblichen Flüssigkeiten, sondern bildet regelmäßige Spitzen aus. Die Igelstruktur entsteht, da sich die Nord- und Südpole der einzelnen Magnetteilchen anziehen und es energetisch am günstigsten für sie ist, sich entlang der Feldlinien anzuordnen. Im Quanten-Ferrofluid übernimmt die Rolle der Eisenteilchen Dysprosium, das magnetischste Element im Periodensystem.


  Auf dem Weg zu einem Superkristall?


  Für die im renommierten Fachjournal "Nature" beschriebenen Untersuchungen haben die Forscher Quanten-Ferrofluide aus 15.000 ultrakalten Dysprosiumatomen hergestellt. Ähnlich wie bei Ferrofluiden konnten sie geordnete Kristallstrukturen aus mikroskopisch kleinen Tröpfchen beobachten. Die Tröpfchen haben jeweils Ausmaße kleiner als 1 µm und ihre Existenz wurde nach dem bisherigen Kenntnisstand nicht für möglich gehalten. Inzwischen vermuten die Forscher, dass Quantenfluktuationen, die durch die Heisenberg'sche Unschärferelation hervorgerufen werden, eine entscheidende Rolle für die Stabilität dieser Quantenmaterie spielen. Diese Quantenfluktuationen ermöglichen einen einzigartigen Materiezustand, in dem scheinbar gegensätzliche Eigenschaften von Gasen, Kristallen und Supraflüssigkeiten verbunden werden können. Diese Verknüpfung könnte ein erster Schritt zu einem sogenannten Suprakristall sein, ein räumlich geordneter Festkörper mit suprafluiden Eigenschaften.


  

  (*) Originalpublikation: Observing the Rosensweig instability of a quantum ferrofluid, Holger Kadau, Matthias Schmitt, Matthias Wenzel, Clarissa Wink, Thomas Maier, Igor Ferrier-Barbut, Tilman Pfau, Nature vom 1.Februar 2016

  http://www.nature.com/nature/journal/vaop/ncurrent/full/nature16485.html


  Über das IQST: Das Zentrum für Integrierte Quantenwissenschaft und -technologie (Integrated Quantum Science and Technology, IQST) ist ein Verbund aus Forschern der Universitäten Stuttgart und Ulm sowie des Max-Planck-Instituts für Festkörperforschung in Stuttgart. Ziel des Zentrums ist es, Synergien zwischen der Physik und den angrenzenden Natur- und Ingenieurwissenschaften zu fördern und die Quantenwissenschaft von den Grundlagen bis zu den technologischen Anwendungen zu vertreten.


  Das 5. Physikalische Institut der Universität Stuttgart gehört dem IQST als Gründungsmitglied seit 2011 an. Die Wissenschaftler um Prof. Dr. Tilman Pfau untersuchen die Quanteneigenschaften von Atomen und versuchen, diese gezielt zu kontrollieren auf der Suche nach neuen Materiezuständen oder möglichen Anwendungen für die Quanteninformationstechnologie und Quantenoptik.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution80
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  ELEKTROTECHNIK/230: Dresdner Forscher entwickeln Verfahren zur Kontrolle neuartiger Informationsträger (idw)


  

  Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 01.02.2016


  Dresdner Forscher entwickeln Verfahren zur Kontrolle neuartiger Informationsträger



  Die Erfolgsgeschichte der Informationsverarbeitung mit bewegten Elektronen nähert sich dem Ende. Der Drang zu immer kompakteren Chips stellt die Hersteller vor eine große Herausforderung, da die Verkleinerung zum Teil unlösbare physikalische Probleme bereitet. Die Zukunft könnte in magnetischen Spinwellen liegen, die schneller als elektronische Ladungsträger sind und weniger Strom verbrauchen. Forscher des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf (HZDR) und der TU Dresden konnten nun eine Methode entwickeln, um die Ausbreitung dieser Informationsträger auf der Nanoebene gezielt und einfach zu kontrollieren. Sie legten damit eine Grundlage für Nano-Schaltkreise, die auf Spinwellen aufbauen.


  "Unsere heutige Informationsverarbeitung basiert auf Elektronen", erklärt Dr. Helmut Schultheiß vom HZDR-Institut für Ionenstrahlphysik und Materialforschung. "Diese geladenen Teilchen fließen durch die Drähte und erzeugen auf diese Weise elektrische Ströme. Allerdings stoßen sie dabei mit Atomen zusammen und verlieren so Energie, die als Wärme an das Kristallgitter abgegeben wird. Das heißt, dass Chips umso wärmer werden, je enger die Elemente auf ihnen beieinander sitzen. Irgendwann ist dann der Punkt erreicht, bei dem sie einfach versagen, da die Wärme nicht mehr abgeführt werden kann." Der Leiter einer Emmy Noether-Nachwuchsgruppe verfolgt deshalb einen anderen Ansatz: Informationstransport über Spinwellen oder sogenannte Magnonen.


  Das magnetische Moment der Elektronen


  Mit dem Begriff Spin bezeichnen die Wissenschaftler den Drehimpuls der Elektronen um die eigene Achse. Dadurch verhalten sich die elektrischen Teilchen wie extrem kleine Magnete. In ferromagnetischen Materialien richten sie sich parallel aus. "Lenkt man nun einen Spin in eine andere Richtung, beeinflusst das auch die Nachbarspins", erläutert Schultheiß. "So entsteht eine Spinwelle, die sich durch den Festkörper fortpflanzt. Mit ihrer Hilfe lassen sich, genauso wie bei fließenden Ladungsträgern, Informationen transportieren und verarbeiten." Allerdings bewegen sich in diesem Fall die Elektronen selbst nicht. "Sie stoßen nirgends an und erzeugen somit kaum Wärme."


  Um sich im Wettrennen um die zukünftige Informationsverarbeitung durchzusetzen, werden aber Systeme benötigt, mit denen sich die Ausbreitung der Spinwellen auf der Nanoebene kontrollieren lässt. "Die bisherigen Ansätze beruhen entweder auf geometrisch vorgegebenen Leiterbahnen oder auf dem permanenten Einsatz externer Magnetfelder", beschreibt Schultheiß den Stand der Forschung. "Bei der ersten Lösung lässt sich der Ausbreitungsweg nicht verändern, was für die Entwicklung von flexiblen Schaltkreisen jedoch nötig wäre. Mit der zweiten Methode ließe sich das Problem zwar lösen. Dafür steigt aber der Energieverbrauch enorm an."


  Kontrollierter Ausbreitungsweg


  Den Wissenschaftlern gelang es nun, ein neues Verfahren zur gezielten Lenkung von Spinwellen zu entwickeln, indem sie grundlegende magnetische Eigenschaften ausnutzten: die Remanenz - also die Magnetisierung, die ein Festkörper nach dem Entfernen eines Magnetfelds beibehält - und die Entstehung sogenannter Domänenwände. "Mit dem Begriff bezeichnet man den Bereich in Festkörpern, an dem unterschiedlich ausgerichtete Magnetisierungen aufeinandertreffen", erklärt Schultheiß. In einem Experiment stellten die Forscher eine solche Domänenwand in einer Nanostruktur aus einer Nickel-Eisen-Legierung her. Mit Mikrowellen lösten sie anschließend eine Spinwelle aus. Wie ihre Untersuchungen gezeigt haben, blieben die Spinwellen einer bestimmten Frequenz in der Domänenwand gefangen, da die unterschiedlich orientierten magnetischen Bereiche als Einsperrung dienen. "Im übertragenen Sinn könnte man sagen, dass wir eine Straße mit Leitplanke konstruiert haben, auf der sich die Spinwellen kontrolliert ausbreiten", freut sich Schultheiß über das Ergebnis.


  Die Dresdner Physiker konnten aber sogar noch einen weiteren Erfolg feiern. Über kleine externe Magnetfelder weit unterhalb eines Millitesla - etwa hundertmal schwächer als ein handelsüblicher Hufeisenmagnet - manipulierten sie den Verlauf der Domänenwand. Und damit gleichzeitig die Ausbreitung der Spinwellen. "Darauf könnte das Design rekonfigurierbarer Nano-Schaltkreise aufgebaut werden, die über Magnonen funktionieren", schätzt Schultheiß ein. Trotzdem wird es, nach Ansicht des Forschers, bis zur Anwendung aber wohl noch einige Jahre dauern. "Wir sind immer noch im Stadium der Grundlagenforschung. Unsere Ergebnisse zeigen allerdings, dass wir uns auf einem guten Weg befinden."


  

  Publikation:

  K. Wagner, A. Kákay, K. Schultheiss, A. Henschke, T. Sebastian, H. Schultheiss, "Magnetic domain walls as reconfigurable spin-wave nanochannels", Nature Nanotechnology, 2016 (DOI: 10.1038/nnano.2015.339)


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution222
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  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, Simon Schmitt, 01.02.2016
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  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK

  



  WERKSTOFFE/890: Kühltransport mit künstlichen Muskeln - Ingenieure entwickeln den Kühlschrank der Zukunft (idw)


  

  Universität des Saarlandes - 02.02.2016


  Kühltransport mit künstlichen Muskeln: Ingenieure entwickeln den Kühlschrank der Zukunft



  Wie kann in Zukunft klimafreundlich und ressourcenschonend gekühlt werden? Die Professoren Stefan Seelecke und Andreas Schütze von der Universität des Saarlandes setzen auf Systeme mit Formgedächtnis-Materialien, auch künstliche Muskeln genannt. Gemeinsam mit Bochumer Forschern entwickeln sie eine neue Art zu kühlen, bei der Wärme und Kälte mit "Muskeln" aus Nickel-Titan transportiert werden. Umfangreiche Versuchsreihen lieferten Messergebnisse, mit denen jetzt ein Kühlkreislauf-Prototyp entwickelt wird, um den Wirkungsgrad weiter zu steigern.



  
    [image: Foto: © Oliver Dietze]


    Die Ingenieure Marvin Schmidt (l.) und Johannes Ullrich arbeiten im Forscherteam der Professoren Andreas Schütze und Stefan Seelecke an einer umweltfreundlichen und ressourcenschonenden Kühlmethode.

    Foto: © Oliver Dietze

  


  Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die das Projekt seit drei Jahren fördert, investiert hierfür weitere rund 500.000 Euro. Insgesamt fließen rund 950.000 Euro ins Saarland.


  Gekühlt wird auf der ganzen Welt. Kühlschränke laufen rund um die Uhr, Klimaanlagen kühlen Büros, Kühlsysteme halten Computer und Motoren in Gang. Und der Bedarf an Kühlung steigt mit dem Klimawandel und wachsender Weltbevölkerung. Das wird nicht nur teuer, sondern belastet die Atmosphäre mit Treibhausgasen und durch den hohen Stromverbrauch mit Unmengen an Kohlendioxid - was wieder die Erderwärmung befeuert. Eine umweltfreundlichere Kühlmethode entwickeln die Forscherteams der Ingenieurwissenschaftler Stefan Seelecke und Andreas Schütze gemeinsam mit den Werkstoffwissenschaftlern Gunther Eggeler und Jan Frenzel von der Ruhr-Universität Bochum. Ihr Verfahren kommt ohne klimaschädigende Kühl- oder Kältemittel aus und soll auch weniger Energie verbrauchen als bislang übliche Kühl-Techniken.


  "Wir setzen Systeme mit Formgedächtnis-Legierungen ein, um Wärme abzutransportieren", erklärt Stefan Seelecke, Professor für Intelligente Materialsysteme. "Formgedächtnis bedeutet, dass Drähte oder Bleche aus der Legierung Nickel-Titan gewissermaßen ein Erinnerungsvermögen haben: Werden sie verformt, nehmen sie anschließend die alte Form wieder an. Hierdurch können sie wie Muskeln an- und entspannen. Den Effekt, dass sie dabei Wärme aufnehmen und wieder abgeben, nutzen wir zum Kühlen", erklärt Seelecke.


  Wird ein Nickel-Titan-Draht oder -Blech verformt oder gezogen, verändert sich die Gitterstruktur im Inneren des Metalls und es entstehen Spannungen. Diese so genannten Phasenumwandlungen erwärmen das Material. Wird das Metall nach dem Ausgleich mit der Umgebungstemperatur anschließend wieder entlastet, lösen sich die Spannungen und es kühlt stark ab: etwa 20 Grad unter dem Umgebungsniveau. "Die Grundidee war, einem Raum - etwa dem Inneren eines Kühlschranks - Wärme zu entziehen, indem wir dort ein vorgedehntes, superelastisches Formgedächtnis-Material entlasten und dabei stark abkühlen. Die so aufgenommene Wärme geben wir außerhalb des Kühlschrankes an die Umgebung ab, indem wir das Material dort zur Temperaturerhöhung wieder belasten, bevor der Kreisprozess aufs Neue beginnt", erläutert Seelecke.


  In den bisherigen Versuchsreihen und Simulationsmodellen haben die Wissenschaftler an der Saar-Uni und am Saarbrücker Zentrum für Mechatronik und Automatisierungstechnik (ZeMA) nachgewiesen, dass ein solches Kühlverfahren funktioniert und in der Praxis eingesetzt werden kann. Anhand eines Modellsystems erforschten sie, wie der Kühlmechanismus am effizientesten abläuft und untersuchten etwa, wie stark das Material gezogen oder gebogen werden muss, um eine bestimmte Kühlleistung zu erreichen, oder ob der Prozess langsam oder schnell effektiver ist. Mit einer Thermokamera analysierten sie, wie Erwärmung und Abkühlung exakt ablaufen.



  
    [image: Grafik: © Marvin Schmidt]


    Prinzipskizze des Prototyps

    Grafik: © Marvin Schmidt

  


  "Wir sind jetzt dabei, aufbauend auf diesen Ergebnissen einen optimierten Prototypen zur Luftkühlung zu bauen. Bei ihm stellen wir einen Kühlkreislauf her: Die warme Luft wird auf der einen Seite an einem rotierenden Bündel von Formgedächtnis-Drähten vorbeigeleitet. Indem wir mehrere Drähte verwenden, erzielen wir eine höhere Kühlleistung. Das Bündel wird belastet, wird dabei wärmer, dreht sich, wird auf der anderen Seite entlastet und kühlt ab. Die zu kühlende Luft wird dort dann vorbeigeleitet, um so einen angrenzenden Raum zu kühlen", sagt Professor Schütze vom Lehrstuhl für Messtechnik. Wie dies optimal abläuft, daran feilen die Ingenieure aktuell. "Um den Prozess noch weiter zu optimieren, werden alle Abläufe modelliert und die Modelle durch Vergleich mit Experimenten weiter verfeinert. Aus Modell und Experiment werden wir so etwa ableiten, aus wie vielen Formgedächtnis-Drähten das rotierende Draht-Bündel idealerweise besteht, oder welche Drehzahl bei der Rotation die besten Ergebnisse liefert", erläutert er.


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution8
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  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  ARBEIT/1044: Stabile Arbeitsmarktlage nutzen - Angebote für Langzeitarbeitslose und Flüchtlinge schaffen


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 2. Febraur 2016


  Stabile Arbeitsmarktlage nutzen - mehr Angebote für Langzeitarbeitslose und Flüchtlinge schaffen



  Zu den Arbeitsmarktzahlen für den Monat Januar erklärt Brigitte Pothmer, Sprecherin für Arbeitsmarktpolitik:


  Die Freude über die stabile Arbeitsmarktlage im Januar sollte sich in Grenzen halten. Denn auch die Langzeitarbeitslosigkeit liegt mit über einer Million betroffener Menschen unverändert hoch. Trotz anderslautender Lippenbekenntnisse, lässt die Arbeitsministerin die Langzeitarbeitslosen alternativlos sitzen. Obwohl ihre Zahl im Januar sogar leicht gestiegen ist, ist die Zahl der Hilfsangebote für diese Gruppe weiter zurückgegangen. Seit Nahles' Amtsantritt ist die öffentlich geförderte Beschäftigung regelrecht eingebrochen. Im Januar ist die Zahl der Plätze noch einmal um 10.000 auf unter 80.000 gesunken. Damit auch Langzeitarbeitslose eine Chance haben, muss man in die Menschen investieren.


  Auch für Flüchtlinge muss Nahles mehr tun als bisher. Bevor sie öffentlich mit Sanktionen droht, sollte sie die Bedingungen am Arbeitsmarkt verbessern. Die Anerkennungsverfahren müssen verkürzt und die Vorrangprüfung abgeschafft werden. Außerdem müssen ausreichend Plätze in Sprach- und Integrationskursen geschaffen und in die Qualifizierung der Flüchtlinge investiert werden. Wer Sanktionen fordert noch bevor ausreichend Förderangebote zur Verfügung stehen, hat das Prinzip von "Fördern und Fordern" offensichtlich nicht verstanden.


  Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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  Internet: www.gruene-bundestag.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

  



  UMWELT/1567: Belgische Risse-Meiler - Nuklearsicherheitsabkommen nur ein erster Schritt


  

  Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 2. Febraur 2016


  Belgische Risse-Meiler: Nuklearsicherheitsabkommen nur ein erster Schritt



  Zum geplanten deutsch-belgischen Abkommen für Reaktorsicherheit erklärt Sylvia Kotting-Uhl, Sprecherin für Atompolitik:


  Endlich ist ein erster notwendiger Schritt getan. Ein solches Abkommen fordern wir schon lange. Mit anderen Staaten gibt es diese Abkommen schon seit Ewigkeiten. Jetzt endlich auch mit Belgien. Damit ist der Grundstein für einen geordneten Austausch gelegt.


  Die Bundesregierung darf sich darauf aber nicht ausruhen. Mit einer Kommission allein ist das Problem nicht gelöst. Die Bundesregierung muss sich konsequent dafür einsetzen, dass die Risse-Meilser endgültig abgeschaltet werden. Wir brauchen dringend neue Regelungen, die Nachbarstaaten in Fragen der AKW-Sicherheit mehr Mitspracherecht geben.


  Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie sich international dafür stark macht. Nur dann wäre man nicht mehr vom Willen oder Unwillen anderer Atomaufsichten abhängig, Gespräche zu führen oder Dokumente einzusehen. Die Bundesregierung sollte Belgien dabei unterstützen, auf Erneuerbare Energien umzusteigen. Auch dort gibt es einen Atomausstiegsbeschluss.


  Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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  INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU

  



  AUSSEN/1556: Von der Syrien-Konferenz in London muss ein Signal der Hoffnung ausgehen


  

  Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Februar 2016


  Von der Syrien-Konferenz in London muss ein Signal der Hoffnung ausgehen


  Erwartungen an ausreichende Finanzierung der Hilfsmaßnahmen müssen sich erfüllen



  In London findet am morgigen Donnerstag unter der gemeinsamen Leitung Großbritanniens, Norwegens, Kuweits, Deutschlands und der Vereinten Nationen eine internationale Geberkonferenz statt, um die Finanzierung von Hilfsmaßnahmen für die in ihrem Land bedrohten Syrer und syrische Flüchtlinge in der Region sicherzustellen. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Sabine Weiss, und die entwicklungspolitische Sprecherin Sibylle Pfeiffer:


  Sabine Weiss: "Die Bewältigung der Syrien-Krise darf nicht am Geld scheitern. Von der Konferenz in London muss ein Signal der Hoffnung für die Menschen in Syrien und die Flüchtlinge in den Nachbarstaaten Libanon, Jordanien und der Türkei ausgehen. Die in London versammelten Geberstaaten müssen zum einen die ausreichende Finanzierung akuter Hilfsmaßnahmen für die Menschen in der Region bereitstellen. Zum anderen müssen sie aber auch schon die Finanzierung des Wiederaufbaus Syriens fest einplanen, damit die Menschen im Falle eines tragfähigen Waffenstillstandes eine Perspektive für eine baldige Rückkehr in ihre Heimat erhalten. Ein erfolgreicher Abschluss der Konferenz von London wäre auch eine wichtige Rückendeckung für den beginnenden politischen Verhandlungsprozess."


  Sibylle Pfeiffer: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion erwartet eine umfassende Beteiligung aller Institutionen und Staaten - gerade auch der wohlhabenden Staaten der Region - an der Finanzierung der Maßnahmen zur Bewältigung der Syrien-Krise. Unabdingbar ist dann aber auch, diese Zusagen verlässlich zu erfüllen. Es darf nicht noch einmal passieren, dass die Menschen, die bereits in Flüchtlingslagern untergekommen sind, erneut weiter fliehen müssen, weil sie dort Hunger leiden oder weil die Basisversorgung von der Wasserversorgung über die Schulen bis zur Gesundheitsversorgung nicht gegeben ist. Jedes Hilfspaket muss zudem so ausgerichtet sein, dass in den Auffangregionen Arbeitsplätze für die Menschen geschaffen werden, um ihnen auf diese Weise dort eine längere Bleibeperspektive zu geben. Wir begrüßen sehr, dass die Bundesregierung zu einer großzügigen Beteiligung bereit ist."


  *


  Quelle:

  CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU

  



  SOZIALES/1762: Kein junger Mensch darf verloren gehen


  

  Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Februar 2016


  Kein junger Mensch darf verloren gehen


  Kabinett berät neues Arbeitsmarkt-Instrument-Novelle trägt Handschrift der Unionsfraktion



  Das Gesetz zur Rechtsvereinfachung im Sozialgesetzbuch II soll am morgigen Mittwoch vom Kabinett verabschiedet werden. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karl Schiewerling:


  "Ziel des neuen Instruments, das nun in Gesetzesform gegossen wird, ist: Kein junger Mensch darf verloren gehen. Gerade schwer erreichbare junge Menschen, die in einem Umfeld von Arbeitslosigkeit aufgewachsen sind und keine Perspektive für sich sehen, wollen wir langfristig fördern. Außerdem werden wir Integrationsbetriebe für weitere Gruppen behinderter oder von Behinderung bedrohter Menschen öffnen. Zudem stärken wir die Sozialpartner in den Beiräten der Jobcenter. Das Gesetz, das die Koalition seit 2014 berät, trägt eindeutig die Handschrift der Union.


  Die schwer erreichbaren jungen Menschen wollen wir in Bildungsprozesse, Ausbildung und in Arbeit bringen. Hierzu haben wir im vergangen Jahr bereits erste Pilotprojekte unter der Überschrift 'Respekt? an den Start gebracht. Das in den Modellen erprobte Konzept geht nun mit dem Gesetz in eine langfristig angelegte Förderung über.


  Wir wollen die Zahl der Integrationsbetriebe deutlich erhöhen und sie für langzeitarbeitslose schwerbehinderte sowie psychisch kranke Menschen öffnen. Für beide Gruppen gibt es bisher kein adäquates Angebot. Auch ihnen wollen wir die Chance geben, sich langfristig in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren.


  Die Sozialpartner in den Beiräten bekommen durch das Gesetz mehr Beteiligungsrechte: Ihre Beratungsposition wird erheblich gestärkt. Mit ihrer Fachkompetenz können sie die Jobcenter bei der Auswahl der Eingliederungsinstrumente besser beraten."


  *


  Quelle:

  CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU

  



  WIRTSCHAFT/2548: Verbraucher haben bei Vergabe der Netze oberste Priorität


  

  Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Februar 2016


  Verbraucher haben bei Vergabe der Netze oberste Priorität


  Auch im regulierten Strom- und Gasmarkt braucht es fairen Wettbewerb



  Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett das Gesetz zur Änderung der Vorschriften zur Vergabe von Wegenutzungsrechten zur leitungsgebundenen Energieversorgung verabschiedet. Dazu erklärt der Energiebeauftragte der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Thomas Bareiß:


  "Die Gesetzesnovelle ist ein wichtiger Schritt hin zu mehr Rechtssicherheit bei der Vergabe von Strom- und Gasnetzen. Durch mehr Transparenz und Rechtsklarheit wird ein fairer Wettbewerb zwischen kommunalen und privaten Netzbetreibern ermöglicht.


  Für den Netzbetrieb gilt weiter: Der Verbraucher kommt zuerst. Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit stehen bei der Netzvergabe an erster Stelle. Oberstes Ziel bleibt eine effiziente und sichere Versorgung der Kunden mit Energie. Nur wenn die unterschiedlichen Akteure zueinander in einen Wettbewerb um die beste Qualität und den besten Preis der Versorgung treten, kommt dies dem Verbraucher zugute.


  Im Gesetzgebungsverfahren werden wir das Gesetz im Hinblick auf einen fairen Wettbewerb und die Gewährleistung von Rechtssicherheit genau prüfen. Denn Wettbewerb fördert Professionalisierung und Effizienz, die wir dringend zur erfolgreichen Umsetzung der Energiewende brauchen."


  *


  Quelle:

  CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  ARBEIT/1589: Erst fördern, dann fordern


  

  DIE LINKE - Presseerklärung vom 2. Februar 2016


  Erst fördern, dann fordern



  Zur Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt im Monat Januar erklärt der Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE, Matthias Höhn:


  Im ersten Monat des Jahres lag die Zahl der Arbeitslosen bei geschönten 2,92 Millionen, offiziell ein Anstieg um 239.000 im Vergleich zum Dezember. Ohne Mogeleien und statistische Tricks läge die Arbeitslosenzahl, wie DIE LINKE auch in diesem Monat nachrechnete, bei 3,653 Millionen.


  Der Anstieg zum Jahresbeginn liegt auch an den auslaufenden Befristungen, an beendeten Werkverträgen - ein Beweis dafür, wie wenig zukunftsfest prekäre Beschäftigung ist. Wie wenig planbar Zukunft ist, für Menschen in prekären Beschäftigungsverhältnissen. Hier endlich zu handeln fällt Ministerin Nahles nicht ein. Endlich aktiv etwas gegen den hohen Sockel an Langzeiterwerbslosen zu tun, ist ebenfalls nicht ihr Ding.


  Auch angesichts der vielen Flüchtlinge, die bereit sind, zu arbeiten, die wollen und können, nimmt sie sich auffallend zurück. Statt diese Menschen, wie einheimische Langzeitarbeitslose, durch aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen vernünftig zu unterstützen und zu fördern, stellt sie an erste Stelle das "fordern".


  Kein vernünftiger Plan, kein Geld, keine Konzepte - aber die Androhung von Sanktionen bei unterstellter Unwilligkeit.


  DIE LINKE fordert endlich eine aktive Arbeitsmarktpolitik, die sich ernsthaft mit dem Problem der hohen Sockel- und Langzeitarbeitslosigkeit auseinandersetzt und ernsthaft ihren Beitrag zur Integration von Flüchtlingen am Arbeitsmarkt leistet.


  Berlin, 2. Februar 2016


  *


  Quelle:

  Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Februar 2016

  Bundesgeschäftsstelle

  Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  ARBEIT/1588: Arbeitsmarktzahlen sind kein Grund zum Jubeln


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2016


  Sabine Zimmermann: Arbeitsmarktzahlen sind kein Grund zum Jubeln



  "Die Januarzahlen zum Arbeitsmarkt bestätigen den Trend des Vorjahres. Es gibt zwar eine Zunahme der Beschäftigung, dies allerdings in Branchen, die in Hinblick auf Löhne und Arbeitsbedingungen zu wünschen übrig lassen - im Pflege- und Gesundheitsbereich, im Einzelhandel und in der Leiharbeit. Gerade Frauen landen auf Arbeitsplätzen, die nicht angemessen bezahlt werden. Eine Arbeit zu haben, heißt leider nicht mehr, dass man davon auch leben kann", erklärt Sabine Zimmermann, stellvertretende Vorsitzende und arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den heute veröffentlichten Arbeitslosenzahlen für den Monat Januar. Zimmermann weiter:


  "Die Zahl der Langzeitarbeitslosen verharrt seit Jahren bei über einer Million. Die Minijobs werden kaum weniger, und auch die Zahl der Menschen, die mehreren Jobs nachgehen, um ihren Lebensunterhalt zu finanzieren und ihre Familien zu ernähren, ist mit drei Millionen unverändert hoch.


  Der öffentliche Dienst gehört zu den absoluten Schlusslichtern, wenn es um Beschäftigungsaufbau geht. Nach zwanzig Jahren des Kaputtsparens der öffentlichen Dienstleistungen müsste in vielen Bereichen - in den Kitas, bei der Polizei, und aktuell auch besonders in die Versorgung und Integration der Flüchtlinge - endlich wieder investiert werden."


  *


  Quelle:

  Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

  vom 2. Februar 2016

  Deutscher Bundestag

  Fraktion DIE LINKE.
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  AUSSEN/1327: Die Mär vom sicheren Herkunftsstaat Afghanistan


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2016


  Ulla Jelpke: Die Mär vom sicheren Herkunftsstaat Afghanistan



  "Während Bundesinnenminister de Maizière in Kabul gemütlich beim Abendessen saß, starben vor der Tür über zwanzig Menschen bei einem Bombenattentat - so sicher ist Afghanistan. Solche Attentate stellen eine ganz und gar nicht abstrakte, sondern sehr reale Gefahr für die Zivilbevölkerung Afghanistans dar - auch wenn tote Zivilisten vom Bundesinnenminister lapidar als 'Kollateralschäden' verbucht werden", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die Äußerungen des Bundesinnenministers zu den jüngsten Anschlägen und der Sicherheitslage in Afghanistan. Jelpke weiter:


  "Anschläge wie dieser können jederzeit und überall in Afghanistan passieren, das haben uns die letzten Monate deutlich gezeigt. Kabul galt in den Augen der Bundesregierung bislang schließlich auch als angeblich ausreichend sicher. Dabei musste de Maizière am Montag selbst die vier Kilometer Entfernung vom Kabuler Flughafen bis zum Nato-Hauptquartier im Hubschrauber unter höchsten Sicherheitsvorkehrungen zurücklegen. Und doch bezeichnet er die Sicherheitslage in Afghanistan weiterhin nur als 'kompliziert'. Mit der Realität hat diese Behauptung nichts zu tun.


  Die bereinigte Schutzquote für afghanische Flüchtlinge im deutschen Asylverfahren liegt bei rund 80 Prozent, im dritten Quartal 2015 betrug sie sogar 86,1 Prozent. Das alleine beweist doch schon, dass die Menschen gute Gründe haben, um aus diesem Land zu fliehen. Aber wenn es um das Thema Abschiebung geht, ist die Bundesregierung ja gerne mal auf beiden Augen blind. Aber vor der Wahrheit kann man nicht die Augen verschließen: Flüchtlinge nach Afghanistan schicken heißt, ihren Tod billigend in Kauf zu nehmen."


  *
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  Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

  vom 2. Februar 2016

  Deutscher Bundestag

  Fraktion DIE LINKE.

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  VERKEHR/404: Kaufprämie macht Elektroautos nicht sinnvoller


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2016


  Sabine Leidig: Kaufprämie macht Elektroautos nicht sinnvoller



  "Eine Kaufprämie macht Elektroautos nicht sinnvoller. Wer eine soziale und ökologische Zukunft der Mobilität im Blick hat, der kann nicht das Ziel verfolgen, bis zum Jahr 2020 eine Million Elektroautos auf die Straßen zu bringen", erklärt Sabine Leidig, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den Forderungen nach einem Milliarden-Förderprogramm und Kaufprämien für Elektroautos, die heute zum "E-Auto-Gipfel" der Bundeskanzlerin mit den Vorstandschefs der deutschen Autobauer wieder laut werden. Leidig weiter:


  "Mittlerweile sollte allen klar sein, dass die aktuellen Elektroauto-Modelle nur einen geringen ökologischen Vorteil gegenüber den sparsamen Verbrennungsvarianten haben. Wir brauchen ein generelles 'Downsizing' was Gewicht und Leistung der Autos betrifft und keine Förderung von elektrischen Autos.


  Für die Mobilität der Zukunft brauchen wir endlich die Elektrifizierung aller Bahngleise und ein massives Ausbauprogramm für den ÖPNV - inklusive Straßenbahnbau und Förderung von Pilotprojekten zu Elektro- und Trolleybussen (Oberleitungsbusse). Das Ziel eines ÖPNV-Ausbaus sollte sein, im Jahr 2020 eine Million Autos weniger auf der Straße zu haben. Das würde ein großes Plus an Lebensqualität bringen: mehr Platz in den Straßen, weniger Lärm und Abgase, Einsparungen bei privaten Haushalten, Klimaschutz und trotzdem bequeme Mobilität für alle.


  Das Gerede von Zukunftsfähigkeit der deutschen Autoindustrie ist dabei verlogen: Der Kuschelkurs der Regierung mit der Autoindustrie hat wegen fehlender Kontrollen gerade zur größten Autokrise geführt. Ein neues gigantisches Förderprogramm ohne nennenswerten Nutzen macht in dieser Logik weiter."


  *


  Quelle:

  Presseerklärungen - DIE LINKE. im Bundestag

  vom 2. Februar 2016

  Deutscher Bundestag

  Fraktion DIE LINKE.

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE

  



  WIRTSCHAFT/1852: Klare Regeln sind das beste Programm gegen Schwarzarbeit


  

  Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Februar 2016


  Michael Schlecht: Klare Regeln sind das beste Programm gegen Schwarzarbeit



  "Wer nicht will, dass windige Unternehmer die Situation von Geflüchteten ausnutzen, muss sich für den offenen Zugang der Arbeitswelt für Flüchtlinge einsetzen. Klare Regeln, wie der offene Zugang zum Arbeitsmarkt und ein Mindestlohn ohne Wenn und Aber, sind das beste Programm gegen Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft", kommentiert Michael Schlecht, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die heute veröffentlichte Studie zur Schattenwirtschaft in Deutschland des Tübinger Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW) und der Universität Linz und die von den Machern der Studie geäußerte Vermutung, wonach der Rückgang der Schwarzarbeit durch den Flüchtlingszuzug gefährdet sein könne. Schlecht weiter:


  "Schwarzarbeit schadet sowohl den betroffenen Beschäftigten als auch indirekt über Lohndumping den Beschäftigten im regulären Sektor. Ehrliche Unternehmer stehen als die Dummen da. Der Allgemeinheit wird zudem durch das Vorenthalten von Steuern und Abgaben an Sozialversicherung und Staat geschadet. Die Bekämpfung der Schwarzarbeit muss auch durch effektive Kontrollen erfolgen. Auch hierbei helfen klare Regelungen."


  *
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  INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN

  



  KOMMUNALES/005: Hamburg - Armut lindern, Tauschtische zulassen statt abräumen (DIE LINKE.Eimsbüttel)


  

  DIE LINKE.Eimsbüttel - Pressemitteilung vom 24. Januar 2016


  Aktueller Antrag der Linksfraktion in der Eimsbütteler Bezirksversammlung:


  Armut lindern - Tauschtische zulassen statt abräumen!



  Wieder einmal soll eine positive Eigeninitiative Eimsbütteler Bürgerinnen und Bürger abgewürgt werden. War es letztens ein Blumenbeet, ist es diesmal ein sogenannter Tauschtisch.


  Dieser jetzt im Stellinger Weg / Ecke Hellkamp aufgestellte Tisch ist eine soziale Initiative von Menschen, in Eimsbüttel etwas zu installieren, was in anderen Bezirken längst zum normalen Bild gehört.


  In Eimsbüttel wurden in der Vergangenheit bisher alle Versuche des Einrichtens eines Tauschtisches, vom Fachamt Management öffentlicher Raum (MR), unterbunden. Es besteht nach unseren Erfahrungen bei einigen Eimsbüttelern PolitikerInnen das Vorurteil, solche Tische würden das Erscheinungsbild Eimsbüttels verschandeln.


  Die Linksfraktion fordert in einem Antrag (siehe unten), Tauschringe nicht nur zuzulassen, sondern auch finanziell und logistisch, einschließlich einer Versicherung, zu unterstützen. Die Verwaltung sollte in Zukunft solche Initiativen unterstützen, anstatt sie auf dem bürokratischen Verwaltungsweg abzuwürgen.


  Peter Gutzeit, Abgeordneter der Linksfraktion Eimsbüttel, erklärt dazu:


  "Wer Tauschinitiativen verhindert und verbietet, übersieht, dass es in Eimsbüttel viele Menschen gibt, die Not erleiden. Alters-, Kinderarmut und alleinerziehende Mütter in der Armutsfalle, machen leider auch um Eimsbüttel keinen Bogen. PolitikerInnen, die Olaf Scholz' Schwarze Null-Politik seit Jahren hinnehmen, sollten diese Initiativen akzeptieren und das "kleine Tausch-Glück" von bedürftigen Menschen zulassen."


  Fraktionskollege Jürgen Kahlert ergänzt:


  "Das Engagement einzelner BürgerInnen für unser Gemeinwesen in Eimsbüttel hat eine entsprechende Wertschätzung zu erfahren und nicht das Gegenteil davon."


  *


  ANTRAG - DIE LINKE 24.01.16


  Unterstützung von Tauschtischen durch die Bezirksverwaltung


  Sachverhalt:


  Viele Menschen in Hamburg haben aufgrund ihres geringen Einkommens keine oder nur geringe Möglichkeiten, bestimmte zum Leben notwendige Dinge, zu erwerben.


  Alters- oder auch Kinderarmut sind in Hamburg ein großes Problem. Viele alleinerziehende Frauen leben unterhalb der Armutsgrenze. So sind in Hamburg ca. 20 % aller Kinder auf Hartz IV angewiesen.


  Wenn auch die Situation in Eimsbüttel etwas besser aussieht, leben auch hier viele Menschen in Armut.


  Sogenannte Tauschringe, Tische oder Häuschen, sind für viele Menschen eine Möglichkeit, Sachen zu erstehen, die ansonsten auf dem Müll landen und damit die Umwelt belasten. In anderen Bezirken gibt es längst Möglichkeiten des Tauschens und der Weitergabe von "Dingen" mit kurzen Wegen.


  In Altona steht seit längerer Zeit (siehe Foto) ein Tauschhäuschen an der Ecke Chemnitz-Virchowstraße. Es wird stark von den AnwohnerInnen frequentiert. Es besteht von den AnwohnerInnen eine Verantwortlichkeit für das Häuschen, sodass die Gefahr einer Vermüllung verhindert wird.


  In Eimsbüttel gibt es seit Längerem Initiativen einzelner BürgerInnen, die ähnliche Einrichtungen errichten wollen. Sie wurden aber in der Vergangenheit stets von der Verwaltung unterbunden bzw. "abgeräumt".


  Um das Anliegen vieler Eimsbütteler BürgerInnen auf ein festes Fundament zu stellen, beschließt die Bezirksversammlung Eimsbüttel:


  Petitum:


  Der Bezirksvorsitzende wird gebeten, das Management des öffentlichen Raums anzuweisen, bei Bedarf von Initiativen oder auch einzelner BürgerInnen, diesen bei der Bereitstellung von Stellflächen behilflich zu sein. Es unterstützt Anliegen mit der Bereitstellung zur Anschaffung eines wettergeschützten Unterstandes einschließlich eines Versicherungsschutzes. Die Unterstände sollten ein einheitliches Erscheinungsbild haben und auf den Internetseiten von Eimsbüttel ersichtlich sein.


  Peter Gutzeit, Zaklin Nastic, Jürgen Kahlert, Manuela Pagels


  *


  Quelle:
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  INFOPOOL / PARLAMENT / FDP

  



  FINANZEN/2096: Terrorgefahr rechtfertigt keine Bargeldabschaffung


  

  fdk - freie demokratische korrespondenz 53/2016 - 3. Februar 2016


  WISSING: Terrorgefahr rechtfertigt keine Bargeldabschaffung



  Berlin. Zu den Plänen der Bundesregierung, eine Bargeld-Obergrenze einzuführen, erklärt das FDP-Präsidiumsmitglied DR. VOLKER WISSING:


  "Union und SPD geht es nicht um die Bekämpfung der Terrorfinanzierung, sondern um die Kontrolle über die Sparguthaben. Mit einer Obergrenze von 5000 Euro will die Bundesregierung die Bürgerinnen und Bürger in der trügerischen Sicherheit wiegen, dass ihr alltäglicher Bargeldgebrauch von der Maßnahme nicht betroffen sei. Dabei ist der Plan nur ein erster Schritt, dem weitere folgen werden. Das langfristige Ziel von Union und SPD ist die Abschaffung des Bargeldes. Damit könnte die Zentralbank einen Negativzins auf die Ersparnisse der Bürgerinnen und Bürger durchsetzen und diese zwingen, ihr Geld auszugeben. Schlimm ist nicht nur, dass die Notenbank quasi auf Knopfdruck die Ersparnisse der Bürgerinnen und Bürger entwerten könnte, die Maßnahme ist auch ein schwerer Eingriff in die Privatsphäre. Wenn die Regierung die Bürgerinnen und Bürger zwingt, bargeldlos zu bezahlen, legt sie damit auch deren Einkaufsverhalten für Banken und Kreditkartenunternehmen offen. Die Freien Demokraten lehnen den Einstieg in ein Bargeldverbot ab. Bargeld ist gelebte Freiheit, die wir nicht preisgeben sollten."


  *


  Quelle:

  fdk - freie demokratische korrespondenz

  Pressedienst der Freien Demokratischen Partei

  Herausgeber: FDP-Bundespartei, Pressestelle

  Reinhardtstr. 14, 10117 Berlin

  Tel: 030/28 49 58 43, Fax: 030/28 49 58 42

  E-Mail: presse@fdp.de

  Internet: www.fdp.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2616: Ausschreibung für Johannes-Stelling-Preis (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Mittwoch, 03. Februar 2016


  Ausschreibung für den Johannes-Stelling-Preis 2016 der SPD-Landtagsfraktion


  Dr. Norbert Nieszery: Ehrung für Engagement gegen Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus



  In diesem Jahr lobt die SPD-Landtagsfraktion bereits zum elften Mal den mit 2.000 Euro dotierten Johannes-Stelling-Preis aus. Mit dem Preis erinnert die Landtags-SPD an den sozialdemokratischen Ministerpräsidenten des Freistaates Mecklenburg-Schwerin von 1921-24, der aufgrund seiner unbeugsamen Haltung gegen die nationalsozialistische Diktatur in der Nacht vom 21. zum 22. Juni 1933 mit anderen aufrechten Demokraten in Berlin von den Nazis ermordet wurde.


  Der Preis geht jedes Jahr an eine Person oder Initiative, die


  
    	gegen rechtextremistische, fremdenfeindliche, antisemitistische, rassistische und/ oder in anderer Weise diskriminierende Tendenzen eingetreten ist;


    	einen Beitrag zur Bekämpfung struktureller oder direkter Gewalt gegenüber benachteiligten und/ oder diskriminierten Menschen oder Gruppen geleistet hat;


    	Zivilcourage und bürgerschaftliches Engagement gezeigt hat zugunsten von sozial benachteiligten, diskriminierten und/oder unterdrückten Menschen oder Gruppen;


    	demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien gegen totalitäre Bestrebungen verteidigt hat.

  


  SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Norbert Nieszery: "Bei der Suche nach einem Preisträger geht es uns weniger um prominente Personen, sondern vielmehr um Menschen oder Initiativen, die sich im Alltag mit Mut und Konsequenz insbesondere gegen rechtsextremistische Gewalt, Intoleranz und Diskriminierung einsetzen. Nie war unser Preis so wertvoll und notwendig wie heute. Denn das vergangene Jahr war geprägt von vielen rassistischen Vorfällen, Ausländerhetze und Angriffen auf Flüchtlingsunterkünfte. Gleichzeitig setzen sich viele Menschen in unserem Land für eine gute Integration von Flüchtlingen sowie ein weltoffenes, freiheitlich-demokratisches Mecklenburg-Vorpommern ein."


  Dieses Engagement will die SPD-Fraktion würdigen und freut sich über Vorschläge für mögliche Preisträger aus der Bevölkerung. "Wir bitten darum, uns bis spätestens zum 30. April 2016 eine oder mehrere mögliche Preisträgerinnen oder Preisträger unter Angabe von Name und Adresse zu empfehlen - am besten mit einer kurzen Beschreibung des Engagements. Aus den eingesandten Vorschlägen wird eine Auswahlkommission drei Kandidat/innen nominieren. Eine bzw. einer von ihnen wird dann im Juni im Rahmen einer Festveranstaltung im Schweriner Schloss als Stelling-Preisträger/in ausgezeichnet.


  Der Auswahlkommission gehören der Ministerpräsident des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Erwin Sellering, der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery, der Rechtsextremismus-Experte der SPD-Fraktion, Julian Barlen, sowie ein/e Vertreter/in des Landesseniorenbeirats und ein/e Vertreter/in des Landesjugendrings an.


  Vorschläge werden gerne entgegen genommen unter:

  Fax 0385-525-2338 oder

  E-Mail stellingpreis@spd.landtag-mv.de

  Ansprechpartner: Alexander Kujat, Pressesprecher SPD-Landtagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  MECKLENBURG-VORPOMMERN/2615: Fusionsprojekt Wendelstein 7-X kann mittelfristig Kohle, Öl und Gas ersetzen (SPD)


  

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom Mittwoch, 03. Februar 2016


  Fusionsprojekt Wendelstein 7-X kann mittelfristig Kohle, Öl und Gas ersetzen


  Susann Wippermann: Landesregierung wird sich weiter für innovative Energieforschung in M-V einsetzen



  Erstmals wird in der Kernfusions-Forschungsanlage "Wendelstein 7-X" am Max-Planck-Institut Wasserstoff-Plasma erzeugt. Zum heutigen Start der Experimente in Greifswald erklärt die hochschul- und forschungspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Susann Wippermann:


  "Wir in Mecklenburg-Vorpommern können stolz auf die Entwicklung des Fusionsprojekts sein. In Greifswald wird Grundlagenforschung der Spitzenklasse betrieben, die helfen kann, den weltweiten Energiebedarf abseits von Kohle, Öl und Gas zu decken. Wendelstein 7-X erkundet mit der Verschmelzung von Atomkernen ähnlich den Prozessen auf der Sonne eine neue, bislang nicht genutzte Form der Energiegewinnung. Deshalb ist die Kernfusion keine Konkurrenz zu den Erneuerbaren Energien, sondern eine Ergänzung.


  Wendelstein 7-X ist als eine der weltweit modernsten Fusionsforschungseinrichtungen zu einem Magneten für Wissenschaftler/-innen und herausragenden Studenten geworden. Die dort betrieben Spitzenforschung bringt aber auch die Industrie in unserem Land voran. Seit Beginn des Aufbaus im Jahre 2005 kam es zur Entwicklung vieler neuer Herstellungsverfahren an denen auch Firmen aus Mecklenburg-Vorpommern beteiligt waren. Ein Beispiel ist die Firma Dockweiler aus Neustadt-Glewe, die zusammen mit dem Max-Planck-Institut ein neues Verfahren zur Herstellung von dreidimensionalen Rohrleitungen im Hochvakuumbereich entwickelt hat.


  Landesregierung und Koalition werden sich vor diesem Hintergrund auch weiter für innovative Energieforschung im Land einsetzen."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

  Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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  E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  RHEINLAND-PFALZ/3911: Rot-Grünes Asylchaos gefährdet Versorgung der Flüchtlinge (CDU)


  

  Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 02.02.2016


  Flüchtlingsunterkunft Stegskopf


  Michael Wäschenbach / Dr. Peter Enders: Rot-Grünes Asylchaos gefährdet Versorgung der Flüchtlinge



  Die betreuenden Ärzte der Flüchtlingsunterkunft am Stegskopf haben die Niederlegung ihrer Arbeit angekündigt, weil die Versorgungssituation vor Ort "stellenweise untragbar" geworden ist (vgl. RZ Westerwald, 2.2.2016). Dazu erklären der örtliche CDU-Landtagsabgeordnete Michael Wäschenbach und der Vorsitzende des Ausschusses für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, Dr. Peter Enders:


  "Engagierte und teils ehrenamtliche Ärzte wissen sich nicht mehr anders zu helfen wissen als mit Streik zu drohen - dies zeigt auf erschreckende Weise, dass die Landesregierung in der Flüchtlingsfrage gar nichts im Griff hat, wie sie immer wieder behauptet. Verpflegung, Verhütung und medizinische Versorgung liegen offenbar im Argen. Dabei hatte die Gesundheitsministerin vor Ort erklärt, die gesundheitliche Versorgung sei sichergestellt. Die Kritik der Ärzte scheint von Frau Dreyer und Frau Bätzing-Lichtenthäler jedoch nicht gehört zu werden.


  Die Eröffnung der Unterkunft wurde noch medienwirksam inszeniert, die Umsetzung von vermeintlichen festen Zusagen, z.B. das Versprechen für mehr Polizeistellen von Frau Dreyer, steht aber nach wie vor aus. Auch für eine professionelle Organisation fehlt die Unterstützung der Landesregierung. Dies sorgt zunehmend für Unmut bei ehrenamtlichen Helfern und Einwohnern. Dies wurde auch in zahlreichen Gesprächen deutlich, die wir geführt haben.


  Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie die Kritik nicht länger ignoriert und sich klar äußert, wie sie die großen Probleme am Stegskopf lösen will."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 2. Februar 2016

  CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

  Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

  Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  RHEINLAND-PFALZ/3910: Abzug der Atomwaffen aus Rheinland-Pfalz jetzt! (Bündnis 90/Die Grünen)


  

  Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz vom 02.02.2016


  Abzug der Atomwaffen aus Rheinland-Pfalz jetzt!



  Zum Brief von zwei Aktivisten an die Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz zum Verbot aller Atomwaffen in Deutschland erklärt Nils Wiechmann, friedenspolitischer Sprecher von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz:


  "Dank der Friedensbewegung wird immer wieder auf die große Gefahr der in Rheinland-Pfalz stationierten Atomwaffen hingewiesen. Für den Abzug der mutmaßlich in Büchel stationierten Atomwaffen braucht es keine Bundesratsinitiative, sondern "nur" den Willen der Bundesregierung, die vorhandenen Beschlüsse der verschiedenen Parlamente endlich umsetzen.


  Bereits im Jahr 2010 hat der Bundestag in einem fraktionsübergreifenden Beschluss den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland gefordert. Auch in den Koalitionsverträgen der jetzigen und der vorherigen Bundesregierung ist das Ziel eines atomwaffenfreien Deutschlands festgeschrieben. Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, endlich ernsthaft mit den USA über den Abzug aller Atomwaffen aus Deutschland zu verhandeln.


  Auch in Rheinland-Pfalz haben wir GRÜNEN das Ziel eines atomwaffenfreien Rheinland-Pfalz in unserem Koalitionsvertrag mit der SPD festgehalten, der rheinland-pfälzische Landtag hat dies bereits 2005beschlossen. Wir haben als GRÜNE den Abzug der Atomwaffen aus Büchel immer wieder in zahlreichen parlamentarischen Initiativen gefordert. Mit der Gründung der 'Friedensakademie Rheinland-Pfalz - Akademie für Krisenprävention und zivile Konfliktbearbeitung' haben wir darüber hinaus eine Institution geschaffen, die von Rheinland-Pfalz aus einen Beitrag für die Stärkung der weltweiten Friedensarbeit leisten und damit Atomwaffen überflüssig machen soll."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 2. Februar 2016

  Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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  veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2016


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE

  



  RHEINLAND-PFALZ/3909: Mindestlohn ist erfolgreich - Erhöhung muss kommen (Bündnis 90/Die Grünen)


  

  Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz vom 02.02.2016


  Arbeitsmarkt: Mindestlohn ist erfolgreich - Erhöhung muss kommen



  Zu den neusten Zahlen der Arbeitslosenstatistik in Rheinland-Pfalz äußert sich der Vorsitzende und arbeitsmarktpolitische Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion, Daniel Köbler:


  "Der Mindestlohn ist seit seiner Einführung ein Erfolg. Das belegt auch wieder die neuste Arbeitslosenstatistik in Rheinland-Pfalz. Die Arbeitslosenquote ist nicht gestiegen. Während sie im Januar 2015 noch bei 5,7 Prozent lag, lag sie ein Jahr später im Januar 2016 bei 5,6 Prozent. Die Zahl der Erwerbstätigen ist im Jahresvergleich gestiegen. Die Schwarzmalerei, der Mindestlohn würde die Zahl der Arbeitslosen massiv erhöhen, hat sich als falsch erwiesen.


  Eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung belegt zudem, dass ein großer Teil ehemaliger Minijobber nicht arbeitslos geworden ist, sondern - ganz im Gegenteil - inzwischen in einem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis steht.


  Den Mindestlohngegnern gehen damit langsam aber sicher die Argumente aus. Die neuste Forderung, eine anstehende Erhöhung des Mindestlohns aufgrund der Flüchtlingsbewegungen auszusetzen, ist völlig unnötig und geeignet, Ressentiments zu bedienen. Die günstige Entwicklung der Tariflöhne in den vergangenen Jahren macht es notwendig, dass der Mindestlohn angehoben wird. Es wäre ein fatales Signal an jede Arbeitnehmerin und jeden Arbeitnehmer, wenn eine Anpassung des Mindestlohns ausgesetzt würde, weil wir in Deutschland unserer humanen Verantwortung gegenüber Flüchtlingen nachkommen."


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 2. Februar 2016

  Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

  Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

  Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

  Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  ARBEIT/1139: Mehr Zeit für Vermittlung in Arbeit


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2016


  Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales


  Mehr Zeit für Vermittlung in Arbeit


  Katja Mast, Sprecherin für Arbeit und Soziales;


  Markus Paschke, zuständiger Berichterstatter:


  Mit dem Gesetz zur Rechtsvereinfachung im Sozialgesetzbuch II wird insbesondere eins bewirkt: weniger Bürokratie und mehr Zeit für die Vermittlung in Arbeit. Das Gesetz wird heute vom Kabinett bewilligt.


  "Wir wollen, dass die Energie der Jobvermittler in die Vermittlung von Menschen und nicht in Verwaltungsprozesse fließt. Deswegen bauen wir mit dem Gesetz zur Rechtsvereinfachung im Sozialgesetzbuch II in den Jobcentern unnötige Bürokratie ab. Aufgrund der hohen Zuwanderung bekommt das Gesetz jetzt eine noch größere Bedeutung, da die Arbeit in den Jobcentern mehr wird und wir die Flüchtlinge schnell in den Arbeitsmarkt integrieren wollen.


  Arbeitslosengeld II wird zukünftig für zwölf statt bisher für sechs Monate bewilligt. Das entlastet, denn die Zahl der Prüfvorgänge wird deutlich reduziert. Bei Menschen, die Arbeitslosengeld II bekommen, darf zukünftig die Jobcenter-Leistung nicht mehr gepfändet werden. Auch das bedeutet weniger Bürokratie und macht klar - keine Pfändung beim Minimum. Durch eine gesetzliche Grundlage für eine Nachbetreuung der Menschen, die nach erfolgreicher Vermittlung wieder einen Job gefunden haben, stabilisieren und unterstützen wir auch die Arbeitgeber. Damit wird erneute Arbeitslosigkeit vermieden.


  Am Veto von CDU/CSU ist gescheitert, die Sanktionsregelungen für Arbeitslosengeld-II-Bezieher unter 25 Jahren denen für ältere Arbeitsuchende anzupassen. Sie werden damit weiterhin härter sanktioniert, obwohl sich das in der Praxis nicht bewährt hat. Auch eine Kürzung bei den Kosten für Unterkunft und Heizung wird es wegen der Blockadehaltung der Union weiter geben. Dies halten wir für den falschen Weg. Denn statt Menschen in Arbeit zu bringen, droht bei der Kürzung von Mietkostenzuschüssen Obdachlosigkeit. Die Chancen auf Beschäftigung werden zerstört.


  Im parlamentarischen Verfahren wollen wir erreichen, dass Langzeitarbeitslose über öffentlich geförderte Beschäftigung intensiver unterstützt werden können. Dazu wollen wir wie bei dem erfolgreichen baden-württembergischen Vorbild den Passiv-Aktiv-Transfer auf Bundesebene ermöglichen und Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren. Geld, das sowieso ausgegeben wird, zum Beispiel für das Arbeitslosengeld II oder die Kosten für Unterkunft, wird in einen Lohnkostenzuschuss und damit in Beschäftigung umgewandelt. Und die SPD-Bundestagsfraktion will Schluss machen mit der sogenannten "2 in 5-Regelung". Das bedeutet, dass Beschäftigungsangebote für Langzeitarbeitslose im Bedarfsfall auch länger als zwei Jahre gewährt werden können."


  Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 68 vom 3. Februar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

  E-Mail: presse@spdfraktion.de

  Internet: www.spdfraktion.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  BILDUNG/1295: Weiterbildung wird gestärkt


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2016


  Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales


  Weiterbildung wird gestärkt


  Katja Mast, Sprecherin für Arbeit und Soziales;


  Michael Gerdes, zuständiger Berichterstatter:


  Eine Stärkung der Weiterbildung ist angesichts des Fachkräftebedarfs notwendig. Mit dem Weiterbildungsstärkungsgesetz werden jetzt wichtige Fortschritte erzielt: Der Zugang von gering Qualifizierten und Langzeitarbeitslosen zur abschlussbezogenen beruflichen Weiterbildung wird verbessert. Gleichzeitig werden Anreize für eine erfolgreiche Nachqualifizierung gesetzt. Das Gesetz wird heute vom Kabinett bewilligt.


  "Das Risiko der Arbeitslosigkeit und vor allem der Langzeitarbeitslosigkeit ist für Unqualifizierte maßgeblich höher als für beruflich Qualifizierte. Mit dem Weiterbildungsstärkungsgesetz werden wir Langzeitarbeitslosigkeit an der Wurzel packen und mehr Menschen soziale Teilhabe und Chancen am Arbeitsmarkt eröffnen. Und klar ist auch: ohne Weiterbildung keine Fachkräfte.


  Für Arbeitslose, die erfolgreich eine abschlussbezogene Weiterbildung machen, wird eine Prämie eingeführt. Die Weiterbildungsprämie soll Arbeitslose zum Durchhalten der Fortbildungsmaßnahme motivieren. Beim Bestehen einer Zwischenprüfung gibt es 1.000 Euro, für eine erfolgreiche Abschlussprüfung weitere 1.500 Euro.


  Fehlende Grundkompetenzen in den Bereichen Lesen, Schreiben und Mathematik erschweren oftmals eine abschlussbezogene berufliche Weiterbildung. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die noch nicht über einen Berufsabschluss verfügen, diesen aber gerne nachholen würden, erhalten zukünftig eine Förderung zum Erwerb notwendiger Grundkompetenzen.


  Außerdem wird die Weiterbildungsförderung für Beschäftigte in kleinen und mittleren Unternehmen gestärkt, indem unter anderem die Möglichkeiten der Kofinanzierung von beruflicher Weiterbildung durch die Agenturen für Arbeit und Arbeitgeber ausgebaut werden."


  Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 66 vom 3. Februar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

  E-Mail: presse@spdfraktion.de

  Internet: www.spdfraktion.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  INNEN/2839: EU-US-Datenschutzabkommen - Schutzschild mit großen Löchern


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2016


  Arbeitsgruppe: Inneres


  EU-US-Datenschutzabkommen: Schutzschild mit großen Löchern


  Gerold Reichenbach, zuständiger Berichterstatter:


  Die Ankündigungen der EU-Kommission für ein Datenschutz-Abkommen mit den

  USA sind kritisch zu prüfen, scheinen aber im Hinblick auf die Umsetzung des

  Safe-Harbor-Urteils wenig realistisch.


  "Die SPD-Bundestagsfraktion sieht die gestern vorgestellte Vereinbarung der Europäischen Kommission mit den USA für einen sicheren Datentransfer und den Schutz personenbezogener Daten europäischer Bürger in den USA skeptisch. Zwar ist es wichtig, dass die eingetretene Rechtsunsicherheit beendet wird, jedoch darf dies nicht mit einer Hilfskonstruktion geschehen, die den Praxistest und die nächste Überprüfung durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) erneut nicht besteht. Deshalb gilt es den endgültigen Text abzuwarten und genau zu prüfen. Dies gilt insbesondere für die genaue Ausgestaltung der Überprüfungsmechanismen und für den Zugang für betroffene europäische Bürger zu US Gerichten.


  Die Erfahrung mit der bisherigen Berichts- und Überprüfungspraxis durch Europäische Behörden gegenüber US-Behörden, wie etwa beim Transfer von Bank-Daten (SWIFT-Abkommen) und die damit einhergehende Geheimniskrämerei seitens der USA, lässt begründete Zweifel daran aufkommen, ob die neuen Vereinbarungen wirklich den Ansprüchen des EuGH-Urteils genügen und die Freiheitsrechte Europäischer Bürger tatsächlich gewährleistet sind. Auch der NSA-Skandal hat gezeigt, dass die USA nicht bereit sind ihre Überwachung von ausländischen Staatsbürgern zurückzunehmen."


  Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 67 vom 3. Februar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

  E-Mail: presse@spdfraktion.de

  Internet: www.spdfraktion.de
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  INFOPOOL / PARLAMENT / SPD

  



  MEDIEN/398: Buchpreisbindung soll auch für elektronische Bücher gelten


  

  

  Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Februar 2016


  Buchpreisbindung soll auch für elektronische Bücher gelten


  Siegmund Ehrmann, zuständiger Berichterstatter der Arbeitsgruppe Kultur und Medien; Matthias Ilgen, zuständiger Berichterstatter der Arbeitsgruppe Wirtschaft und Energie:


  Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss zur Ausweitung der Buchpreisbindung auf elektronische Bücher (E-Books) wird eine weitere wichtige kulturpolitische Forderung aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. Nach der Übereinkunft der Großen Koalition, den verminderten Mehrwertsteuersatz auch für Hörbücher einzuführen, wird nun auch die Buchpreisbindung gestärkt. Die Initiative von Sigmar Gabriel unterstützt Autoren, Verlage und Buchhändler in der neuen digitalen Welt des Buchvertriebs und setzt damit ein wichtiges kulturpolitisches Zeichen.


  "Mit dieser Maßnahme wird die Buchpreisbindung als essenzielles Instrument zur Erhaltung der Vielfalt des Buchangebots und der Buchhandlungen für elektronische Bücher auch gesetzlich abgesichert. Mit der Änderung des Buchpreisbindungsgesetzes wird klargestellt, dass E-Books den festgeschriebenen Verkaufspreisen unterliegen. Die gesetzliche Preisbindung soll zudem für alle Verkäufe an Endkunden in Deutschland gelten. Damit wird mehr Rechtssicherheit geschaffen und eine gesetzliche Regelungslücke geschlossen.


  Bücher wie auch E-Books werden damit überall zu einheitlichen Preisen erhältlich sein, diese Maßnahme schützt Verleger, Autoren und Buchhandlungen gleichermaßen. Besonders der Erhalt von kleinen Buchhandlungen in der Fläche, in denen sich Menschen mit Büchern versorgen können, ist ein wichtiges Anliegen, in dem sich immer stärker digitalisierenden Buchmarkt. Ebenso gibt die Initiative mehr Sicherheit für kleinere und mittlere Verlage und stabilisiert deren wirtschaftliche Lage.


  Nicht zuletzt dürfen wir auch nicht die vielen Autoren und Übersetzer - also die Urheber - vergessen, die maßgeblich am Entstehen des Werkes Buch beteiligt sind. Sie müssen angemessen beteiligt und vergütet werden, damit auch zukünftig gute Bücher entstehen können."


  Copyright 2016 SPD-Bundestagsfraktion


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 69 vom 3. Februar 2016

  SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

  Platz der Republik 1, 11011 Berlin

  Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

  E-Mail: presse@spdfraktion.de

  Internet: www.spdfraktion.de
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  INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG

  



  INTERNATIONAL/151: Bericht und Gedanken von der 5. CONSEA-Konferenz in Brasilia (FUE Rundbrief)


  

  Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2015


  Gute Stadt - Böse Stadt

  Landromantik vs. Stadt für alle

  

  Von Brasilien lernen

  Bericht und Gedanken von der 5. CONSEA-Konferenz in Brasilia


  von Stig Tanzmann



  Die Frage, wie zukünftig die Ernährung der Städte gewährleistet werden soll, wirft viele Folgefragen und Befürchtungen auf. Die Sorge besteht, dass zukünftig eine noch größere und mit Konflikten belastete Kluft zwischen Stadt und Land entsteht. Befürchtet wird auch eine Entvölkerung des ländlichen Raumes und verstärkte Landvertreibung durch eine verstärkte Industrialisierung der Landwirtschaft. Nicht abwegig ist außerdem, dass es zu einer Ernährungsklassengesellschaft kommen könnte. Mittel- und Oberschicht könnten ihre Ernährungswünsche in Richtung Land kommunizieren und bezahlen, die städtische Unterschicht müsste aber essen, was die Konzerne anbieten oder was übrig bliebe. Zum Teil bestehen solche Szenarien schon. Es gibt aber auch konkrete Gegenentwürfe.


  

  Interessant ist der Blick nach Brasilien. Dort wurde nach dem Wahlsieg der Arbeiterpartei PT 2003 sehr genau überlegt, wie der Hunger, der massiv auch in den Städten grassiert, besiegt werden kann. Schnell wurde deutlich, dass es weiterhin die in Europa kaum bekannten, kleinbäuerlichen Betriebe sind, die Brasilien und seine Metropolen ernähren. In Brasilien stammen 70 % der konsumierten Lebensmittel von Kleinbauern und Kleinbäuerinnen. Es zeichnete sich außerdem ab, dass die am direktesten von den Ernährungsfragen auf dem Land und in den Städten Berührten, die Hungernden, am wenigsten Einfluss auf die Gestaltung der Ernährungs- und Landwirtschaftspolitik hatten.


  

  Mit Ernährungsräten gegen den Hunger und die soziale Ausgrenzung kämpfen


  Um dieses Problem anzugehen und den Hunger zusammen mit den Betroffenen und ProduzentInnen zu bekämpfen, wurde der CONSEA (Conselho Nacional de Seguranca Allmentar e Nutricional) 2003 wieder ins Leben gerufen. Er ist ein nationaler Rat zu Ernährungsfragen der erstmals 1993 gegründet wurde. Der CONSEA setzt sich zu zwei Dritteln aus Zivilgesellschaft und zu einem Drittel aus RegierungsvertreterInnen zusammen. Um die herausragende Diversität der brasilianischen Gesellschaft wiederzugeben und insbesondere den benachteiligten Minderheiten oder Mehrheiten Schwarze im Land Gehör zu verschaffen, gibt es für die an den Konferenzen teilnehmenden Delegierten ein komplexes Quotensystem. So wird sichergestellt, dass Quilombolas(1), Indigene, Menschen mit Behinderung, Sinti und Roma, obdachlose ArbeiterInnen, Schwarze usw. ausreichend vertreten sind. Für Frauen gibt es keine Quote mehr, da sie die überwiegende Mehrheit der TeilnehmerInnen der Konferenzen stellen.


  

  Die stille Demokratisierung des Ernährungssystems


  Seit 2003 finden alle vier Jahre vom Staat finanzierte CONSEA-Konferenzen statt, um die Ernährungs- und Landwirtschaftspolitik zu überprüfen und zu kontrollieren. Die letzte Konferenz fand vom 2. bis 6. November 2015 mit 2000 Delegierten aus ganz Brasilien in Brasilia statt. Diese wurden durch Vorkonferenzen auf Ebene der 27 Bundesstaaten legitimiert, auf denen auch die knapp 400Politikveränderungsvorschläge erarbeitet wurden, die in Brasilia diskutiert, überarbeitet, ergänzt und im Plenum verabschiedet wurden. Im Anschluss wurde aus den erarbeiteten Beschlüssen ein Dokument erstellt, das dann der brasilianischen Regierung übergeben wird und dieser zur Orientierung dient, wie sie ihre Politik in Zukunft verbessern kann. Das Dokument ist nicht bindend, hat aber sehr hohe Relevanz für die Regierung. Über die stille Demokratisierung des brasilianischen Ernährungssystems, die in Europa fast nicht wahrgenommen wurde, ist es zum einen gelungen, die progressiven Verteilungs- und Beschaffungsmodelle des Staates zu verfestigen und schärfen. So muss 30 % des Schulessens für Kleinbauern und Kleinbäuerinnen aus der Region ausgeschrieben werden, um nur eines der vielen Programme zu nennen. Zum anderen kann mit dem Prozess auch der Hunger besiegen werden. Die fünfte CONSEA-Konferenz war die erste, bei der Brasilien nicht auf der Hungerkarte der UN-Landwirtschaftsorganisation (FAO) erschien.


  

  Auch der globale Norden ist gefragt


  Brasilien hat eindrücklich gezeigt, wie man mit einer Demokratisierung des Ernährungssystems enorme Erfolge bei der Bekämpfung des Hungers erzielen und gleichzeitig die Interessen der Ärmsten in den Städten und auf dem Land miteinander in Einklang bringen kann. Im Gegensatz dazu ist die Debatte in Europa und den USA um eine Demokratisierung der Ernährungssysteme sehr schwach ausgeprägt. Folgerichtig profitieren dort hauptsächlich die Konzerne von den üppigen Agrarsubventionsbudgets und ein Dualismus zwischen Stadt und Land tritt verstärkt auf. Noch dramatischer ist, dass die Entwicklungszusammenarbeit und die Hungerbekämpfung, wie beispielhaft die G8 Neue Allianz zeigt, an den Interessen der Konzerne und nicht der Betroffenen und ProduzentInnen ausgerichtet ist. Eine verstärkte Auseinandersetzung mit den brasilianischen Erfahrungen kann nur empfohlen werden, um aus den dortigen positiven und negativen Erfahrungen zu lernen.


  

  Der Autor ist Referent für Landwirtschaft bei Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst.


  Anmerkung:

  (1)Quilombolas sind BewohnerInnen bzw. deren Nachkommen eines Quilombos (Bezeichnung einer Niederlassung geflohener Sklaven zur Zeit der portugiesischen Herrschaft).


  *


  Quelle:

  Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2015, Seite 15

  Herausgeber: Projektstelle Umwelt & Entwicklung

  Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

  Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

  E-Mail: info@forumue.de

  Internet: www.forumue.de
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  INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG

  



  MELDUNG/496: Wie ernähren wir die Stadt? - Beispiele aus Brasilien und China (aid)


  

  aid-Newsletter Nr. 5 vom 3. Februar 2016


  Wie ernähren wir die Stadt?


  Beispiele aus Brasilien und China



  (aid) - Das Global Forum for Food and Agriculture (GFFA) im Rahmen der Internationalen Grünen Woche in Berlin beschäftigte sich mit dem Thema "Wie ernähren wir die Stadt?". Mit welchen Ansätzen das gelingen kann, zeigten Beispiele, die in den Fachforen vorgestellt wurden.


  In der brasilianischen Stadt Belo Horizonte leben mit 2,5 Millionen Menschen rund 84 Prozent der Bevölkerung des Bundesstaates Minas Gerais. Vor 20 Jahren schon hat die Stadtverwaltung damit begonnen, sich um die Ernährung in der Stadt zu kümmern. Alles begann mit Schulgärten im Jahr 1991.Daraus wurde vier Jahre später mit Hilfe der Vereinten Nationen ein Komplettprogramm, berichtete Bürgermeister Marcio Lacerda. Heute gibt es 144Stadtgärten zwischen 200 und 3.000 Quadratmeter Größe. Die meisten Stadtgärten werden von kleinen Gemeinschaften betrieben, fünf größere bauen Produkte für den Handel an. Mit Landwirten aus Minas Gerais wurden erste Verträge für direkte Lieferungen von Lebensmitteln abgeschlossen, die jährlich an spezielle Verkaufspunkte etwa 740 Tonnen Lebensmittel liefern.


  Basis für die Projekte sind Schulungen von Mitarbeitern im öffentlichen Bereich wie auch im privaten Sektor. Inhalte sind Pflanzkalender wie auch Bodenbearbeitung sowie Fruchtfolgenwechsel. Schließlich steht am Ende auch eine Qualitätskontrolle.


  Wichtig war die Teilhabe der Menschen von Beginn an. Die Stadt hat ihre Nahrungsmittelhilfe ausgeweitet, so dass Belo Horizonte heute als "Stadt ohne Hunger" gilt. Für registrierte Obdachlose gibt die Stadt täglich bis zu 11.000 Mahlzeiten aus. In den Schulen werden täglich 350.000 Mahlzeiten verteilt.


  Es ist nicht nur das Mosaik aus "Urban Gardening" in kleinem Maßstab und Lieferbeziehungen zwischen Stadt und Land, das die Situation der Menschen verbessert. Die Einwohner von Belo Horizonte können ihre eigenen Sorten kultivieren. Das ist ihnen mit einem Stadtgesetz sogar rechtlich zugesichert. Im Rahmen von Gemeinschaften werden individuelle Verantwortlichkeiten für tägliche Pflichten zugeteilt.


  Eine ähnliche Bewegung gibt es auch in China. Der Vertrauensverlust in heimische Produkte seit dem Melamin-Skandal 2008 hat zu einer neuen Form der Verbraucher-Landwirte-Beziehung geführt. Bis zu zwei Stunden fahren Pekinger mit dem Bus aufs Land und bewirtschaften rund 30 Quadratmeter große gepachtete Flächen bei "ihrem Landwirt". Einzeln, in Gemeinschaft oder mit Hilfe des Landwirts. Community Supported Agriculture (CSA) heißt der Trend, über den Shi Yan, Direktorin der Shared Harvested Ecological Agriculture Services, berichtete. Die Produkte direkt vom Bauern sind doppelt so teuer als konventionelle Lebensmittel. Allerdings praktizieren bisher nur wenige Hundert Menschen CSA.


  Nach Ansicht von Professor Dr. Sir Gordon Conway vom britischen Imperial College wird sich aber auch künftig die Mehrheit der Städter nicht durch "Urban Gardening" ernähren können. Die Hauptnahrungspflanzen wie Getreide und Hülsenfrüchte werden weiterhin großflächig auf dem Land angebaut werden.


  Roland Krieg, www.aid.de


  Weitere Informationen:

  Über Urban Gardening informiert der aid infodienst auf www.aid.de, Rubrik Lebensmittel, Nachhaltiger Konsum


  *


  Quelle:

  aid-Newsletter 5/16 vom 03.02.2016

  Herausgeber: aid infodienst

  Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz e. V.

  Heilsbachstraße 16, 53123 Bonn

  Telefon: 0228 8499-0

  E-Mail: aid@aid.de

  Internet: http://www.aid.de
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  INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG

  



  MELDUNG/495: Wettbewerbsfähiger Obst- und Gemüsebau - Fruit Logistica in Berlin eröffnet


  

  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

  Pressemitteilung Nr. 20 vom 03.02.16


  Schmidt: "Wettbewerbsfähiger Obst- und Gemüsebau"


  Fruit Logistica in Berlin eröffnet - Ägypten als Partnerland



  Anlässlich der gemeinsamen Eröffnung der diesjährigen Fruit Logistica mit dem ägyptischen Amtskollegen Dr. Essam Othman Fayed erklärt Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt:


  "Die Obst- und Gemüsebranche steht insgesamt gut da. Die Branche ist wettbewerbsfähig und schlagkräftig. Mit ihren gesunden Produkten trägt sie zu einer ausgewogenen Ernährung bei. Als Landwirtschafts- und Ernährungsminister habe ich deshalb doppeltes Interesse an einem steigendem Obst- und Gemüsekonsum. Ich unterstütze das beispielsweise mit meiner Qualitätsoffensive "Macht Dampf - Für gutes Essen in Kita und Schule?. Damit werbe ich für eine flächendeckend gesunde Ernährung mit mehr Obst und Gemüse.


  Aber auch die Exportchancen - besonders in kaufkräftigen Drittländern - müssen genutzt werden. Viele Staaten haben wertvolle Märkte - wir wertvolle Produkte. Gleichzeitig sind wir auf den Import von Obst und Gemüse angewiesen. Die Messe ist eine Plattform um darüber in Kontakt zu kommen und weltweite Geschäftskontakte zu knüpfen. Der Auftritt Ägyptens als Partnerland wird zum Ausbau des Handels mit Erzeugnissen aus dem Sektor Obst und Gemüse beitragen. Für Ägypten bietet das die Chance auf wirtschaftliche Stabilität und damit Sicherheit. Ich sehe in der landwirtschaftlichen Aus- und Weiterbildung eine zentrale Aufgabe zur Entwicklung und Modernisierung der Landwirtschaft in Ägypten. Die zentrale Aufgabe der Landwirtschaft bleibt die Sicherung der Ernährung, die maßgeblich zur Stabilität der Welt und Bekämpfung von Fluchtursachen beiträgt."


  Hintergrund:

  Mit seinem ägyptischen Amtskollegen Dr. Essam Othman Fayed hat Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt in einem bilateralen Gespräch über die Herausforderungen für ein wirtschaftlich und politisch stabiles Ägypten und die Rolle der Landwirtschaft als Nahrungsmittellieferant und Arbeitgeber gesprochen. Minister Fayed kündigte in diesem Zusammenhang an, dass er zur Ausweitung der Produktion neue landwirtschaftliche Flächen in Wüstenregionen erschließen wolle.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 20 vom 03.02.16

  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

  Dienstsitz Bonn:

  Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

  Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

  Dienstsitz Berlin:

  Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

  Postanschrift: 11055 Berlin

  Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

  E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

  Internet: www.bmel.de
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  INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN

  



  ASYL/1035: Asylpaket II gefährdet Menschenrechte von Flüchtlingen (Pro Asyl)


  

  Pro Asyl - Presseerklärung vom 3. Februar 2016


  Asylpaket II gefährdet Menschenrechte von Flüchtlingen


  Amnesty International, Deutscher Anwaltverein und PRO ASYL kritisieren geplante massive Verschlechterung der Asylverfahren in Deutschland



  Die Bundesregierung setzt mit dem am Mittwoch beschlossenen Asylpaket II auf eine Politik von Härte und Unverhältnismäßigkeit gegenüber Menschen auf der Flucht, kritisieren Amnesty International, Deutscher Anwaltverein (DAV) und PRO ASYL. "Die neuen beschleunigten Verfahren gefährden massiv die Menschenrechte von Flüchtlingen", sagt Selmin Çaliskan, Generalsekretärin von Amnesty International in Deutschland. "Anstatt zu gewährleisten, dass Asylanträge einfach schneller bearbeitet werden, was gerade für die Betroffenen wichtig ist, werden die Verfahren verschlechtert. Der Zeitdruck auf die Sachbearbeiter wird erhöht, und die individuellen Gründe für Flucht und Asyl können kaum noch geprüft werden."


  Bei den Schnellverfahren gelten extrem kurze Fristen. Insbesondere Flüchtlinge ohne Papiere werden diesen Verfahren unterworfen, weil ihnen eine mangelnde Mitwirkungsbereitschaft im Asylverfahren unterstellt wird. Damit wird das Schnellverfahren zum Standardverfahren. PRO-ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt warnt: "Es darf keine rechtsschutzfreien Räume geben, Schnell-Ablehnungen dürfen nicht zum Standard werden."


  In den besonderen Aufnahmezentren ist keine kostenlose Rechtsberatung vorgesehen. Faire Asylverfahren und die Korrektur von Fehlentscheidungen durch die Arbeit von Rechtsanwälten sowie Gerichten werden kaum noch möglich sein. "Um der Rechtsweggarantie des Grundgesetzes zu entsprechen, ist es erforderlich, dass jeder Flüchtling in jedem Stadium des Verfahrens die Möglichkeit hat, sich anwaltlich beraten und vertreten zu lassen", sagt Rechtsanwältin Gisela Seidler, Vorsitzende des Ausschusses Ausländer- und Asylrecht des Deutschen Anwaltvereins. "Deshalb ist es erforderlich, neue Modelle der Finanzierung der anwaltlichen Beratung zu finden." Wegen des jüngst eingeführten Sachleistungsprinzips verfügen viele Asylsuchende gar nicht über die finanziellen Mittel, um einen Rechtsanwalt zu beauftragen.


  Selbst Menschen, die krank oder durch Erlebnisse in ihrem Herkunftsland schwer traumatisiert sind, können mit dem neuen Gesetz leichter abgeschoben werden. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass von Gesetzes wegen eine Vermutung besteht, "dass der Abschiebung gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen". Reichen Kranke ein ärztliches Attest nicht unverzüglich ein, bleibt dieses unberücksichtigt. Atteste von Psychotherapeuten sollen nicht ausreichen, obwohl hier eine besondere Expertise in der Traumabehandlung und -diagnose besteht. "Die Regierung gefährdet so das Leben und die Gesundheit der Betroffenen", kritisiert Burkhardt.


  Laut Gesetzentwurf soll der Familiennachzug für subsidiär Geschützte, zum Beispiel Menschen aus Kriegsgebieten, für zwei Jahre ausgesetzt werden. In der Praxis würde dies mit dem Asylverfahren und der Bearbeitungszeit für den Antrag auf Zusammenführung eine mehrjährige Trennung von Familien bedeuten. Die drohende Aussetzung des Familiennachzugs wird den derzeitigen Trend verstärken, dass Kleinkinder, Kinder und Frauen sich auf die lebensgefährliche Fluchtroute und in die Hände von Schleusern begeben. "Mit dieser Politik unterläuft die Bundesregierung ihren selbstgestellten Anspruch auf eine zügige Integration in Deutschland", sagt Çaliskan. "Die Zusammenführung mit ihrer Familie und das Wissen um ihre Sicherheit sind wichtige Voraussetzungen dafür, dass Geflüchtete Perspektiven für das Leben in einem neuen Land entwickeln und Traumata von Krieg und Flucht verarbeiten können."


  Der Vorschlag, Tunesien, Algerien und Marokko zu "sicheren" Herkunftsstaaten zu erklären, stößt auf massive Kritik. Çaliskan: "Das Konzept der 'sicheren Herkunftsländer' ist nicht mit dem Recht auf ein individuelles Asylverfahren vereinbar. In Bezug auf die Maghreb-Staaten scheint die dortige Menschenrechtssituation bei den Überlegungen überhaupt keine Rolle gespielt zu haben." In Marokko und Tunesien dokumentiert Amnesty seit Jahren Folter durch Polizei und Sicherheitskräfte. In beiden Ländern wurden Homosexuelle wegen ihrer sexuellen Orientierung vor Gericht gestellt und zu Haftstrafen verurteilt. In Tunesien, aber auch in Algerien, wird das Recht auf freie Meinungsäußerung eingeschränkt.


  Die Organisationen werfen der Bundesregierung vor, Menschenrechtsverletzungen in diesen Staaten zu ignorieren und stattdessen Persil-Scheine auszustellen, die dazu führen, dass in den Eilverfahren die Fluchtgründe praktisch nicht mehr geprüft werden.


  *


  Quelle:

  Pro Asyl - Presseerklärung vom 3. Februar 2016

  Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

  Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

  E-Mail: proasyl@proasyl.de

  Internet: www.proasyl.de
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  INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN

  



  MELDUNG/080: Forderungen zur Syrien-Geberkonferenz in London (Welthungerhilfe)


  

  Deutsche Welthungerhilfe e.V. - Pressemitteilung vom 3. Februar 2016


  Forderungen zur Syrien-Geberkonferenz in London


  Welthungerhilfe: Neue Strategie zur Unterstützung der syrischen Flüchtlinge notwendig



  (Bonn, 03.02.1016) Vor der internationalen Geberkonferenz am Donnerstag in London fordert die Welthungerhilfe eine neue Strategie, um die syrischen Flüchtlinge in den Anrainerstaaten besser zu versorgen. Die wichtigsten Organisationen, die in Syrien sowie der Türkei, dem Libanon und Jordanien Hilfe leisten, treffen sich bereits heute in London, um ihren Forderungen an die Staatengemeinschaft noch einmal Nachdruck zu verleihen. Dazu gehört auch, dass die Kriegsparteien aufgefordert werden müssen, die Belagerung von Städten zu beenden und den Beschuss von Krankenhäusern sowie Schulen einzustellen.


  "Nur ein Ende der Kämpfe und eine politische Lösung können langfristig das Leid der Syrer beenden. Deshalb müssen alle Länder konstruktiv die diplomatischen Bemühungen für einen Frieden unterstützen. Bis dahin muss es uns gelingen, die katastrophale humanitäre Lage der Menschen zu verbessern", betont Dr. Till Wahnbaeck, Vorstandsvorsitzender der Welthungerhilfe, am Rande des Treffens in London.


  Zentraler Bestandteil einer neuen Strategie muss auch die langfristige Finanzierung der Programme der Vereinten Nationen sein. Die UN braucht mehr als 7 Milliarden Dollar, um die Kriegsflüchtlinge versorgen zu können. Bisher sind die von den Vereinten Nationen für 2015 benötigten Hilfsgelder nur zu knapp 60 Prozent überwiesen worden.


  Seit Ausbruch des Krieges vor 5 Jahren werden stündlich 50 syrische Familien aus ihren Häusern vertrieben. Die Lebenserwartung ist im Land um 13Jahre gesunken und jeder zweite Syrer ist auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen.


  

  Die Welthungerhilfe leistet seit November 2012 humanitäre Hilfe für syrische Bürgerkriegsopfer. Nachdem dies zunächst innerhalb Syriens erfolgte, wurde die Welthungerhilfe angesichts der zunehmenden Flüchtlingsströme in die Türkei und in den Nordirak auch in diesen Ländern aktiv. Koordiniert von dem Länderbüro in Gaziantep/Türkei werden seit Sommer 2014 Bürgerkriegsopfer und Vertriebene in der Region unterstützt.


  Weitere Informationen:

  http://www.welthungerhilfe.de/syrien-nothilfe.html


  *


  Quelle:

  Deutsche Welthungerhilfe e.V.

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Friedrich-Ebert-Str. 1, 53173 Bonn

  Telefon: +49 (0) 228-2288 0, Fax: +49 (0) 228-2288 333

  E-Mail: info@welthungerhilfe.de

  Internet: www.welthungerhilfe.de
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  INFOPOOL / POLITIK / REPORT

  



  INTERVIEW/290: Treffen um Rosa Luxemburg - Vergessen frißt Fortschritt auf ...  Ihsan Cibelik im Gespräch (SB)


  

  Grup Yorum ... mehr als Musik


  21. Rosa Luxemburg Konferenz in Berlin



  Grup Yorum ist eine revolutionär und sozial bewegte Gruppe zahlreicher Musikerinnen und Musiker, die sich handelsüblichen Vergleichen mit anderen Bands fast vollständig entzieht. Obwohl die Konzerte der seit 1985 in verschiedenen Besetzungen existierenden Band in der Türkei von Hunderttausenden Menschen besucht werden, wird der offizielle und mediale Kulturbetrieb des Landes ihrer großen Bedeutung und Popularität kaum gerecht. Dennoch sind ihre Mitgliederinnen und Mitglieder so berühmt, daß sie erfolgreiche Solokarrieren antreten oder auf andere Weise in der Musikindustrie Geschäfte machen könnten. Statt dessen steckt die vor allem in Istanbul aktive Band einen Großteil ihrer Energie in den politischen Kampf. Sie hält kostenlose Volkskonzerte ab, unterstützt verfolgte Genossinnen und Genossen mit Solidaritätsauftritten, betreibt ein Kulturzentrum, beteiligt sich an Stadtteilkämpfen und setzt sich auf der Straße für die politischen Ziele der revolutionären Linken ein.


  
    [image: Auf der Bühne im Urania - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    Trotz Einreiseverbot - Grup Yorum in kleiner Besetzung

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  Daß ihre Mitgliederinnen und Mitglieder in einem Land, das von kurdischen Abgeordneten und Bürgermeistern über linke Journalisten und Anwälte bis zu Aktivistinnen und Aktivisten sozialistischer und kommunistischer Organisationen aus politischen Gründen zu Tausenden einsperrt, dabei stets mit einem Bein im Knast stehen, kann nicht weiter erstaunen. Gerade weil Grup Yorum die häufig genug untereinander zerstrittenen linken Strömungen und Bewegungen mit revolutionärem Liedgut vereint und darüber hinaus zahlreiche Menschen mit ihrer Musik politisiert, ist sie der AKP-Regierung ein Dorn im Auge. Daß Grup Yorum auch in der Bundesrepublik immer mehr Repression erfährt, dürfte damit zu tun haben, daß die türkische Regierung die EU-europäische Flüchtlingsabwehr in ihr Land vorverlagert hat. Im Gegenzug wird ihr freie Hand bei der Unterdrückung der kurdischen Befreiungsbewegung wie der linken Opposition gelassen, als auch dafür gesorgt, daß die Aktivistinnen und Aktivisten der türkischen und kurdischen Linken in der Bundesrepublik vom politischen Strafrecht bedroht und Haftstrafen über sie verhängt werden.


  Um so bedeutsamer ist, daß die Musikerinnen und Musiker Grup Yorums unbeirrt an ihrem politischen Kampf festhalten und damit beweisen, daß Kunst und Kultur nicht notwendigerweise Spielwiesen der Ablenkung von sozialen und gesellschaftlichen Widersprüchen sein müssen. Indem sie den Finger in die Wunde blutiger Konflikte legen und gegen das häßliche Gesicht imperialistischer Politik ansingen, werden sie auch dem Traum vieler kreativer Menschen gerecht, die keine Trennung zwischen ihren künstlerischen Idealen und ihrer beruflichen Existenz machen wollen.



  
    [image: Musikerinnen und Musiker in Aktion - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    Singen gegen Faschismus und Imperialismus ...

    Foto: © 2016 by Schattenblick


  


  
    [image: Publikum bei Grup Yorum-Auftritt - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    ... und der Funke springt über

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  Der Auftritt von Grup Yorum war einer der Höhepunkte auf der diesjährigen Rosa Luxemburg Konferenz. Die Gruppe war aufgrund der über viele ihrer Mitgliederinnen und Mitglieder verhängten Einreiseverbote zwar nur in einer kleinen Besetzung in Berlin präsent. Doch das ihren Fans in- und auswendig bekannte Repertoire verwandelte ihr kurzes Konzert in eine politische Manifestation, der die Freude darüber, daß die Stimme Grup Yorums auch durch Verbote deutscher Behörden nicht zum Verstummen gebracht werden kann, deutlich anzumerken war.


  Im Anschluß an das Konzert bot sich dem Schattenblick die Gelegenheit, mit dem langjährigen Grup Yorum-Mitglied Ihsan Cibelik ein kurzes, von einer Genossin ins Deutsche übersetzte Gespräch zu führen.



  
    [image: Im Gespräch - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    Ihsan Cibelik

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  Schattenblick (SB): Herr Cibelik, Sie sind eines der ältesten Mitglieder von Grup Yorum. Seit wann gehören Sie der Formation an?


  Ihsan Cibelik (IC): Grup Yorum gibt es jetzt seit 30 Jahren. Ich bin Grup Yorum kurz nach der Gründung beigetreten.


  SB: Grup Yorum ist heute mit einer kleinen Besetzung hier in Berlin auf der Rosa Luxemburg Konferenz aufgetreten. Warum hat die Band für das am 14. November 2015 in Oberhausen geplante Konzert unter dem Motto "Eine Stimme und ein Herz gegen Rassismus" keine Visa von den deutschen Behörden erhalten? Welche offizielle Begründung wurde für das Einreiseverbot gegeben?


  IC: Es stimmt, daß weder England, Holland noch Deutschland den Grup Yorum-Mitgliedern ein Visum erteilt haben. Begründet wurde das damit, daß 11 der insgesamt 14 Bandmitglieder im Schengener Informationssystem (SIS) gelistet seien. Das SIS ist eine Datenbank europäischer Polizei- und Sicherheitsbehörden, in der etwa zur Fahndung ausgeschriebene oder einfach "unerwünschte" Personen gespeichert werden. Das heißt, daß die Mitglieder von Grup Yorum als gefährliche Personen eingestuft werden, die die Sicherheit in diesen Ländern gefährden würden. Kurios daran ist, daß wir in den 30 Jahren unseres Bestehens Hunderte Male ins Ausland gereist sind, ohne daß es je zu Schwierigkeiten gekommen wäre.



  
    [image: Ihsan Cibelik mit Blasinstrument - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    Versiert mit Stimme und Instrument

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  SB: Im Juni 2014 hat Grup Yorum in Oberhausen ein Konzert mit großer Besetzung von 40 Leuten gegeben. 15.000 Zuschauer feierten viele Stunden lang ein friedliches Fest, und einige deutsche Politiker hielten Solidaritätsreden. Wie erklären Sie sich die plötzliche Einschätzung von Grup Yorum als Sicherheitsrisiko?


  IC: Wir hatten für das am 14. November geplante Konzert in Oberhausen Visumsanträge gestellt. Übrigens nicht zum ersten Mal, dreimal gab es keinerlei Probleme mit der Organisation des Konzerts, aber in diesem Jahr wurde unser Antrag vom deutschen Konsulat in der Türkei zunächst einmal völlig ignoriert. Wir blieben ohne Nachricht und haben dann mit Nachdruck bei den deutschen Behörden nachgefragt. Schließlich wurde uns mitgeteilt, daß uns die Einreise verweigert wird. Das amtliche Schreiben bestand im Grunde aus einer Auflistung der formalen Gründe für eine Visumsverweigerung, die eigentlich für jeden gelten. Zwei Begründungen waren jedoch markiert und galten insbesondere für Grup Yorum. Der Hauptgrund dafür, daß wir kein Visum erhielten, war, daß die Leute, die zum Konzert nach Deutschland reisen wollten, als nicht glaubwürdig eingestuft wurden. All unsere Vorbereitungen, ein ganzes Jahr der Konzertarbeit, waren mit einem Mal nichtig geworden.


  SB: Ist die Besetzung, die heute hier aufgetreten ist, von der Türkei aus nach Deutschland gekommen?


  IC: Nein, das sind Menschen, die hier seit langem leben und Grup Yorum unterstützen. Sie kennen alle Lieder der Gruppe. Ich selbst habe seit sieben Jahren politisches Asyl in Deutschland und kann nicht in die Türkei reisen. Wir haben hier in Deutschland sehr viele Freunde, die das, was Grup Yorum tut, schätzen, und wissen, wie wichtig unsere Musik ist. Diese Menschen würden die revolutionäre Tradition von Grup Yorum unter allen Umständen aufrechterhalten, auch wenn man ihnen mit Verhaftung drohen würde.



  
    [image: Musikerinnen in einer Reihe auf der Bühne - Foto: © 2016 by Schattenblick]


    Zusammen kämpfen ...

    Foto: © 2016 by Schattenblick

  


  SB: Könnte man sagen, daß Grup Yorum zwar aus einem festgelegten Kollektiv besteht, aber dennoch eine offene Mitgliederstruktur besitzt?


  IC: Grup Yorum besteht aus 14 Stammitgliedern, aber zur Gesamtstruktur gehören auch der Chor, die Auszubildenden und all die Freunde, die uns unterstützen. So gesehen ändert sich die Struktur immer wieder, aber zugleich ist sie ein Symbol dafür, daß die Gruppe in ihren Entwicklungsmöglichkeiten offen ist.


  SB: Grup Yorum ist in der Türkei sehr populär. Konzerte mit mehreren hunderttausenden Zuschauern sind keine Seltenheit. Dennoch ist die Gruppe hier in der herkunftsdeutschen Bevölkerung, wie sich auch in Oberhausen gezeigt hat, kaum bekannt. Liegt das an kulturellen Vorbehalten oder politischen Schranken?


  IC: Wir sind offen für alle Völker und Kulturen, aber wenn wir wie in Oberhausen ein Konzert gegen Rassismus geben, müssen wir erst einmal zu den Menschen gehen, die damit konfrontiert sind, und für sie eine Lösung finden. Das betrifft in erster Linie natürlich Menschen aus unserem Volk und die Flüchtlinge, die jetzt hier in Europa leben. Auch wenn sich die Politik im Augenblick hinter nationale Grenzen zurückzieht, verfolgen wir dennoch ein internationalistisches Ziel. Wir würden auch gern mit deutschen Gruppen zusammenarbeiten. So treten auf Grup Yorum-Konzerten durchaus auch internationale Gäste auf.


  SB: Könnten Sie etwas zur Repression sagen, unter der Grup Yorum in der Türkei zu leiden hat?


  IC: Um es ganz offen zu sagen, die Repression gegen uns ist in der Türkei nicht anders als hier, teilweise ist die Situation allerdings noch schlimmer. 2015 feierten wir unser 30jähriges Jubiläum. Zu diesem Zweck wollten wir in fünf Städten Auftritte in Stadien organisieren, was uns jedoch verboten wurde. Weil uns keine Stadien zur Verfügung gestellt wurden, haben wir Konzerte unter freiem Himmel abgehalten. Und was war die Folge? Statt in einem Stadion, wie es von uns geplant war, ein Konzert für 70.000 Zuschauer auszurichten, sind am Ende 750.000 Menschen gekommen. Tatsächlich haben die türkischen Behörden mit ihrem Verbot etwas ganz anderes erreicht. Wir werden die Willkür des Staates niemals akzeptieren. Natürlich müssen wir dabei bedenken, daß wir in einem faschistischen Land leben, wo täglich Kinder sterben. Damit diese Unterdrückung eines Tages endet, müssen wir als Gruppe bereit sein, mit allen Konsequenzen zu leben. Eines unserer Bandmitglieder ist vor zweieinhalb Jahren verhaftet worden. Und als wir neulich gegen die Massaker in Kurdistan protestierten, wurden wieder Mitglieder von uns festgenommen. Mit dieser Realität sind wir als Musikgruppe jeden Tag konfrontiert.


  SB: Grup Yorum ist in einer Weise politisch konsequent, wie man es bei Musikern, deren Motivation oft an Erfolg und Plattenverkäufe gebunden ist, eher nicht vermuten würde. In welchem politischen Kontext steht das Bekenntnis von Grup Yorum gegen Faschismus und Rassismus?


  IC: Natürlich gibt es auf dem Unterhaltungssektor Musiker, die nur für Geld arbeiten. Bei uns ist es nicht so. Wir sind Sozialisten und Revolutionäre und haben ein Ziel. Wir wollen mit unserer Musik etwas verändern. Wenn wir unsere Musik machen, bei der es natürlich auch um Liebe und Freude geht, dann dürfen wir niemals vergessen, daß es auf dieser Welt Armut und Kriege gibt. Unsere Lieder sind ein Ausdruck von den Problemen in dieser Welt. Wir erinnern in unseren Liedern aber auch an die Kämpfe in unserer Vergangenheit und die Folgen, die sie für die Menschen hatten. Es ist wichtig, die eigene Kultur und Vergangenheit nicht zu vergessen, weil wir sie für unsere Zukunft brauchen. Wir glauben daran, daß sich die Welt ändern wird, und daß unsere Musik einen Beitrag dazu leistet.


  SB: Herr Cibelik, vielen Dank für das Gespräch.


  
    [image: Grup Yorum-Anstecker, Broschüre und CD am Stand der Gruppe - Fotos: 2016 by Schattenblick]
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    Erkennungszeichen ...

    Fotos: 2016 by Schattenblick

  


  

  Grup Yorum im Schattenblick:

  

  BERICHT/023: Grup Yorum - musikvereinte Linke (SB)

  http://www.schattenblick.de/infopool/musik/report/murb0023.html


  INTERVIEW/034: Grup Yorum - Unser Gesicht ..., Ibrahim Gökcek im Gespräch (SB)

  http://www.schattenblick.de/infopool/musik/report/muri0034.html


  

  21. Rosa Luxemburg Konferenz in Berlin im Schattenblick

  www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT:


  BERICHT/223: Treffen um Rosa Luxemburg - Wasser predigen ... (SB)

  BERICHT/224: Treffen um Rosa Luxemburg - Weichgespült ... (SB)

  BERICHT/225: Treffen um Rosa Luxemburg - Eine Hälfte brennt ... (SB)

  BERICHT/226: Treffen um Rosa Luxemburg - Multiform schlägt Uniform ... (SB)

  BERICHT/227: Treffen um Rosa Luxemburg - Die Gier der Märkte ... (SB)

  INTERVIEW/289: Treffen um Rosa Luxemburg - und niemand sieht hin ...  Nick Brauns im Gespräch (SB)


  3.Februar 2016
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  INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES

  



  FRAUEN/612: Mamatón - Politisierte Mutterschaft in Costa Rica (frauensolidarität)


  

  frauensolidarität - Nr. 134, 4/15


  Mamatón

  

  Politisierte Mutterschaft in Costa Rica


  von Ariane Grau Crespo



  Am 9. August dieses Jahres fand in Costa Rica der dritte Mamatón statt. Organisiert wurde das Event durch eine Gruppe von Frauen, die sich selbst als La tribu de la Mamatón (The Mamatón Tribe) bezeichnen. Die Frauen protestieren gegen Hindernisse und Hürden, denen sie in der Mutterschaft ausgesetzt sind, und für das Recht, selbst zu entscheiden, wann und wo sie stillen wollen. Ariane Grau Crespo - eine der Mitbegründerinnen der Bewegung - erzählt mehr über die Geschichte der Mamatóns in Costa Rica.


  

  Der erste Mamatón fand in Jänner 2013 im Einkaufszentrum Plaza Lincoln in San José statt. Eine Mutter war daran gehindert worden, ihre kleine Tochter im Einkaufszentrum zu stillen. Dies war der Auslöser für einen Protest. Wir, stillende Mütter, fühlten uns betroffen und organisierten uns. Es kam zu einem Aufruf über Facebook, der von immer mehr Frauen "gelikt" wurde und über den in den Medien berichtet wurde. Mehr als 50Frauen nahmen schließlich an dem Protest im Einkaufszentrum teil. Dies hat uns gezeigt, dass wir Frauen - in diesem Fall Mütter - uns gegen Frauenrechtsverletzungen wehren können.


  Weitere Schritte ...


  Wir haben uns dann für die Gründung einer Gruppe entschieden. Die Gruppe hat mehrere Ziele: Auf der einen Seite dient sie als Selbsthilfegruppe für Mütter. Wir unterstützen uns gegenseitig während der Mutterschaft und verringern dadurch die Isolierung, die wir in der kapitalistischen Gesellschaft als Mütter erleben. Auf der anderen Seite geht es darum, die Kommunikation zwischen den Müttern zu verbessern: Wir kritisieren diskriminierende Zustände und planen unsere Protestaktionen gegen diese Frauenrechtsverletzungen - unsere Mamatóns.Im August 2014 haben wir den zweiten Mamatón durchgeführt. In diesem Fall solidarisierten wir uns mit einer Studentin, der es weder erlaubt war, ihr Baby in die Universität mitzubringen, noch dieses dort zu stillen. Der letzte Mamatón 2015 war wiederum in einem Einkaufzentrum - dem Multiplaza Escazú in San Rafael. Dort wurde ebenfalls einer Mutter das Stillen ihrer zweimonatigen Tochter im Gastronomiebereich verboten. Bei diesem Mamatón waren wir schon besser organisiert: Wir hatten eine Facebookseite "Mamatón, la teta se respeta" (Mamatón, die Brust wird respektiert), von der aus wir die komplette Kampagne organisierten.


  Körperpolitiken


  Die Proteste von La Tribu de la Mamatón gehen aus meiner Sicht weit über das Thema Stillen hinaus. Wir verteidigen das Recht der Frauen zu stillen, wann und wo sie wollen. Aber dieses Recht wird als Teil der patriarchalisch und kapitalistisch geprägten Gewalt gegen Frauen täglich verletzt von einer Gesellschaft, die es gewohnt ist, den weiblichen Körper zu kontrollieren. Es wird über unsere Sexualität entschieden, indem der Zugang zu Informationen und Verhütungsmethoden eingeschränkt wird. Mutterschaft wird als unsere Verpflichtung angesehen und nicht als eine Option. Und dann, wenn wir Mütter werden, wird entschieden, wie und wo wir unsere Töchter und Söhne stillen dürfen. Das Verbot, öffentlich zu stillen, spiegelt die Heuchelei dieser Macho-Gesellschaft wider, in der der Frauenkörper für das Vergnügen oder den Profit der Männer objektiviert und sexualisiert wird.


  Stillen als Widerstand?


  In diesem Sinne ist der Mamatón für mich ein Widerstandskampf der Frauen. Darauf bezieht sich unser Erfolg in den letzten zweieinhalb Jahren. Wir haben damit begonnen, die Frage der Mutterschaft auf die öffentliche Agenda zu setzen und Stillen aus menschenrechtlicher Perspektive zu betrachten. Wir haben es geschafft, Mütter als politische Akteurinnen mit Rechten sichtbar zu machen, die auch gut organisiert und bereit sind, ihre Rechte zu verteidigen. Auf diese Weise brechen wir auch mit dem traditionellen Konzept der Mutterschaft.Wir sind aber noch nicht soweit gekommen, wie wir uns wünschen. Wir wollen mit dieser Debatte die Mutterschaft raus aus den Häusern in die Öffentlichkeit bringen. Wir wollen Mutterschaft politisieren und Frauen auffordern, ihre Entscheidungen selbst zu treffen. Die Gesellschaft muss lernen, diese Entscheidungen zu respektieren. Der Staat muss Verantwortung übernehmen für Frauenrechte sowie für die Rechte von Müttern.


  

  Webtipp:

  La teta contra el Capital y otros demonios:

  http://tetacontraelcapital.blogspot.co.at/


  Zur Autorin: Die Kubanerin Ariane Grau Crespo lebt seit 17 Jahren in Costa Rica. Sie ist Philosophin und Soziologin. Sie arbeitete lange für die Förderung und Verteidigung von Arbeitnehmer_innenrechten und für die Unterstützung von Gewerkschaften. Derzeit arbeitet sie für APSE, eine Gewerkschaftsorganisation im Bildungssektor. Sie ist Mitglied der Arbeiter_innenpartei und Leiterin der Gruppe "Kämpfende Frauen". Seit vier Jahren ist sie Mutter und verbindet Aktivismus mit den Rechten für Mütter. Sie war eine der Organisatorinnen der Mamatóns.


  Übersetzung aus dem Spanischen: Tania Pilz


  *


  Quelle:

  Frauensolidarität Nr. 134, 4/2015, S. 20-21

  Medieninhaberin und Herausgeberin:

  Frauensolidarität im C3 - Entwicklungspolitische Initiative für Frauen

  Sensengasse 3, A-1090 Wien

  Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0, Telefax: 0043-(0)1/317 40 20-406

  E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org

  http://www.frauensolidaritaet.org

  

  Die Frauensolidarität erscheint viermal im Jahr.

  Einzelpreis: 5,- Euro plus Porto

  Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

  andere Länder 25,- Euro.
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  INFOPOOL / POLITIK / UNO

  



  MELDUNG/177: UN-Arbeitsgruppe entscheidet im Fall Assange (Pressenza)


  

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


  UN-Arbeitsgruppe entscheidet im Fall Assange


  von Sabine Bock, 3. Februar 2016



  Berlin - 03.02.2016. Julian Assange wartet seit über drei Jahren in der Ecuadorianischen Botschaft in London auf die Befragung durch die Justiz. Am 5. Februar entscheidet eine UN-Arbeitsgruppe über seinen Fall.


  Am Freitag, 5. Februar 2016, wird die UN-Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen (WGAD)[1] öffentlich ihre Entscheidung im Fall Julian Assange gegen Großbritannien und Schweden bekanntgeben. Wenn festgestellt wird, dass er rechtswidrig inhaftiert ist, wird die WGAD anordnen, dass er sofort und kompensiert freigelassen werden muss.


  Insgesamt wird Herr Julian Assange, der Begründer und Chefredakteur der Internetplatform WikiLeaks[2], seit über fünf Jahren in Großbritannien festgehalten. Die schwedische Justiz weigerte sich, ihre Befragung im Fall Assange in dem Gebäude der Ecuadorianischen Botschaft in London durchzuführen. Die Ecuadorianische Regierung von Präsident Rafael Correa gab ihm im Juni 2012 Asyl.


  Weiteres Lesen:

  https://justice4assange.com/UN-Working-Group-on-Arbitrary.html


  

  Über die Autorin


  Sabine Bock ist Sportfachwirtin, Vereinsmanagerin, Kommunalpolitikerin und freiberufliche Journalistin mit Abschluss der Freien Journalisten Schule in Berlin. Sie ist als Sozialdemokratin in der Bezirksverordnetenversammlung von Berlin in Treptow-Köpenick. Ihre journalistischen Themenschwerpunkte sind regional bezogen auf die Gebiete Schule, Bildung und Sport sowie internationale Themen wie die Einhaltung der Friedens- und Menschenrechte, den Umweltschutz und die Ökologie. Aktiv ist sie auch im Solidaritätskomitee "Ecua Soli". Sie schreibt für Pressenza Berlin sowie SPD-Zeitungen.


  

  Anmerkungen:

  [1]http://www.ohchr.org/EN/Issues/Detention/Pages/WGADIndex.aspx

  [2]https://www.wikileaks.org/


  

  Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

  http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


  *


  Quelle:

  Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

  Johanna Heuveling

  E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

  Internet: www.pressenza.com/de
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  INFOPOOL / POLITIK / UNO

  



  ORGANISATION/585: Syrien-Konferenz in London - No Lost Generation! (UNICEF)


  

  UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln, 03.02.2016


  UNICEF zur Syrien-Konferenz in London


  Syrien: No Lost Generation!



  Köln, 3.2.2016. Vor der morgen in London beginnenden Syrien-Konferenz warnt UNICEF gemeinsam mit führenden Hilfsorganisationen vor einer verlorenen Generation syrischer Kinder und Jugendlicher. Die Zukunft der Mädchen und Jungen in diesem verheerenden Konflikt ist in Gefahr, wenn nicht mehr Mittel bereitgestellt werden, um sie zurück in die Schule zu bringen.


  Fast fünf Jahre nach Beginn des Syrien-Konflikts gehen 2,1 Millionen Kinder und Jugendliche innerhalb Syriens und 700.000 syrische Flüchtlingskinder in der Region nicht zur Schule. Die Schulen in den Aufnahmeländern sind völlig überlastet und brauchen dringend Unterstützung. Insgesamt müssen die Bildungsmöglichkeiten für rund vier Millionen Mädchen und Jungen aus Syrien und in den Gemeinden der Gastländer sichergestellt werden.


  Durch den Einsatz von Regierungen, Gemeinden und Hilfsorganisationen haben im vergangenen Jahr rund eine Million Kinder von formalen und non-formalen Lern- und Bildungsangeboten profitiert. Doch ohne Aussicht auf eine baldige Lösung des Syrien-Konflikts steigt die Zahl der Kinder ohne Zugang zu Bildung kontinuierlich.


  "Was wir in London erleben müssen, ist ein neuer Schub, um allen Kindern Lernmöglichkeiten zurückzugeben", erklärt Peter Salama, UNICEF-Regionaldirektor für den Mittleren Osten und Nordafrika. "Wir müssen zusätzliche sichere Lernumfelder schaffen, Lehrer einstellen und schulen, die Qualität der Bildung verbessern und Lern- und Ausbildungsangebote speziell für Jugendliche schaffen."


  Die Bildungskrise der syrischen Jugend ist einer der Schwerpunkte der gemeinsam von Großbritannien, Deutschland, Kuwait, Norwegen und den Vereinten Nationen organisierten Geberkonferenz in London.


  Angriffe auf Schulen in Syrien beenden


  Von dem Treffen soll auch politischer Druck auf die Konfliktparteien und die unterstützende Gruppierungen ausgehen, um die völkerrechtswidrigen Angriffe auf Schulen, Schüler und Lehrer zu beenden. Immer wieder werden Schüler und Lehrer getötet, verhaftet oder entführt. Jede vierte Schule in Syrien - über 6.000 - wurde zerstört, beschädigt oder kann nicht genutzt werden, weil sie als Notunterkunft für Flüchtlinge oder für militärische Zwecke dient. Allein im vergangenen Jahr wurden laut UNICEF 35 Schulen Ziel von Angriffen. Dem Bildungssektor fehlen 52.000 Lehrer, weil sie fliehen mussten oder getötet wurden.


  Initiative "No Lost Generation"


  UNICEF leistet mit rund 600 Mitarbeitern in Syrien und seinen Nachbarländern seinen derzeit größten humanitären Einsatz. Von Beginn des Konfliktes an ist es das Ziel von UNICEF, neben der lebenswichtigen Versorgung unter anderem mit Trinkwasser, Medikamenten und Kinderkleidung den syrischen Mädchen und Jungen auch unter schwierigen Bedingungen Bildung zu ermöglichen.


  So betreibt oder unterstützt UNICEF beispielsweise Schulen in den Flüchtlingscamps in Jordanien und Libanon, im Irak sowie in der Türkei und bietet in sogenannten "kinderfreundlichen Orten" geschützte Bereiche an, in denen Mädchen und Jungen betreut spielen und Sport machen können sowie psychosoziale Hilfe erhalten.


  2013haben sich mehrere UN- und Nichtregierungsorganisationen sowie Regierungen zur Initiative "No Lost Generation" zusammengeschlossen, die von UNICEF koordiniert wird. Bis Ende 2015 konnte unter dem Dach der Initiative bereits viel erreicht werden:


  
    	1,2 Millionen Kinder und Jugendliche innerhalb Syriens haben von verbesserten Bildungsangeboten profitiert.


    	Über 650.000 Mädchen und Jungen (drei bis 17 Jahre) in Ägypten, Irak, Jordanien, Libanon und der Türkei haben Schulmaterial erhalten oder wurden finanziell unterstützt.


    	Mehr als 600.000 Kinder und Jugendliche haben psychosoziale Hilfe erhalten, um ihre Erlebnisse besser verarbeiten zu können.

  


  Die deutsche Bundesregierung war 2015 mit fast 240 Millionen US-Dollar der wichtigste Unterstützer der UNICEF-Hilfe für syrische Kinder. Laut den Partnern der Initiative "No Lost Generation" werden rund 1,4 Milliarden US-Dollar benötigt, um vier Millionen Mädchen und Jungen in Syrien und seinen Nachbarländern Zugang zu Bildung zu ermöglichen.


  

  UNICEF ist das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen. Jedes Kind auf der Welt hat das Recht auf eine Kindheit - wir sind dafür da, dass aus diesem Recht Wirklichkeit wird. UNICEF wurde 1946 gegründet und hilft Kindern in rund 150 Ländern. Gemeinsam mit vielen Unterstützern und Partnern versorgt UNICEF jedes dritte Kind weltweit mit Impfstoffen, stattet Schulen aus und setzt sich politisch ein - zum Beispiel für wirksame Kinderschutzgesetze. Die Aufgaben von UNICEF in Deutschland sind Informations- und Spendenarbeit, politischer Einsatz für Kinderrechte sowie die Förderung bürgerschaftlichen Engagements.


  www.unicef.de


  *


  Quelle:

  UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

  Höninger Weg 104, 50969 Köln

  Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

  E-Mail: mail@unicef.de

  Internet: www.unicef.de
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  INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT

  



  MEINUNG/054: Industrie 4.0 - Chance für Schwellenländer (idw)


  

  acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften - 03.02.2016


  Industrie 4.0: Chance für Schwellenländer



  Berlin, 3. Februar 2016. Industrie 4.0 kann eine nachhaltige Stadtentwicklung in Schwellenländern wie Indien fördern. Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit sollte deshalb eine strategische Stadtplanung und funktionstüchtige Logistiksysteme sowie Infrastrukturen in Partnerländern fördern. Zu diesem Fazit kommt acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften in ihrer neuen Position.


  

  Fabriken in der Industrie 4.0 nehmen weniger Raum in Anspruch, stoßen weniger Schadstoffe aus und verbrauchen weniger Ressourcen. Deshalb kann die industrielle Produktion 4.0 in Stadtzentren und in Wohngebiete integriert werden. Kurze Arbeits- und Transportwege entlasten auf diese Weise die städtische Mobilität. Gleichzeitig unterstützt Industrie 4.0 die wirtschaftliche Entwicklung. Diese Perspektiven sind vor allem für Schwellenländer wie Indien interessant, in denen immer mehr Menschen in immer größeren Megacities leben.


  acatech beurteilt deshalb IKT-getriebene industrielle Produktion als wichtiges Thema in der Entwicklungszusammenarbeit von Deutschland und Schwellenländern wie Indien. "Deutschland sollte Schwellenländer zu Technologien der Industrie 4.0 beraten, bei der Stadtplanung unterstützen und die entsprechenden wirtschaftlichen und städtebaulichen Rahmenbedingungen fördern", erklärt Bernhard Müller, Direktor des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung und Leiter des gemeinsamen Projekts von acatech und der indischen Technikakademie (Indian National Academy of Engineering - INAE).


  Die Projektgruppe untersuchte am Beispiel Indiens das Potenzial der Industrie 4.0 für eine nachhaltige Stadtentwicklung, das bislang noch kaum erforscht ist. Indien bietet unter den Schwellenländern besondere Chancen für die Industrie 4.0; die indische Regierung unternimmt mit dem "100 Smart Cities Programme" bereits erste Schritte in Richtung intelligenter Industrieproduktion. Schätzungen zufolge wird der Anteil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt in Indien von derzeit 16 Prozent auf 25 Prozent im Jahr 2017 steigen. Dort und in der Servicebranche rund um die Industrie entstehen neue Arbeitsplätze. In der neuen acatech POSITION "Industry 4.0, Urban Development and German International Development Cooperation" geben die Akademien Empfehlungen, wie die deutsche Entwicklungszusammenarbeit Schwellenländer beim Aufbruch in ein neues industrielles Zeitalter unterstützen kann.


  Besonders erfolgsversprechend wäre etwa die Förderung von Modellprojekten in Städten mittlerer Größe, in denen kleine und mittlere Unternehmen aus Branchen wie Automotive, IT oder Pharma zu Technologien der Industrie 4.0 beraten werden. Für Schwellenländer mit guten Voraussetzungen für die Industrie 4.0 könnte ein Werkzeugkasten mit Instrumenten entstehen, anhand derer Regierungen ihre Infrastrukturen - IT, Städtebau, regulatorische und sozioökonomische Voraussetzungen - auf die Industrie 4.0 vorbereiten.


  Wenn es gelingt, Industrie 4.0 in die Städte der Schwellenländer zu integrieren, würde dies das Wachstum und auch die Umweltverträglichkeit der dortigen Wirtschaft stärken. Allerdings sind zum Beispiel funktionstüchtige Logistiksysteme sowie eine verlässliche Energie- und Wasserversorgung notwendig, damit sie den Menschen in Schwellenländern zugutekommt. Auch der Aus- und Weiterbildung muss besondere Aufmerksamkeit zukommen. Denn von den Arbeitsplätzen, die in der Industrie 4.0 entstehen, profitieren in erster Linie gut ausgebildete Menschen. Investitionen in die Aus- und Weiterbildung müssen insbesondere auch ärmere, bildungsferne Bevölkerungsschichten erreichen - nur dann trägt der Aufbruch in die Industrie 4.0 auch zum Wohlstand und zur Armutsbekämpfung bei.


  

  Über acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften


  acatech vertritt die deutschen Technikwissenschaften im In- und Ausland in selbstbestimmter, unabhängiger und gemeinwohlorientierter Weise. Als Arbeitsakademie berät acatech Politik und Gesellschaft in technikwissenschaftlichen und technologiepolitischen Zukunftsfragen. Darüber hinaus hat es sich acatech zum Ziel gesetzt, den Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu unterstützen und den technikwissenschaftlichen Nachwuchs zu fördern. Zu den Mitgliedern der Akademie zählen herausragende Wissenschaftler aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen. acatech finanziert sich durch eine institutionelle Förderung von Bund und Ländern sowie durch Spenden und projektbezogene Drittmittel. Um die Akzeptanz des technischen Fortschritts in Deutschland zu fördern und das Potenzial zukunftsweisender Technologien für Wirtschaft und Gesellschaft deutlich zu machen, veranstaltet acatech Symposien, Foren, Podiumsdiskussionen und Workshops. Mit Studien, Empfehlungen und Stellungnahmen wendet sich acatech an die Öffentlichkeit. acatech besteht aus drei Organen: Die Mitglieder der Akademie sind in der Mitgliederversammlung organisiert; das Präsidium, das von den Mitgliedern und Senatoren der Akademie bestimmt wird, lenkt die Arbeit; ein Senat mit namhaften Persönlichkeiten vor allem aus der Industrie, aus der Wissenschaft und aus der Politik berät acatech in Fragen der strategischen Ausrichtung und sorgt für den Austausch mit der Wirtschaft und anderen Wissenschaftsorganisationen in Deutschland. Die Geschäftsstelle von acatech befindet sich in München; zudem ist acatech mit einem Hauptstadtbüro in Berlin und einem Büro in Brüssel vertreten.


  

  Weitere Informationen unter:

  http://www.acatech.de/de/publikationen/publikationssuche/detail/artikel/industry-40-urban-development-and-german-international-development-cooperation.html

  http://www.acatech.de/


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution858


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften,

  Christoph Uhlhaas M.A., 03.02.2016

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / RECHT / FAKTEN

  



  MIETRECHT/305: Regelmäßige Mieterhöhungen - Nur ein Drittel der Mieter kennt die eigenen Rechte (DAV)


  

  Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Februar 2016


  Ressort: Ratgeber/Service/Recht


  Umfrage: Regelmäßige Mieterhöhungen in den Metropolen

  Nur ein Drittel der Mieter kennt die eigenen Rechte



  Berlin (DAV). Die Mieten in Deutschland steigen trotz Mietpreisbremse vor allem in Metropolen weiter an. Bei einer repräsentativen Umfrage der Deutschen Anwaltauskunft (www.anwaltauskunft.de) gaben mehr als die Hälfte (55 Prozent) der Befragten aus Städten mit mehr als 500.000 Einwohnern an, schon eine Mieterhöhung erhalten zu haben. Gleichzeitig zeigt die Umfrage mit dem Institut forsa, dass viele Mieter bei Mieterhöhungen ihre rechtlichen Möglichkeiten nicht ausschöpfen.


  Nur rund ein Drittel der Befragten glaubt, seine Rechte bei einer Mieterhöhung als Mieter genau zu kennen. Rund 43 Prozent haben nur eine ungefähre Vorstellung von den eigenen Rechten. Gut 23 Prozent gaben an, die Rechtslage gar nicht zu kennen - in der Gruppe der jungen Mieter zwischen 18 und 24 Jahren sind es sogar 39 Prozent. Dies ist bedauerlich, da man einer Mieterhöhung grundsätzlich widersprechen kann.


  Dieses Unwissen kann teuer werden. Denn wer als Mieter eine Erhöhung ungeprüft akzeptiert, zahlt oftmals zu viel. "Der Vermieter kann die Miete nicht nach Gutdünken erhöhen, sondern darf sie lediglich an das ortsübliche Niveau anpassen", sagt Rechtsanwalt Swen Walentowski, Sprecher der Deutschen Anwaltauskunft. Grundlage dafür sei in der Regel der lokale Mietspiegel. Die Erfahrung zeige aber, dass Mieterhöhungen des Vermieters mit dem Verweis auf die Vergleichsmieten oft einfach nur akzeptiert werden. "Dies hält einer rechtlichen Überprüfung oft nicht stand", so Walentowski weiter. Weniger als die Hälfte der befragten Mieter in Deutschland (48 Prozent) zieht bei einer Mieterhöhung den Mietspiegel zurate.


  Nicht nur eine zu hoch angesetzte Vergleichsmiete kann ein Mieterhöhungsverlangen ungültig machen. Vermieter müssen zudem die sogenannte Kappungsgrenze und zahlreiche Formvorschriften beachten. "Es lohnt sich daher, Mieterhöhungsverlangen auch tatsächlich zu überprüfen", so Swen Walentowski. Trotzdem würden die meisten Mieter auf die rechtliche Prüfung einer Mieterhöhung verzichten. In der Umfrage gaben nur 10 Prozent der Mieter an, nach einer Mieterhöhung eine Anwältin oder einen Anwalt kontaktiert zu haben. Bei denjenigen, deren Miete noch nie erhöht wurde, kann sich dies grundsätzlich die Hälfte (55 Prozent) vorstellen. 26 Jahre nach der deutschen Einheit ergibt sich kein unterschiedliches Bild zwischen Mietern in Ost- bzw. Westdeutschland. Auch zeigen sich keine Geschlechterunterschiede.


  Die Umfrage der Deutschen Anwaltauskunft wurde mit dem Meinungsforschungsinstitut forsa durchgeführt. Dafür wurden in dem Zeitraum 6. bis 14. Januar 2016 bundesweit 1.000 Personen befragt, die zurzeit zur Miete wohnen.


  Die Ergebnisse der Studie, illustriert in verschiedenen Grafiken, finden Sie hier zur weiteren Verwendung.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung Nr. 11/16 vom 2. Februar 2016

  Deutscher Anwaltverein (DAV)

  Pressesprecher Swen Walentowski

  PR-Referat

  Littenstraße 11, 10179 Berlin

  Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

  Sekretariat:

  Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

  Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

  Fax: 0 30/72 61 52 - 193

  E-mail: walentowski@anwaltverein.de

  Internet: www.anwaltverein.de
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  INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN

  



  MELDUNG/043: Türkei verwehrt ÄrztInnen den Zugang zu Schwerverletzten (IPPNW)


  

  IPPNW-Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland


  Türkei verwehrt ÄrztInnen den Zugang zu Schwerverletzten


  Deutsche Sektion der IPPNW fordert sofortiges Ende der Blockade von Cizre und Versorgung der eingeschlossenen Menschen



  Ein Ortsteil der kurdischen Stadt Cizre im Südosten der Türkei ist seit dem 14.Dezember 2015 mit einer durchgängigen Ausgangssperre belegt. Die BewohnerInnen sind von der Versorgung mit Wasser und Strom abgeschnitten.


  Nach übereinstimmenden Aussagen mehrerer Menschenrechtsgruppen, unter anderem der "Türkischen Menschenrechtsstiftung" und "Amnesty International", befinden sich seit dem 23. Januar 2016 mehr als zwanzig zum Teil schwer verletzte Personen und einige Tote in einem Keller in der Stadt Cizre. Wegen des schweren Granatbeschusses der türkischen Sicherheitskräfte können sie nicht geborgen und ins Krankenhaus gebracht werden.


  Die Ärztinnen und Ärzte der Deutschen IPPNW sind tief besorgt um das Leben der Eingeschlossenen. Die IPPNW fordert, dass die elementaren Regeln des Kriegsrechts auch im Bürgerkrieg im Südosten der Türkei von allen Seiten eingehalten und verwundete Zivilisten und Kombattanten medizinisch versorgt werden.


  Die IPPNW unterstützt die türkischen und kurdischen ÄrztInnen der Ärztekammer und der Menschenrechtsstiftung in ihren Bemühungen um das Leben der Verletzten. Die ÄrztInnen der IPPNW haben sich schriftlich an die Bundesregierung und die Bundesärztekammer gewandt, sich für eine schnelle Lösung einzusetzen.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 3. Februar 2016

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

  Körtestr. 10, 10967 Berlin

  Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

  E-Mail: ippnw@ippnw.de

  Internet: www.ippnw.de
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  INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH

  



  SCHACH-SPHINX/05735: Hookahey! (SB)


  

  Am multikulturellen Schachbrett sitzen Menschen aus den verschiedensten Regionen und Völkern, mit langer Statur und schmalen Gesichtern die einen, etwas gedrungener von Gestalt und mit kräftigen Wangenknochen die anderen. Menschen mit gelber, schwarzer und weißer Hautfarbe sitzen sich gegenüber. Das Schach bringt, anders als die Politik, alle Menschen unter einen Hut. Auch Indianer dürfen bei dieser Aufzählung nicht fehlen, wie zum Beispiel Choobek, der in Pasadena mit dem Schlachtruf Hookahey auf den Lippen seinem Kontrahenten Gelman eine zweite Schlacht am Little Big Horn bereitete: Choobek spielte mit den weißen Steinen und schickte die schwarze Armee mit ihrem General Custer in die ewigen Jagdgründe. Und da sage noch einer, es gäbe Naturvölker ohne Sinn für Kultur! Ein Hinweis sei dir im heutigen Rätsel der Sphinx noch gegeben, Wanderer. Choobek war ein gelehriger Schüler von 'Dampfroß und Wolkenhäusern' und verstand durchaus die Militärmaxime, daß ein Sieg mehr zählt als die erbrachten Opfer.
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  Choobek - Gelman

  Pasadena 1983


  Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

  Paul Keres' Blick schweifte offenbar zu sehr in der Ferne und sah das Dilemma vor der eigenen Haustür nicht, wohl aber sein Kontrahent Symslow, der mit 1...Td4-d1+! 2.Le2xd1 Df6-d4+! eine zweite Dame auf dem Feld d1 auferstehen ließ.



  Erstveröffentlichung am 17. Februar 2003


  03.Februar 2016



  
    

    Copyright 2016 by MA-Verlag

    Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

    Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

    Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

    Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

    E-Mail: schattenblick@gmx.de

    Internet: www.schattenblick.de
    

  


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN

  



  FORSCHUNG/146: Forschen in Gesellschaft - Citizen Science als Modell für die Sozialwissenschaften? (WZB)


  

  WZB Mitteilungen - Nr. 150/Dezember 2015

  Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung


  Forschen in Gesellschaft

  

  Citizen Science als Modell für die Sozialwissenschaften?


  von Martina Franzen und Iris Hilbrich



  Kurz gefasst: Citizen Science ist heute in aller Munde. Mit der Einbeziehung des Bürgers in die akademische Wissensproduktion werden sowohl Hoffnungen auf eine Demokratisierung der Wissenschaft als auch Befürchtungen um Qualitätsverluste verbunden. Während auf der EU-Ebene aktuell an einer Citizen-Science-Strategie gearbeitet wird, bleibt eine Dimension bislang unterbelichtet: die Diversität der Wissenschaft. Der Beitrag eruiert, ob und inwiefern Citizen Science auch als Modell für die Soziologie taugt.


  

  Citizen Science wird derzeit in den Feuilletons heiß diskutiert. Doch nicht nur das: Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern am wissenschaftlichen Prozess wird vom Bund und von der Europäischen Union subventioniert. Und der interessierte Bürger ist zur Stelle - ob nun Sterne gezählt, Krebszellen identifiziert oder Insekten bestimmt werden sollen. Zunehmend werden Erfolge der Bürgerwissenschaftler gemeldet: "Niederländische Lehrerin entdeckt neues astronomisches Objekt", ist eine Meldung dieser Art. "Hannys Objekt" heißt seitdem offiziell eine grüne Gaswolke in der Region, in der Sterne entstehen. Die Zahl der Citizen-Science-Projekte steigt kontinuierlich. Eines ist im Blick auf die bislang angebotenen Partizipationsmöglichkeiten der Wissenschaft jedoch augenfällig: Die Sozialwissenschaften sind von all dem seltsam unberührt. Warum? Verspielen die Sozialwissenschaften, und die Soziologie im Besonderen, dadurch Innovationspotenzial? Bevor wir uns dem besonderen Fall der Soziologie widmen, lohnt ein genauerer Blick in die Programmatik von Citizen Science.


  

  Das Modell Citizen Science


  Die Citizen-Science-Bewegung ist angetreten, die Wissenschaft zu revolutionieren. Seit einigen Jahren hat sich in Europa eine Szene etabliert, die von der politischen Mission geprägt ist, Wissenschaft näher an die Gesellschaft zu bringen. Für Deutschland lässt sich hier das Bausteinprogramm zur Entwicklung von Citizen-Science-Kapazitäten in Deutschland BürGEr schaffen Wissen - WiSSen schafft Bürger (GEWISS) anführen, ein Konsortiumprojekt von Einrichtungen der Helmholtz- und der Leibniz-Gemeinschaft mit ihren universitären und außeruniversitären Partnern, gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung. Einen zentralen Baustein bildet die Internet-Plattform buergerschaffenwissen.de. Im Rahmen der "Citizen-Science-Strategie 2020 für Europa" wird von dem Konsortium zurzeit ein Rahmenpapier zu Citizen Science in Europa erarbeitet. Ganz im Sinne der bürgerwissenschaftlichen Ideale liegt das Papier online zur Konsultation vor, und alle sind aufgerufen, daran mitzuwirken.


  Die Idee von Citizen Science trifft nicht überall auf euphorischen Zuspruch. Während manche in der neuen Bürgerwissenschaft ein treffliches Mittel sehen, die Wissenschaft endlich aus ihrem Elfenbeinturm herauszuholen, sprechen andere von einem Autonomieverlust der Wissenschaft und warnen vor Qualitätsproblemen. Wissenschaftspolitisch könnte man den Förderern blinden Aktionismus vorwerfen, denn das Innovationspotenzial von Citizen Science lässt sich empirisch noch kaum nachweisen. Die Partizipationsbereitschaft ist jedoch relativ hoch: Im deutschen Wissenschaftsbarometer 2014 gab immerhin rund ein Drittel der Befragten an, sich an Citizen-Science-Projekten beteiligen zu wollen. Auch wenn es voreilig ist, daraus Rückschlüsse auf soziales Handeln ableiten zu wollen: Diese Werte signalisieren zumindest eine allgemeine Sympathie mit dem, was Citizen Science ausmacht.


  Unter diesen Bedingungen sollte die Wissenschaft den Bürgerwillen ernst nehmen. Nach Meinung des Wissenschaftstheoretikers Peter Finke leidet die professionelle Wissenschaft an Politisierung, Ökonomisierung und Bürokratisierung. Eine nutzbringende gesellschaftliche Wissensproduktion sei unter diesen Bedingungen nicht mehr möglich. Eine Bürgerwissenschaft im engen Sinne des Wortes begreift Finke als Ausweg, um eine autonome Wahrheitssuche zum Nutzen aller zu gewährleisten. Mit dem Konzept Citizen Science proper setzt er auf die Sonderwissensbestände und die Entdeckerfreude der Amateure, die die verkrusteten Strukturen der Wissenschaft aufbrechen sollen. Solch romantische Vorstellungen von Citizen Science werfen wichtige, doch gleichzeitig schwer zu beantwortende Fragen auf: Auf welche Weise können interessierte Laien sinnvoll am wissenschaftlichen Forschungsprozess beteiligt werden?


  

  Forschungsprobleme für die breite Öffentlichkeit aufbereiten


  Die Inklusion von Nicht-Professionellen in die Wissenschaft im Rahmen von Citizen Science wird bislang vor allem in datenintensiven Bereichen der Naturwissenschaften betrieben und gefördert. Auch die Geisteswissenschaften sind mit mehreren Projekten vertreten, so zum Beispiel die Kunstgeschichte in der kollektiven Beschreibung von Bildern in webbasierten Umgebungen. In den Sozialwissenschaften allerdings muss man nach Citizen Science lange suchen. Neuere Ansätze für die Beteiligung von Bürgern an der sozialwissenschaftlichen Wissensproduktion, wie die von der Open Knowledge Foundation gegründete Plattform FragDenStaat.de, dienen eher der gesellschaftlichen Selbstaufklärung, ein sozialwissenschaftlicher Forschungsauftrag ist dabei nicht zu erkennen.


  Die Frage ist allerdings, wie genuin sozialwissenschaftliche Citizen-Science-Projekte aussehen könnten. Gamification-Ansätze, also die Anwendung spieltypischer Elemente im Rahmen des Crowdsourcing, erreichen erfahrungsgemäß eine besondere Popularität. Eines der prominenten Projekte aus dem Bereich Molekularbiologie ist Foldit, ein Computerspiel, das von Wissenschaftlern an der Universität Washington mit dem Ziel entwickelt wurde, Proteine bestmöglich zu "falten". Foldit-Spielern gelangen seit dem Start 2008 einige wissenschaftliche Durchbrüche, darunter die Entschlüsselung der Struktur des monomerischen Proteins M-PMV-Protease. Wenn man dieses Erfolgsmodell auf die Sozialwissenschaften und die Soziologie im Besonderen übertragen will, lautet die Preisfrage: Wie lassen sich soziologische Rätsel formulieren und für Citizen Science einsetzen?


  

  Das ambivalente Verhältnis der Soziologie zur Öffentlichkeit


  Die Soziologie als Gesellschaftswissenschaft unterhält seit jeher ein ambivalentes Verhältnis zur Öffentlichkeit. Sie hat es schwer, Laien ihre Themen zu vermitteln. Eine öffentliche Wahrnehmung der deutschen Soziologie ist heute abseits populärer Zeitdiagnosen kaum vorhanden. Dies mag zum einen mit ihrem Abstraktionsgrad zusammenhängen, zum anderen mit einem Desinteresse der Öffentlichkeit an der scheinbaren Profanität des Alltags.


  Die Existenzberechtigung der Soziologie als professionelle Wissenschaft ist im Vergleich zu den Naturwissenschaften fragil. Ohne exklusiven Zugang auf ihren Gegenstand konkurriert die Soziologie potenziell mit allen, die sich als Mitglieder der Gesellschaft und damit als Experten in gesellschaftlichen Fragen verstehen. Soziologische Erkenntnisgewinnung erfordert nicht nur eine kritische Distanz zum Gegenstand. Die Geschichte der amerikanischen Soziologie, wie sie Stephen Turner anschaulich rekonstruiert hat, macht auf immanente Probleme der Abgrenzung aufmerksam: Dauerhaft im Spannungsfeld zwischen politischer Instrumentalisierung und Philanthropie gefangen, war es eine Errungenschaft der akademischen Soziologie, ein distanziertes, objektives Verhältnis zum gesellschaftlichen Geschehen zu entwickeln, um als Profession anerkannt zu werden. Soziologinnen und Soziologen neigen daher zur Pflege eines Fachjargons, um gewisse Abstandhalter einzuziehen. Wie lässt sich diese Distanz zu Zwecken der Wissenschaftskommunikation im öffentlichen Raum wieder aufheben?


  Die Deutsche Gesellschaft für Soziologie hat 2012 mit der Initiative "DGS goes public" ihre Mitglieder zur Selbstreflexion und zum Dialog mit der Öffentlichkeit aufgerufen. Der SozBlog wurde eingerichtet, eine Plattform, auf der Soziologen und Soziologinnen über ihre aktuellen Forschungsthemen schreiben und sie zur Diskussion stellen. In dem DGS-eigenen Publikationsorgan, der Zeitschrift Soziologie, bezweifelt Ronald Hitzler 2012 die Möglichkeit, die Soziologie im Sinne einer erfolgreichen Popularisierung in die Öffentlichkeit zu integrieren. Ihr Gegenstandsbereich bestehe im Vergleich zur Physik eben nicht aus greifbaren Objekten, sondern aus vom Menschen geschaffenen Konstrukten. Stefan Selke dagegen sieht - in einem Beitrag zum selben Heft - gerade im Bezug zur Öffentlichkeit die Chance für die Soziologie, einer Art hypnotischer Redundanz zu entkommen. Die Positionen zur Public Sociology scheinen unvereinbar. Könnte das Modell Citizen Science eine Mittlerfunktion übernehmen? Ist die Bürgerwissenschaft sogar die langersehnte Lösung eines soziologischen Legitimitätsproblems?


  

  Citizen Science als experimentelle Form der Public Sociology


  Die Citizen-Science-Bewegung fordert die Integration lebensweltlichen Wissens in die Wissenschaft auf allen Stufen des Forschungsprozesses, beginnend mit der Formulierung von Forschungsfragen, der Festlegung des Forschungsdesigns, der Datenerhebung bis hin zur -auswertung, der Interpretation und Vermittlung. Blickt man allerdings genauer in die Projektbeschreibungen von Citizen Science, wie sie in Datenbanken gelistet sind, so gehen die Partizipationsmöglichkeiten bislang kaum über die Sammlung von (digitalen) Daten hinaus. Bürger treten somit vorrangig als "Zuarbeiter" der Wissenschaft auf, weit weniger in der Rolle des freien Amateurforschers, der den Kern von Finkes Vision einer Citizen Science proper im Unterschied zu Citizen Science light markiert. Die professionelle Rolle des Wissenschaftlers umfasst darüber hinaus - und dies wurde im Diskurs um Citizen Science bislang vernachlässigt - nicht nur die Seite der Produktion, sondern auch die der Rezeption, um das Wissen der anderen für eigene Forschungsvorhaben nutzbar zu machen. Wissenschaftler sind also stets Produzenten, Rezipienten und Kritiker von Wissen zugleich, was verschiedene Formen von Expertise in Anschlag bringt.


  Dabei bietet Citizen Science für die Wissenschaft im Allgemeinen und für die Soziologie im Besonderen vor allem als Reflexionsinstanz ein Potenzial zur Innovation. Anders als andere Wissenschaftsbereiche muss die Soziologie sowohl ihr Erkenntnisinteresse als auch ihr Vorgehen kontinuierlich rechtfertigen. Für öffentliche Debatten um soziologische Erkenntnisse mangelt es derzeit an interaktiven Vermittlungsräumen, in denen die Stimmen der Wissenschaft sich erklären und die Stimmen des Publikums Gehör finden. Als spezifische Form einer Public Sociology könnte Citizen Science somit relevante Impulse für die soziologische Forschung erbringen, sei es um Forschungsfragen zu generieren oder Ergebnisse neu zu reflektieren. Eine Bürgerwissenschaft wäre demnach dazu geeignet, eine kommunikative Schnittstelle zwischen der Fachcommunity und einem allgemeinen Publikum zu bilden, wenn man sie als einen möglichen Bezug zu heterogenen Öffentlichkeiten versteht.


  Aufgabe einer so verstandenen Public Sociology wäre es, der Gesellschaft den soziologischen Blick verständlich zu machen und Neugierde an soziologischen Erkenntnissen zu wecken. Citizen Science wäre insofern ein Mittel, Vertrauen zu schaffen, Interessen zu binden, aber auch Kritik produktiv werden zu lassen. Das Programm Citizen Science birgt zusammenfassend das Potenzial, der Debatte um Public Sociology eine neue Richtung zu geben. Im Ergebnis würde die Soziologie dort ankommen, wo sie hingehört: in der Mitte der Gesellschaft. Historische Vorläufer gibt es, doch fehlt es aktuell an allgemein akzeptierten Interaktionsformen. Die durch Digitalisierung eröffneten Inklusionsräume sind für wissenschaftliche Zwecke der Herstellung und Darstellung von Wissen bei Weitem noch nicht erschlossen. Mut und Experimentierfreude sind gefragt, um die Soziologie für Citizen Science und Citizen Science für die Soziologie anschlussfähig zu machen.


  

  Martina Franzen ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgruppe Wissenschaftspolitik. Sie forscht über das Verhältnis von Wissenschaft, Medien, und Öffentlichkeit, aktuell vor allem zu den Folgen der digitalen Wende der Wissenschaft. Ihr Hauptinteresse gilt dabei neuen Inklusionsmustern der Wissenschaft und neuen Bewertungspraktiken wissenschaftlichen Wissens.

  martina.franzen@wzb.eu


  Iris Hilbrich ist Masterstudentin der Soziologie an der Universität Wien. Sie befasst sich unter anderem mit dem sozialtheoretischen Verhältnis von Kultur und Gesellschaft, vor allem mit Blick auf Partizipation und Inklusion. Im Sommer 2015 war sie Forschungspraktikantin in der Forschungsgruppe Wissenschaftspolitik.

  iris.hilbrich@gmail.com
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  INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN

  



  TAGUNG/489: Potsdam - Klinische Kinderpsychologie, Abschiedssymposium für Prof. Esser am 5.2.2016


  

  Universität Potsdam


  Abschiedssymposium für Prof. Dr. Günter Esser



  Mit einem Symposium zum Thema "Klinische Kinderpsychologie - von der Epidemiologie bis hin zur Therapie" wird Prof. Dr. Günter Esser, seit 1995Leiter des Lehrstuhls Klinische Psychologie/Psychotherapie an der Universität Potsdam, in den Ruhestand verabschiedet. Nach Grußworten von Wissenschaftsministerin Prof. Dr.-Ing. Dr. Sabine Kunst und der Dekanin der Humanwissenschaftlichen Fakultät, Prof. Dr. Barbara Höhle, geht es in einer Reihe von Fachvorträgen renommierter Wissenschaftler um die Frage, wohin psychiatrische Epidemiologie führt und welche Chancen und Begrenzungen klinisch-psychologische Interventionen mit Kindern haben. Günter Esser selbst referiert zum Thema "ADHS - Modediagnose mit fatalen Folgen?".


  Zeit: 5.2.2016, 14.00-17.00 Uhr


  Ort: Campus Golm, Karl-Liebknecht-Str. 24-25, 14476 Potsdam, Haus 14, Raum 0.47


  *


  Quelle:

  Medieninformation 02-02-2016 / Nr. 016
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  INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN

  



  TREFF/185: Münster - Infos und Austausch zu Themen aus der Schulpsychologie, 24.2.-6.6.


  

  Elternabende mit nachgefragten Themen aus der Schulpsychologie


  Von Leseschwächen, Cybermobbing und Blackout bei Klassenarbeiten


  Veranstaltungsreihe setzt auf Information und Austausch



  Münster (SMS) Schwierigkeiten beim Lesen oder Schreiben, Blackout während der Klassenarbeit, häuslicher Stress rund um Schule und Erziehung, Cybermobbing - all das sind Probleme, die der städtischen Schulpsychologie aus ihrer täglichen Beratungspraxis bestens vertraut sind. Themen, die Mütter und Väter immer wieder nachfragen, greift das Beratungsteam jetzt in einer kostenlosen Veranstaltungsreihe auf. Nach jedem Vortrag bleibt viel Zeit für Fragen an die Schulpsychologinnen und Austausch mit anderen Eltern.


  LRS - diese Abkürzung steht für Lese-Rechtschreibschwäche. Am Mittwoch, 24. Februar, gibt Martina Karrasch Hinweise und Tipps, welche Unterstützung für Kinder mit diesem Handikap sinnvoll sein kann. Wie lässt sich der Förderbedarf überhaupt feststellen? Wo sollte die Unterstützung ansetzen? - auch das wird an diesem Abend erläutert.


  Wie sich elterliche Kompetenz dort stärken lässt, wo "klassische" Erziehungsstrategien ins Leere laufen und Konflikte besonders bei Themen rund um Schule eskalieren, erläutert Dr. Stefanie Gebker am Montag, 29. Februar. Sie stellt den Ansatz der "Neuen Autorität" der Psychologen Haim Omer und Arist von Schlippe vor. Ihr Modell setzt auf eine Autorität, die durch Stärke, Respekt und Anerkennung geprägt ist.


  Über Strategien, mit denen Mütter und Väter ihre Kinder bei Prüfungsangst zur Seite stehen können, spricht Lioba Pulinski am 2. März. Sie klärt über Symptome, Ursachen und Folgen von Blackout und Versagensangst auf. Besonders im Fokus: Entlastende Methoden wie Entspannungstraining, Prüfungssimulationen und Tipps für die Vorbereitung von Klassenarbeiten.


  Die weiteren Themen der Reihe: "Lern- und Motivationsschwierigkeiten in der Pubertät" (9. März, Kerstin Bender); "Selbstständigkeitsentwicklung in der Grundschule" (21. April, Astrid Fischer); "Mobbing und Cybermobbing" (27. April, Lioba Pulinski); "Psychosomatische Voraussetzungen beim Lesen, Schreiben und Rechnen" (6.Juni, Iris Roth).


  Info: Veranstaltungsort ist die Schulpsychologische Beratungsstelle der Stadt Münster, Klosterstraße 33; Beginn jeweils um 20 Uhr. Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl wird um Voranmeldung gebeten unter Telefon (02 51) 4 92 40 81 oder per E-Mail schulpsy@stadt-muenster.de


  *


  Quelle:
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  INFOPOOL / SPORT / BOXEN

  



  MELDUNG/1901: Ein echter Prüfstein war das nicht (SB)


  

  

  Andrea di Luisa chancenlos gegen George Groves


  Der britische Supermittelgewichtler George Groves hat den Kampf gegen den Italiener Andrea di Luisa in der Londoner Copper Box Arena durch Abbruch in der fünften Runde gewonnen. Wenngleich der 27jährige Brite, der bereits dreimal um die Weltmeisterschaft gekämpft, aber jedesmal verloren hat, seine Talfahrt damit beenden konnte, fällt es doch schwer, von einer überzeugenden Rehabilitation zu sprechen, da sein sechs Jahre älterer Gegner schlichtweg überfordert war. Während Groves seine Bilanz auf 22 Siege und drei Niederlagen verbessern konnte, werden für seinen italienischen Kontrahenten nun 18 erfolgreiche und vier gescheiterte Auftritte notiert.


  In den Jahren 2013 und 2014 mußte sich Groves bei der Herausforderung seines Landsmanns Carl Froch jeweils vorzeitig geschlagen geben, wobei er insbesondere beim zweiten dieser Kämpfe, der vor 80.000 Zuschauern im Londoner Wembley-Stadion ausgetragen wurde, zumindest in finanzieller Hinsicht auf seine Kosten kam. Im September 2015 unterlag er dem in Las Vegas lebenden Schweden Badou Jack knapp nach Punkten, der dabei den WBC-Titel erfolgreich verteidigte. Damit hatte Groves drei seiner letzten fünf Auftritte verloren, als er nun im Osten der britischen Hauptstadt in den Ring stieg.


  Mit seinem neuen Trainer Shane McGuigan in der Ecke, dessen Vater Barry McGuigan einst Weltmeister im Federgewicht gewesen war, wirkte Groves frisch und zuversichtlich, wenngleich er zunächst recht vorsichtig an seinem Gegner Maß nahm. In der dritten Runde blutete Di Luisas Nase, in der vierten wurde er nach einem rechten Haken zur Schläfe angezählt, als er mit einem Knie kurzzeitig den Boden berührte. Das vorzeitige Ende kündigte sich im fünften Durchgang an, als Groves den Italiener mit einem Körpertreffer zu Boden schickte. Der Außenseiter kam noch einmal auf die Beine, sank aber nach einer wuchtigen Rechten des Briten erneut auf ein Knie. Als er sich aufraffte, warfen seine Betreuer das weiße Handtuch zum Zeichen der Aufgabe, worauf Ringrichter Ian John-Lewis den Kampf nach 1:55 Minuten der dritten Runde für beendet erklärte.


  Wie Groves im anschließenden Interview Bilanz zog, sei es ihm gelungen, das Tempo von Beginn an zu diktieren. Der Italiener habe mit überraschend geringer Wirkung geschlagen, so daß dem geplanten souveränen Sieg nichts im Wege stand. Er fühle sich gut und werde bereits im April oder Mai den nächsten Kampf bestreiten. Sein Promoter Kalle Sauerland wolle ihm durchgängig Beschäftigung verschaffen und habe mehrere attraktive Optionen überall in Europa in der Hinterhand. Bei Shane McGuigan, der auch den IBF-Champion im Superbantamgewicht, Carl Frampton, und den ehemaligen Schwergewichtsweltmeister David Haye trainiert, fühle er sich in einem Siegerteam und wolle sich bis zu seinem nächsten Auftritt weiter verbessern. [1]


  Andrea di Luisa war im vergangenen Jahr von dem in Kanada lebenden Rumänen Lucian Bute klar dominiert und in der vierten Runde besiegt worden. Obgleich er einen zweitklassigen Gegner vor sich hatte, ging Groves zunächst so zurückhaltend zu Werke, als habe er es mit einem brandgefährlichen Widersacher zu tun. Zudem mußte er etliche Treffer einstecken, die eine Schwellung in seinem Gesicht hinterließen. Zwar löste er seine Aufgabe mehr oder minder problemlos, doch war der Italiener auch kein ernsthafter Prüfstein, der fundierte Rückschlüsse auf die Verfassung des Briten zuließe. Stünde dieser mit Badou Jack, James DeGale oder Arthur Abraham im Ring, die konditionsstark sind und gehörig zuschlagen können, sähe die Sache wohl anders aus.


  Wie Kalle Sauerland erklärte, habe Groves in seiner Gewichtsklasse ein gehöriges Wort mitzureden und werde früher oder später wieder um einen Titel kämpfen. Allem Anschein nach wäre es wohl am günstigsten, gäbe man Shane McGuigan ausgiebig Gelegenheit, in Ruhe mit seinem neuen Schützling zusammenzuarbeiten, Schwächen zu identifizieren und zu korrigieren, modifizierte Strategien zu entwerfen und zu erproben. Regelmäßige Auftritte können sicher nicht schaden, sofern die Auswahl der Gegner Groves weder überfordert, noch auf ein Abstellgleis nichtssagender Siege über allzu schwache Kontrahenten führt. [2]


  Wenngleich diese Vorgehensweise das Risiko birgt, von unerwarteter Seite besiegt und erneut zurückgeworfen zu werden, wäre es doch weitaus schädlicher für Groves, sofort dem nächsten anspruchsvollen Gegner zu unterliegen. Die beiden Niederlagen gegen Carl Froch haben aus ihm einen anderen Boxer gemacht, der die frühere Entschlossenheit und Gefährlichkeit vermissen läßt. Wohl könnte man argumentieren, daß der Brite zuvor überschätzt worden sei und seine Mängel durch ein großspuriges und aggressives Auftreten im Ring wie außerhalb desselben kaschiert habe. Andererseits lag er im ersten Kampf gegen Froch nach Punkten in Führung und schien einem sicheren Sieg entgegenzusteuern, als er unachtsam wurde oder konditionell nachließ, so daß ihn der Champion auf die Bretter schicken konnte.


  Die Überlegung, ob George Groves womöglich niemals Weltmeister in seiner Gewichtsklasse werden kann und daher im Halbschwer- oder Mittelgewicht besser aufgehoben wäre, erübrigt sich. Beide Limits sind derzeit noch stärker besetzt als das Supermittelgewicht, so daß ein solcher Wechsel des Szenarios den verhinderten Champion nur vom Regen in die Traufe führen würde.


  

  Fußnoten:


  [1]http://espn.go.com/boxing/story/_/id/14680878/george-groves-stops-andrea-di-luisa-fifth-round-copper-box


  [2]http://www.boxingnews24.com/2016/01/groves-defeats-di-luisa-by-5th-round-tko/#more-204880
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  INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN

  



  KURSUS/946: Magdeburg - Vortrag mit anschließendem Kurs zum Thema "Entspannung" am 17.2.


  

  Ruhe und Entspannung leicht gemacht!


  Vortrag am 17.02.2016 und anschließender Kurs im Gesundheitsamt



  Stress, Erkrankungen, die Pflege von Angehörigen werden oft von Ruhelosigkeit, Erschöpfung, gestörtem Schlaf und nächtlichen Gedankenkarussellen begleitet. Die Energie schwindet, doch die Verpflichtungen, Anspannungen werden für Frau und Mann einfach nicht weniger. Wie lassen sich jetzt Ruhe, Entspannung und die eigenen Kräfte stärken? Diese Frage möchte das Gesundheits- und Veterinäramt der Landeshauptstadt Magdeburg beantworten und bietet einen kostenlosen Vortrag mit anschließendem Kurs an.


  In dem Vortrag wird eingangs zunächst über die Grundlagen und Bedingungen gelingender Entspannung informiert. Im Anschluss besteht die Möglichkeit, eigene Interessen und Voraussetzungen gezielt zu fördern. Atementspannung, die Progressive Muskelrelaxation und Bewegungsübungen werden kurz vorgestellt und angeboten. Dabei ist es auch möglich, bereits Erlerntes wieder aufzufrischen. Für das praktische Gruppentraining ergeben sich in der Regel neun weitere Termine am späten Nachmittag.


  Der Einführungsvortrag findet am 17. Februar 2016 um 16.00 Uhr im Gesundheits- und Veterinäramt in der Lübecker Str. 32 statt. Zur Planung der Räumlichkeit und Teilnehmerzahl werden Interessenten gebeten, sich unter der Telefonnummer 0391/ 540 6119 anzumelden. Anmeldungen werden bis zum 16. Februar 2016 jeweils montags, dienstags, donnerstags und freitags zwischen 9.00 Uhr und 12.00 Uhr entgegengenommen. Alternativ ist die Anmeldung zum Stichtag natürlich auch per Post oder Email an detlev.klaus@ga.magdeburg.de möglich. Im Gebäude befindet sich ein Fahrstuhl.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 2. Februar 2016

  Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

  Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

  Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

  Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

  Fax: (03 91) 5 40 21 27

  E-Mail: presse@magdeburg.de

  Internet: www.magdeburg.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  SCHAUSPIEL/888: Hannover - Das Anadigiding III. Die Welt von morgen, Preview 8.3., Uraufführung 10.3.


  

  SCHAUSPIEL HANNOVER


  DAS ANADIGIDING III: DIE WELT VON MORGEN

  VON RAINALD GREBE


  PREVIEW 08.03.16, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS, 15

  URAUFFÜHRUNG 10.03.16, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS 21,50 - 43,50



  »ENDLICH IST ES MÖGLICH, DURCH DIE ZEIT ZU REISEN. DANN LASST ES UNS TUN.« (H. G. WELLS)


  Aller guten Dinge sind drei. Die heilige Dreifaltigkeit. Drei drei drei bei ... Anadigiding III. Nach Das Anadigiding (Teil 1), Das Anadigiding II: Die Stadtrundf@hrt und Rainald Grebe trifft ... folgt nun der letzte Teil unseres Dreijahresprojekts zum großen Zeitenumbruch, dem Wechsel von analog zu digital. An diesem Abend unternehmen wir mit zahlreichen Mitstreitern eine Zeitreise. Wir stürzen uns in die Zukunft, die Vergangenheit der Zukunft, in Science-Fiction von gestern, heute und übermorgen, in Horror-Paradiesvorstellungen, in Uto- und Dystopien. Wie sieht die Welt in zehn, in 20, in 100 Jahren aus? Futureworld. Arbeit und Freizeit. Sex und Fortpflanzung. Denken und Handeln. Futureworld. Und was dachten die Menschen vor 100 Jahren, wie die Welt in zehn, in 20, in 100 Jahren aussieht? Futureworld. Was dachten die Menschen vor 20 Jahren über das Internet? Was werden sie in 20 Jahren denken? Was dachten sie vor 200 Jahren über den Webstuhl? Was ist die Zukunft der Zukunftsforschung? Ich setze mich in die Zeitmaschine und fahre los. Anschnallen. Einsteigen. Folgen Sie dem weißen Kaninchen.


  REGIE Rainald Grebe

  BÜHNE UND KOSTÜME Janna Skroblin

  MUSIKALISCHE LEITUNG Jens Karsten Stoll

  DRAMATURGIE Tobias Rentzsch


  MIT Johanna Bantzer, Yves Dudziak, Rainald Grebe, Smoking Joe, Wolf List, Hagen Oechel, Julia Schmalbrock, Jens Karsten Stoll, Klaus-Dieter Werner, Marcel Zuschlag


  *


  Quelle:

  Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2016

  Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

  Opernplatz 1, D-30159 Hannover

  Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

  Internet: www.staatstheater-hannover.de
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  INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN

  



  SCHAUSPIEL - KRIMI/053: Bielefeld - "Karls Frauen - ein mörderisches Spiel" am 16. Februar


  

  VHS: Mörderischer Semesterstart



  Bielefeld (bi). Mit der Krimi-Komödie "Karls Frauen - ein mörderisches Spiel" startet die Volkshochschule am Dienstag, 16. Februar, von 20 bis 21.30 Uhr ihr Semester. Das Stück ist eine Ensembleproduktion der Theatergruppe Koralle-Blau. Es spielen Inge Hoppe, Anne Leisenberg, Monika Machtolf, Erika Sahrhage und Ruth Tischler unter der Regie von Karin Wedeking. Ort der Veranstaltung ist der Murnau-Saal in der Ravensberger Spinnerei.


  Der Eintritt ist frei, eine Hutspende erwünscht. < /br> Weitere Infos unter www.vhs-bielefeld.de oder unter www.koralle-blau.de.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung von Dienstag, 2. Februar 2016

  Herausgeber: Stadt Bielefeld

  Presseamt, 33597 Bielefeld

  Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

  E-Mail: presseamt@bielefeld.de

  Internet: www.bielefeld.de
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  INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN

  



  LUFT/555: Luftqualität 2015 - Stickstoffdioxid-Belastung weiterhin zu hoch (UBA)


  

  Umweltbundesamt - Presse-Information vom 29. Januar 2016


  Luftqualität 2015: Stickstoffdioxid-Belastung weiterhin zu hoch


  Erstmals seit Jahren wieder erhöhte Ozonkonzentrationen - deutlich weniger Feinstaub als 2014



  Die Auswertung der noch vorläufigen Messdaten der Länder und des Umweltbundesamtes (UBA) für das Jahr 2015 zeigt: Die Luft in deutschen Städten ist nach wie vor zu stark mit Stickstoffdioxid belastet. Wie in den Vorjahren gab es auch im Jahr 2015 an rund 60 Prozent der verkehrsnahen Messstationen Überschreitungen des Grenzwertes von 40 µg/m3 (Mikrogramm/Kubikmeter) im Jahresmittel.


  "Die Kommunen müssen Maßnahmen ergreifen, um die Stickstoffdioxid-Belastung in den Innenstädten schnellstmöglich zu reduzieren", sagt UBA-Präsidentin Maria Krautzberger. "Diesel-Pkw müssen schrittweise aus den Innenstädten verschwinden, Umweltzonen sollten ausgeweitet und verschärft werden. Und wir brauchen deutlich mehr Elektromobilität - nicht nur beim Auto." Stickstoffdioxid kann insbesondere in Kombination mit Feinstaub zu Gesundheitsschäden an Atemwegen sowie Herz- und Kreislaufsystem führen.


  In der vorläufigen Auswertung "Luftqualität 2015"[1] werden die Schadstoffe Feinstaub (Download: PM10-Jahresmittelwerte aller Stationen für 2015 [2]), Stickstoffdioxid (Download: NO2-Jahresmittelwerte aller Stationen für 2015 [3]) sowie Ozon betrachtet.


  Ozon: Der außergewöhnlich heiße und trockene Sommer hatte für die Luftqualität eine Schattenseite: In den sommerlichen Schönwetterperioden mit zum Teil extremen Temperaturen traten seit langem erstmals wieder hohe Ozonkonzentrationen und sogar Werte über der Alarmschwelle von 240 µg/m3 auf. Der mit 283 µg/m3 gemessene Maximalwert des Jahres 2015 war der höchste Messwert seit dem Hitzesommer 2003. Im Vergleich zu den vergangenen zehn Jahren war 2015 überdurchschnittlich mit Ozon belastet, kommt aber an die hohe Belastung zu Beginn der 1990er Jahre nicht heran. Es gibt aber keinen Grund zur Entwarnung: "Es müssen weiterhin Maßnahmen ergriffen werden, um die Ozonbelastung weiter zu verringern. Denn der von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfohlene Schwellenwert von 100µg/m3 (im Mittel über acht Stunden) wird in Deutschland nicht flächendeckend eingehalten", so Krautzberger. Erhöhte Ozonkonzentrationen können beim Menschen Reizungen der Atemwege, Husten, Einschränkungen der Lungenfunktion bis hin zu deutlichen Atembeschwerden hervorrufen.


  Feinstaub: Langfristig betrachtet war 2015 eines der am geringsten belasteten Jahre. Der EU-Tagesgrenzwert (PM10-Tagesmittelwerte dürfen nicht öfter als 35-mal im Jahr über 50 ³ liegen) wurde lediglich an zwei verkehrsnahen Messstationen in Stuttgart und Berlin überschritten. Wie schon im Vorjahr blieben auch 2015 extreme, feinstaubbegünstigende Wetterlagen aus, wie sie beispielsweise im Frühjahr und Herbst 2011 beobachtet wurden. Dennoch sollten die Feinstaubemissionen weiter verringert werden, denn die WHO empfiehlt auch beim Feinstaub eine deutlich niedrigere Schwelle, nach der nicht öfter als an drei Tagen im Jahr die PM10-Tagesmittelwerte über 50 µg/m3 liegen sollen. Dieser Wert wurde lediglich an 23 Prozent aller Messstationen eingehalten. Es ist erwiesen, dass eingeatmeter Feinstaub beim Menschen gesundheitsschädlich wirkt. Die möglichen Folgen reichen von Schleimhautreizungen und lokalen Entzündungen in der Luftröhre und den Bronchien bis zu verstärkter Plaquebildung in den Blutgefäßen, einer erhöhten Thromboseneigung oder Veränderungen der Regulierungsfunktion des vegetativen Nervensystems.


  

  Links

  Animation: Auswertung der Feinstaubwerte; Stand Januar 2016

  http://www.umweltbundesamt.de/video/luftqualitaet-2015-auswertung-der-feinstaubwerte


  Publikationen

  Luftqualität 2015

  http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2015


  Dokumente

  Presseinformation 3/2016

  http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2294/dokumente/pi_2016_03_luftdaten.pdf Jährliche Auswertung Feinstaub (PM10) - 2015 (Excel-Version)

  http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/358/dokumente/pm10_2015_0.xlsx

  Jährliche Auswertung NO2 - 2015 (Excel-Version)

  http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/358/dokumente/no2_2015_0.xlsx


  [1]http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2015

  [2]http://www.umweltbundesamt.de/dokument/jaehrliche-auswertung-feinstaub-pm10-2015-excel

  [3]http://www.umweltbundesamt.de/dokument/jaehrliche-auswertung-no2-2015-excel-version


  *


  Quelle:

  UBA-Presse-Information Nr. 03/2016, 29.01.2016

  Herausgeber:

  Umweltbundesamt (UBA)

  Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

  Postanschrift:

  Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

  Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

  E-Mail: pressestelle@uba.de

  Internet: www.umweltbundesamt.de
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  STATISTIK/123: Klimagase in Deutschland 2014 deutlich gesunken (UBA)


  

  Umweltbundesamt - 2. Februar 2016

  Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit


  Klimagase in Deutschland 2014 deutlich gesunken


  Hendricks: Handlungsbedarf bei Verkehr und Landwirtschaft



  In Deutschland sind die Treibhausgase 2014 erstmals seit Jahren deutlich gesunken. Insgesamt lagen die Emissionen im Jahr 2014 bei 901,9 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten - und damit 4,6 Prozent unter dem Niveau des Vorjahres. Allerdings gibt es einen Anstieg der Emissionen in den Bereichen Verkehr und Landwirtschaft. Das geht aus Berechnungen hervor, die das Umweltbundesamt (UBA) jetzt der Europäischen Kommission übermittelt hat.



  
    [image: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland in der Abgrenzung der Sektoren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020 -Quelle: Umweltbundesamt 28.01.2016]


    Quelle: Umweltbundesamt 28.01.2016

  


  Im Verkehrssektor stiegen die Treibhausgasemissionen um 1,2 Prozent auf gut 161 Millionen Tonnen CO2. Verantwortlich dafür ist der zunehmende Straßenverkehr. Seit 2005 hat es damit im Verkehrsbereich kaum Fortschritte bei der Klimabilanz gegeben. Auch in der Landwirtschaft stagnieren die Bemühungen zum Klimaschutz.


  Die Treibhausgasemissionen der deutschen Landwirtschaft sind 2014 gegenüber dem Vorjahr um etwa 2,2 Prozent gestiegen auf insgesamt 66 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente.


  Bundesumweltministerin Barbara Hendricks: "Die Bereiche Verkehr und Landwirtschaft wurden für den Klimaschutz viel zu lange vernachlässigt. Das kann so nicht bleiben. Verkehr und Landwirtschaft müssen künftig substantielle Beiträge für den Klimaschutz leisten. Wir brauchen eine Klimawende in allen Sektoren. Der Klimaschutzplan 2050, den die Bundesregierung im Sommer vorlegen will, soll dazu den Weg weisen."


  Maria Krautzberger, Präsidentin des UBA: "Wir brauchen dringend eine verkehrspolitische Zäsur. Dazu gehört unter anderem ein besseres Angebot von Bus und Bahn, mehr Elektromobilität für Autos und Fahrräder und eine Förderung von Fuß- und Fahrradverkehr. Nur so werden wir es schaffen, unsere Klimaziele auch im Verkehr zu erreichen."


  Hauptursachen der Entwicklung in der Landwirtschaft sind gestiegene Emissionen aus der Kalkung und Harnstoffdüngung in der Landwirtschaft sowie der Wegfall der Milchquote, der zu einer erhöhten Milchviehhaltung geführt hat. Ebenso ist der vermehrte Einsatz der Vergärung von Energiepflanzen zur Energiegewinnung verantwortlich für die Steigerung der landwirtschaftlichen Emissionen.


  Insgesamt wurden 2014 in Deutschland Treibhausgase in Höhe von 901,9 Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten ausgestoßen. Das ist eine Reduktion um 43,3 Millionen Tonnen gegenüber 2013. Die größten Minderungen erzielte mit 20,9 Millionen Tonnen die Stromerzeugung, obwohl das Stromexportsaldo wie in den vergangenen Jahren weiter gestiegen ist und die damit verbundenen Emissionen in der deutschen Bilanz anzurechnen sind. Jedoch wurde durch den Ausbau regenerativer Energieträger, insbesondere Windkraft und Photovoltaik, der Einsatz fossiler Energieträger weiter gesenkt.


  Für das Beheizen von Häusern und Wohnungen wurde, überwiegend witterungsbedingt, weniger Öl und Gas verbraucht. So konnten 20,8 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente eingespart werden.


  Weitere Informationen finden Sie unter www.bmub.bund.de und www.umweltbundesamt.de. Der komplette Nationale Inventarbericht erscheint in Kürze auch in der UBA-Reihe Climate Change.


  

  

  Links


  Grafik: Entwicklung der CO2-Emissionen (UNFCCC-Berichterstattung)

  http://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-emissionen/emissionsquellen


  Grafik: Entwicklung der CO2-Emissionen (Klimaschutz 2020)

  http://www.umweltbundesamt.de/bild/treibhausgas-emissionen-in-deutschland-1990-bis


  Dokumente

  Presseinformation 04/2016

  http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/478/dokumente/pi-2016-04_klimagase_in_deutschland_2014_deutlich_gesunken_0.pdf


  *
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  STIFTUNG/107: Jahresbericht - WWF verzeichnet Zuwachs an Unterstützern und Einnahmen (WWF)


  

  WWF Pressemitteilung - 29. Januar 2016


  Unterstützung und Aufgaben wachsen


  Jahresbericht 2014/2015: WWF verzeichnet Zuwachs an Unterstützern und Einnahmen



  Positive Zahlen präsentiert der WWF in seinem jetzt vorgelegten Jahresbericht. Die Umweltschutzorganisation ist mit der Unterstützung durch 475.000 Förderer und Einnahmen in Höhe von fast 67 Millionen Euro ins neue Jahr gestartet. Die Zahl der Förderer konnte um 17.000 Unterstützer ausgebaut werden. "Wir sind froh, dass wir weiter wachsen konnten, zugleich sind die Aufgaben größer geworden", sagt Eberhard Brandes. Der Geschäftsführende Vorstand des WWF betonte: "Die Zerstörung der Natur entzieht Millionen Menschen die Lebensgrundlagen und ist eine zentrale Fluchtursache. Das ist ein Grund mehr, den Ausverkauf unserer Naturschätze konsequent zu beenden. Trotz großartiger Erfolge können wir kein grünes Licht für unsere Natur und Umwelt geben. Die Bestände vieler Säugetiere, Vögel, Reptilien, Amphibien und Fische schrumpfen nach wie vor in Besorgnis erregendem Tempo."


  Besonders deutlich zeige sich dies in Afrika. Die Wilderei nimmt dramatische Formen an. Elefanten und Nashörner werden rücksichtslos gejagt und getötet. Deshalb gehört der Kampf gegen die grassierende Wildereikrise zu einem wichtigen Schwerpunkt des WWF im kommenden Jahr. Die Hilfen aus Deutschland werden nicht nur genutzt, um mehr Wildhüter auszurüsten, sondern Ziel ist es zugleich, die Märkte für Elfenbein und Nashornpulver z.B. in China und Vietnam trocken zu legen. Der illegale Artenhandel sei ein übles Millionengeschäft, vergleichbar mit Waffen- und Drogenhandel, so Brandes. Neben Nashörnern und Elefanten werden 2016 Großkatzen, Tiger, Löwen und Schneeleoparden, im Mittelpunkt stehen. Der WWF verfolgt das Ziel, die Zahl der frei lebenden Tiger bis zum Jahr 2022 auf 6.400 zu steigern. Trotz wachsender Populationen in Russland und Mut machender Entwicklungen in Indien ist man davon aber noch ein gutes Stück entfernt.


  Große Aufgaben erwarten den WWF auch in Deutschland. An der Wiederansiedelung des Luchses in Rheinland Pfalz wird man sich ebenso beteiligen wie an der Renaturierung zusammenhängender Auwälder in Sachsen-Anhalt und dem Schutz der letzten frei fließenden Wildflüsse in Bayern. "Um langfristig Naturschutzerfolge zu sichern, müssen die politischen Rahmenbedingungen stimmen", hebt WWF Vorstand Eberhard Brandes hervor. Im Internationalen Klimaschutz sei man im vergangenen Jahr in Paris ein gutes Stück vorangekommen. Jetzt gelte es, die Vereinbarungen mit Leben zu füllen. In Deutschland werde sich der WWF weiter mit hoher Priorität für die Umsetzung der Energiewende stark machen.


  Entscheidend sei Begeisterung für den Natur- und Umweltschutz zu wecken. Mit der Kampagne #I AM NATURE ist es gelungen, viele Menschen für eine nachhaltigen Ernährung zu sensibilisieren und die irrsinnige Verschwendung von Lebensmitteln zu verdeutlichen. "Rund 30 Prozent unserer Nahrung landet im Müll", kritisiert Eberhard Brandes. Wenn Deutschland das selbstgesteckte Ziel, die Lebensmittelverluste bis 2020zu halbieren erreichen will, müsse die Bundesregierung in diesem Jahr ihren Ankündigungen endlich konkrete Taten folgen lassen. Der WWF fordert daher im zuständigen Landwirtschaftsministerium endlich eine Koordinationsstelle gegen Lebensmittelverschwendung einzurichten.


  Generell sei es entscheidend, die Bedeutung der Natur stärker hervorzuheben. Der WWF fordert neben dem einzigartigen Wert jeder Art, wirtschaftliche Aspekte stärker zu berücksichtigen. Ob es um die Säuberung von Böden und Wasser oder die Speicherung von Kohlendioxid durch Wälder und Ozeane gehe, die Natur erbringe Jahr für Jahr gigantische Leistungen. Fruchtbare Böden seien die Grundlage für die Landwirtschaft, gesunde Fischbestände sichern die Proteinversorgung von Millionen Menschen. Der Schutz der Natur leiste einen Beitrag zur Begrenzung des Klimawandels, er verringere das Risiko von Naturkatastrophen und sorge für eine sichere Nahrungs- und Wasserversorgung.


  

  DOWNLOAD

  Jahresbericht 2014/2015 [PDF, 10 MB]

  http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Jahresbericht-2014-2015.pdf


  WEITERE INFORMATIONEN

  Jahresbericht

  http://www.wwf.de/ueber-uns/jahresbericht/
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  FISCHEREI/129: NROs fordern rigorosere Umsetzung des EU-Rechts zur Bekämpfung der illegalen Fischerei (WWF)


  

  WWF Pressemitteilung - 2. Februar 2016


  NROs fordern rigorosere Umsetzung der strikten EU-Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der illegalen Fischerei



  Die Verordnung der Europäischen Union zur Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei (IUU-Fischerei) zeigt Wirkung, bedarf aber noch rigoroserer Umsetzung, um sicherzustellen, dass kein illegal gefangener Fisch auf den europäischen Markt gelangt. Zu diesem Ergebnis kommt eine heute von der Environmental Justice Foundation, Oceana, The Pew Charitable Trusts und dem WWF veröffentlichte Untersuchung.


  Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die 2010 in Kraft getretene Verordnung als wirksames Instrument zur Verhinderung der Einfuhr illegal gefangenen Fischs in die EU dient. Ihre Umsetzung hat daneben zu positiven Veränderungen im Fischereimanagement von Drittstaaten geführt, aus denen mehr als 60 Prozent der in der EU konsumierten Fischereiprodukte stammen.


  Gleichzeitig müssen eine Reihe von Mitgliedsstaaten zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um das Gesetz wirksam umzusetzen und damit zu verhindern, dass illegale Betreiber Zugang zum europäischen Markt erhalten, so das Fazit der NGOs. Die Studie legt nahe, dass es einer engmaschigeren und effektiveren Überprüfung von Fangdokumentationen (Fangbescheinigungen) und Lieferungen (insbesondere aus Ländern, die als besonders riskant gelten) durch die EU-Mitgliedsstaaten bedarf, um gewährleisten zu können, dass ausschließlich legal gefangener Fisch in die EU gelangt.


  Obwohl die Meldung von Fang- und Handelsdaten eine zentrale Komponente des modernen Fischereimanagements darstellt, schwächelt die IUU-Verordnung auch wegen des Einsatzes eines papierbasierten Systems zur Dokumentation der Einfuhr von Fisch und Meeresfrüchten, das den einzelnen Grenzschutzagenturen der EU keine Möglichkeit zu Gegenkontrollen und zum Austausch von Informationen untereinander bietet.


  Catherine Zucco, Fischereiexpertin des WWF, betont, dass die EU-Kommission ihrer Ankündigung, ab 2016 sämtliche Informationen über die Einfuhr von Fisch und Meeresfrüchten in einer elektronischen Datenbank bündeln zu wollen, nun Taten folgen lassen muss, um potentiellen Missbrauch zu verhindern. "Das System kann nur dann langfristige Wirkung entfalten, wenn sämtliche Informationen über den Import von Fisch und Meeresfrüchten von den 28 Mitgliedsstaaten in Echtzeit genutzt werden können, um Gegenkontrollen, Verifizierungen und letztendlich ein koordiniertes Vorgehen bei der Identifizierung und dem Abfangen verdächtiger Lieferungen zu ermöglichen. Unser oberstes Ziel - der Schutz der Fischbestände und der auf sie angewiesenen Gemeinschaften - kann nur erreicht werden, wenn die Chance für illegale Produkte, auf den europäischen Markt zu gelangen, gleich Null ist."


  Die Studie kommt weiter zu dem Schluss, dass alle Mitgliedsstaaten gegen eigene Staatsangehörige, die unerlaubten Fischhandel betreiben, die von der Verordnung geforderten hohen Strafen verhängen sowie weitere einschlägige Gesetzesvorschriften dahingehend überarbeiten sollten, dass EU-Fischereifahrzeuge, die in Fremdgewässern fischen, zu gesetzestreuem Verhalten gezwungen werden.


  Maria-Jose Cornax, Fisheries Director bei Oceana, erklärt: "Die Studie belegt, dass Länder wie etwa Spanien bemüht sind, Strafen gegen EU-Bürger zu verhängen, die erwiesenermaßen irgendwo auf der Welt illegale Fischerei betreiben. Dieser Ansatz muss von allen Mitgliedsstaaten einheitlich übernommen werden. Darüber hinaus werden wirksame neue Vorschriften für die europäische Fernfischereiflotte einen deutlichen Ruck in Richtung transparenter, nachhaltiger Fischereien weltweit bewirken."


  Steve Trent, Executive Director der Environmental Justice Foundation, fordert, dass die EU sich auch auf globaler Ebene für die wirksame Durchsetzung von Maßnahmen zur Sicherung transparenter und nachhaltiger Fischereipraktiken einsetzt. "Die EU hat gezeigt, dass sie willens ist, die für die Fischerei geltenden Standards global anzuheben, indem sie eine Vielzahl von Ländern bei der Einführung strengerer Vorschriften zur Bekämpfung der illegalen Fischerei unterstützt und diejenigen beim Namen nennt, die die Zusammenarbeit verweigern. Ein Hauptziel in den kommenden Jahren muss daher sein, weitere wichtige Märkte auf der ganzen Welt für den Kampf der EU zu gewinnen."


  Tony Long, Leiter des Projekts Ending Illegal Fishing von Pew, erklärt, dass "die EU als weltweit größter Markt für den Import von Fischereiprodukten bei der Reform des globalen Fischhandels eine zentrale Rolle spielt. Die Studie belegt, dass die EU-Verordnung zur Bekämpfung der illegalen Fischerei weltweit zu einer Anhebung der Standards im Fischereimanagement geführt hat. Auf Ebene der EU-Kommission und der einzelnen Mitgliedsstaaten sind nun weitere Maßnahmen erforderlich, damit die Verordnung ihre volle Wirkung entfalten kann."


  DOWNLOADS



  Grundlagenbericht von EJF, Oceana, The Pew Charitable Trusts und WWF zur EU IUU-Verordnung [PDF, 3 MB]

  http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/IUU-Report.pdf


  Positionspapier von EJF, Oceana, The Pew Charitable Trusts und WWF zur Bekämpfung illegaler Fischerei [PDF, 567 KB]

  http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Positionspapier-zur-Bekaempfung-illegaler-Fischerei.pdf


  WWF-Grundsätze der Rückverfolgbarkeit für Fischereiprodukte [PDF, 3 MB]

  http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Grundsaetze-der-Rueckverfolgbarkeit-fuer-Fischereiprodukte.pdf


  

  

  WEITERE INFORMATIONEN


  Illegale Fischerei

  http://www.wwf.de/themen-projekte/meere-kuesten/fischerei/illegale-fischerei/


  Einkaufsratgeber Fisch

  http://www.wwf.de/aktiv-werden/tipps-fuer-den-alltag/vernuenftig-einkaufen/einkaufsratgeber-fisch/
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  EUROPA/098: Finger weg! - EU-Parlament stärkt Naturschutz den Rücken (WWF)


  

  WWF Pressemitteilung - 2. Februar 2016


  Finger weg!


  EU-Parlament stärkt Naturschutz den Rücken / WWF: Bessere Umsetzung statt neuer Gesetze



  Das größte Schutzgebietsnetz der Welt, die Natura2000-Gebiete der EU, steht derzeit auf dem Prüfstand der EU-Kommission. Der WWF befürchtet, dass so Naturschutzregeln aufgeweicht werden sollen. Das EU-Parlament sieht das ähnlich. Eine große Mehrheit der Abgeordneten hat den Plänen am Dienstag laut WWF "eine Abfuhr erteilt" und bedrohten Arten und Ökosystemen in Europa "den Rücken gestärkt". Bei den Beratungen zur Halbzeitbilanz der EU-Naturschutzstrategie habe man sich in Straßburg klar gegen Änderungen der betreffenden Naturschutzrichtlinien positioniert. Stattdessen solle deren praktische Umsetzung mit mehr personellen und finanziellen Ressourcen vorangetrieben werden.


  "Finger weg von den Naturschutzrichtlinien, das ist die eindeutige Botschaft des EU-Parlaments an die Kommission. Stattdessen braucht es mehr Geld und mehr Personal, um vor Ort das Natura2000-Netzwerk zum Erfolg zu bringen", kommentiert Günter Mitlacher, Leiter Internationale Biodiversitätspolitik beim WWF Deutschland. Nicht die Gesetzgebung, sondern deren bisherige Umsetzung sei das Problem. So verfügten gerade einmal 58% der Natura2000-Gebiete über einen Managementplan. Auch seien nur knapp ein Viertel der Arten und sogar nur 16% der Lebensräume in Europa "in einem günstigen Erhaltungszustand".


  "Es ist paradox: Anstatt vor Ort in den Mitgliedsländern dem Naturschutz endlich entsprechende Mittel zur Verfügung zu stellen, prüft die Juncker-Kommission, ob die Gesetzgebung fit ist", so die Kritik von Mitlacher. Dabei seien Schutzgebiete eine lohnende Investition. Die Natura-2000-Gebiete der EU benötigen jährlich 6 Milliarden Euro, erbringen aber im gleichen Zeitraum Umweltleistungen im Wert von bis zu 300 Milliarden Euro, zum Beispiel sauberes Wasser, Klimaschutz und Erholungsräume.


  Anfang 2015 startete die EU-Kommission den "Fitness-Check" der Vogelschutz- und der Fauna-Flora-Habitat-(FFH)-Richtlinie. Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker beauftragte Umweltkommissar Karmenu Vella, "Verschmelzung" und "Modernisierung" dieser wichtigsten europäischen Naturschutzgesetze zu prüfen. Noch im Laufe 2016 wird die Kommission einen Bericht vorlegen, ob die Richtlinien unverändert bleiben oder überarbeitet werden sollten.


  Der WWF befürchtet, dass man nur darauf abzielt hohe Standards herabzusetzen. Dies beträfe gefährdete Tier- und Pflanzenarten wie Fledermäuse und Orchideen genauso, wie ökologisch bedeutsame Lebensräume, etwa Buchenwälder, Moore, Auen und küstennahe Meeresgebiete. Sie alle sind in den EU-Naturschutzrichtlinien gelistet und als Natura 2000-Gebiete geschützt. Werden die Richtlinien verändert, könnte der Schutz von über 5.000 Gebieten auf 15,4 Prozent der Landfläche in Deutschland geschwächt werden. "Eine Jahre andauernde Rechtsunsicherheit wäre die Folge, die niemandem hilft, erst recht nicht der Natur," so der WWF.


  *
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  EUROPA/097: NABU begrüßt Votum des Europaparlaments für den Erhalt der EU-Naturschutzrichtlinien (NABU)


  

  Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 2. Februar 2015


  NABU begrüßt Votum des Europaparlaments für den Erhalt der EU-Naturschutzrichtlinien


  Miller: Kommissar Vella sollte Pläne zur Änderung des Naturschutzrechts schnellstmöglich beerdigen



  Straßburg/Berlin - Der NABU hat die heutige Abstimmung des Europäischen Parlaments für eine Beibehaltung und bessere Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien (Vogelschutz- und Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) begrüßt. Mit dem Europäischen Parlament lehnt jetzt damit auch die direkte Vertretung der Bürgerinnen und Bürger die Überlegungen der EU-Kommission ab, das geltende Naturschutzrecht zu ändern.


  "Wir fordern EU-Umweltkommissar Karmenu Vella nun auf, die Debatte über mögliche Änderungen der Richtlinien, die nur von einer kleinen Gruppe von Lobbyisten betrieben wird, so schnell wie möglich zu beenden und sich wieder aktiv der Rettung der Biodiversität zu widmen. Das eindeutige Votum des Parlaments, die Position der EU-Umweltminister und vor allem die Ergebnisse der von ihm selbst durchgeführten Bürgerbefragung und Expertenstudie darf er nicht länger ignorieren", sagte NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.


  Der Bericht wurde mit einer großen Mehrheit von 592 Stimmen und nur 52 Gegenstimmen verabschiedet. In seinem Bericht betont das Europäische Parlament, dass die von den EU-Staats- und Regierungschefs im März 2010beschlossenen Ziele zum Schutz der biologischen Vielfalt bis zum Jahr 2020 nur erreicht werden können, wenn die beiden Naturschutzrichtlinien als zentrale Säulen der Naturschutzpolitik der EU erhalten und besser umgesetzt werden. Zudem müsse die Agrarpolitik der EU mehr zur Erhaltung der Biodiversität und zur Finanzierung des Naturschutzes beitragen.


  Zuvor hatten bereits am 16. Dezember 2015 die Umweltminister der EU-Mitgliedstaaten eine vollständige Umsetzung der Naturschutzrichtlinien und eine bessere Finanzierung von Naturschutzmaßnahmen gefordert. Im Sommer hatten sich bei einer öffentlichen Online-Konsultation der EU-Kommission über 520.000 Bürgerinnen und Bürger aus allen EU-Staaten und damit 94 Prozent aller Teilnehmer im gleichen Sinn geäußert.


  Die vorläufigen Ergebnisse des von EU-Kommissar Vella in Auftrag gegebenen umfangreichen "Fitness-Checks" der EU-Naturschutzrichtlinien bestätigen, dass nicht das EU-Recht, sondern die mangelhafte Umsetzung vor Ort und die EU-Agrarpolitik das Hauptproblem für den Artenschwund sind. So nehmen etwa die Vogelarten der intensiv genutzten Agrarlandschaft weiter dramatisch ab, während sich die Bestände vieler in Natura-2000-Gebieten geschützter Arten erholen. Der NABU sieht daher einen klaren Handlungsauftrag an die EU-Kommission und kritisierte, dass Umweltkommissar Vella sich in der gestrigen Plenardebatte trotz mehrfacher Aufforderung der Europaabgeordneten nicht eindeutig für die Erhaltung der Richtlinien ausgesprochen hat.


  "Der EU-Kommission liegen jetzt nicht nur die fachlichen Belege, sondern auch die eindeutigen Forderungen der Bürgerinnen und Bürger, der Umweltminister und unserer Volksvertreter im Europäischen Parlament vor, nicht die Axt an unsere Naturschutzstandards zu legen, sondern endlich Vorschläge zur besseren Umsetzung und Finanzierung der vorhandenen Gesetze vorzulegen", so Claus Mayr, NABU-Direktor Europapolitik. Im Sinne der von der Kommission stets betonten Notwendigkeit einer "besseren Rechtssetzung" sei es nun höchste Zeit, die Unsicherheit über die Zukunft der EU-Naturschutzrichtlinien, und damit über die Naturschutzgesetze von 28 Staaten, zu beenden. "EU-Recht muss sich an den Bedürfnissen der Menschen und an fachlichen Erkenntnissen orientieren, und nicht an den Wünschen einflussreicher Lobbys aus der Agrar- und Holzindustrie", so Mayr weiter.


  

  EP-Bericht vom 2. Februar 2016 (deutsche Fassung):

  http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+REPORT+A8-2016-0003+0+DOC+PDF+V0//DE


  NABU-Blog mit aktuellen Analysen und Originaldokumenten zur Naturschutzpolitik (u.a. auch mit den Stellungnahmen der EU-Minister und des EU-Parlaments):

  https://blogs.nabu.de/naturschaetze-retten


  Weitere Informationen zum "Fitness-Check" der EU-Naturschutzrichtlinien und der Online-Konsultation:

  www.NABU.de/naturschaetze


  Twitter: @NABU_Biodiv


  *
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  AUSSTELLUNG/358: Sonderausstellung 'Glanzlichter' im Nationalparkhaus Ilsetal, 24.2. (Nationalpark Harz)


  

  Nationalpark Harz - Presse-Information, 1. Februar 2016


  Einladung



  Zur Eröffnung der neuen Sonderausstellung


  "Glanzlichter 2014 - Gewinner des internationalen

  Naturfoto-Wettbewerbs"


  laden wir Sie herzlich nach Ilsenburg in das Nationalparkhaus Ilsetal ein.


  Zu sehen sind fotografische Highlights, die die Schönheit der Natur auf eindrucksvolle Weise widerspiegeln.


  Die Eröffnung findet am Mittwoch, 24.2.2016 um 17 Uhr statt.

  Die Sonderausstellung ist im Anschluss bis zum 5.6.2016

  Di - So von 8.30 - 16.30 Uhr (montags nur an Feiertagen)

  geöffnet und eintrittsfrei.


  *
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  BILDUNG/2772: Umweltsünden des Harzer Bergbaus - Vortrag am 4.2. in Woffleben, Thüringen


  

  Verein "Glück Auf" Thüringer Südharz e.V. - 2. Februar 2016


  Umweltsünden des Bergbaus im Harz - Über die Flüsse bis in die Nordsee


  Arsen und Schwermetalle im Harz - Altlasten mit unsichtbaren Gefahren und ansehnlicher Flora



  Woffleben. Immer wieder machen die bergbaulichen Altlasten im Harz auch überregional Schlagzeilen. Nach 3000 Jahren Metallgewinnung gibt es heute keinen Bergbau im Harz mehr. Doch für die Umwelt hat er bis heute gravierende Folgen: die Altlasten sind noch da und die Flusslandschaften des Harzvorlands sind bis in die Nordsee mit Schwermetallen belastet. Denn bei der Gewinnung und Verarbeitung der Metalle wurden die Böden über Jahrhunderte mit Schwermetallen wie Blei, Zink und Cadmium angereichert - im Landkreis Osterode am Harz kommt noch Arsen hinzu. Und das Niederschlagswasser, das durch die Halden strömt, in denen die Abfallprodukte der Hütten lagern, nimmt die Metalle auf und transportiert sie über die Harzer Flüsse bis in die Nordsee. Viele Schwermetalle reichern sich in Tieren und Pflanzen an, wirken giftig und können sogar Krebs auslösen - doch einige Pflanzen haben sich angepasst und sind in der Lage, mit den hohen Schwermetallgehalten zu koexistieren. Sie tragen in der Harzer Mundart so klangvolle Namen wie Hüttenblume oder Kupferblümchen.


  Ein Vortrag des Geologen Dr. Friedhart Knolle am Donnerstag 4.2.2016 in der Gaststätte Jägerhof in Woffleben (Landkreis Nordhausen) um 18.30 Uhr. Eintritt: 2,50 Euro


  Veranstalter ist der Verein "Glück Auf" Thüringer Südharz e.V.


  *
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  TOUR/420: Wildpark Neuhaus - Wildtiere im Winter, Führung am 7.2. (NLF)


  

  Niedersächsische Landesforsten / Region Niedersachsen - Süd


  Presseinformation - 02.02.2016


  Wildpark Neuhaus: Wildtiere im Winter

  

  Führung am kommenden Sonntag, 7.2.2016 um 11 Uhr



  (Neuhaus im Solling) Was machen eigentlich die Tiere im Wald bei Kälte und Schnee? Wie kommen sie mit Temperaturschwankungen zurecht? Während Zweibeiner ihre Kleidung wechseln und sich so dem schwankenden Wetter anpassen, nutzen Tiere unterschiedliche Strategien, um über den Winter zu kommen. Was genau unsere heimischen Waldtiere machen, damit sie nicht erfrieren oder verhungern müssen, können die Besucher des Wildparks in Neuhaus auf einer Führung hautnah erfahren.



  
    [image: Wölfe im Schnee - Foto: © Niedersächsische Landesforsten]


    Wolfsrudel im Wildpark Neuhaus

    Foto: © Niedersächsische Landesforsten

  


  Am 7. Februar 2016 um 11:00 Uhr bietet die zertifizierte Waldpädagogin Susanne Schröder eine zweistündige Führung durch den Wildpark Neuhaus zum Thema Waldtiere im Winter an. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Infos unter Tel.05572/999365.


  Der Wildpark Neuhaus liegt im Hochsolling, im Herzen des Weserberglandes. Auf rund 50 Hektar können Besucher das Wild in Gehegen beobachten, die den natürlichen Lebensräumen nachempfunden sind. Eingerahmt von Trockenmauern aus altem Sandstein und Wiesentälern bietet der Wildpark mit seinen Mischwäldern einen besonderen Winterzauber. Er ist eine von acht Walderlebniseinrichtungen, die die Niedersächsischen Landesforsten unterhalten. Der Eingang zum Park führt durch das WildparkHaus, das mit einer kostenfreien multimedialen Ausstellung als Solling-Besucherzentrum angelegt ist. Dort befindet sich mit dem Cafe / Bistro Rotwild auch die Restauration


  Region Niedersachsen - Süd

  Forstamt Clausthal

  L'Aigler Platz 1, 38678 Clausthal- Zellerfeld

  Tel.: 05323-9361-28


  *
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  AKTION/1215: Mönchengladbach - Rosenmontagszug in Neuwerk am 8.2.2016


  

  Rosenmontagszug in Neuwerk



  Am Montag, 8 Februar, zieht der traditionelle Rosenmontagszug durch Neuwerk. Los geht's um 13:11 Uhr an der Straße Am Haus Lütz. Unter dem Motto "Neuwerker dont wat se könne" ziehen die Jecken dann bis 15:30 Uhr dann über die von-Groote-Straße, Hansastraße, Hovener Straße, Dünner Straße und Krahnendonk bis zum Kirmesplatz am Gathersweg.


  Die betroffenen Straßen sind während des Umzugs gesperrt. Die Stadtverwaltung bittet die Verkehrsteilnehmer, den Veranstaltungsbereich zu meiden.
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  KURSUS/819: Mönchengladbach - Verschiedene Musikkurse und -workshops starten am 17.2.


  

  VHS: Es wird musikalisch...



  Die Volkshochschule bietet verschiedene Musikkurse und -workshops an. Sie finden in der Musikschule an der Lüpertzender Straße 83 statt. Weitere Informationen und Anmeldung www.vhs-mg.de oder Tel. 02161/ 25-6400.


  Querflötenensemble "Flötissimo"


  In einer kleinen Gruppe werden mehrstimmige Originalkompositionen und Bearbeitungen der Musikliteratur geprobt. Bei Ton- und Atemübungen wird die Spieltechnik erweitert. Auch Erweiterungen um Piccolo-, Alt- und Bassflötisten sind herzlich willkommen. Der Kurs findet ab Mittwoch, 17. Februar, jeweils von 19:15 bis 20:15 Uhr statt. Kosten: 66Euro.


  Workshop Körper und Stimme


  Im Workshop am Samstag, 20. Februar, lernen die Teilnehmer wie sie ihre Stimme durch Bewegungen stärken. Dabei unterstützen Yogalehrerin Petra Behre-Stein und Gesangspädagogin Christine Léa Meier bei den folgenden Themen: Körperhaltung und Stimme, Atemschulung, Stimmgebung, Resonanzerweiterung und den eigenen Klang im Zusammenklang der Gruppe zu erfahren. Der Workshop findet von 10 bis 16 Uhr statt und kostet 45 Euro.
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  KURSUS/818: Unna - Fotowerkstatt "Zu den Wurzeln der Fotografie", 10 Termine ab 15.2.


  

  VHS-Aktuell: Fotowerkstatt zum Thema "Zu den Wurzeln der Fotografie"



  Kreisstadt Unna. Am Montag, 15. Februar 2016, um 19 Uhr startet die Fotowerkstatt der VHS Unna Fröndenberg Holzwickede. Hier haben die Teilnehmer die Möglichkeit, unter fachlicher Anleitung die Ursprünge der Fotografie wiederzuentdecken bzw. kennenzulernen. Denn das Handwerk der analogen schwarz-weiß Fotografie erlebt eine Renaissance. Im Gegensatz zur digitalen "Schrotflintentechnik" ist dabei hohe Konzentration sowie intensive Auseinandersetzung mit dem Motiv erforderlich. Der entschleunigte Prozess des Fotografierens und Entwickelns schult die Wahrnehmung und bietet ein ganz besonderes Bilderlebnis, betont die Dozentin Irma Korthals. Das erkenne man auch an den Produkten, die sich durch Individualität und Authentizität auszeichnen. Die Fotorechte liegen bei Irma Korthals.


  Sowohl Anfänger als auch Fortgeschrittene sind willkommen. Der Kurs umfasst 10 Termine sowie eine Exkursion. Die Gebühr beträgt 79 ?. Die Volkshochschule nimmt Anmeldungen unter 02303/103-714 oder unter www.vhs-zib.de entgegen.


  Kursnummer 7110

  Montag, 15.02.16, 19:00 - 22 Uhr

  11Termine

  Zib, Raum 1.05

  Kursgebühr: 79 Euro
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Das Komm du lidt ein zu einem Konzert
am Freitag, den 11.03.2016, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Swing on a String - Caféhausmusik
I Swingende Jazzimprovisationen auf
Saiteninstramenten

| Mit Jazz-Traditionals und Zigeunermusik
1 schaffen die vier Musiker von Swing on
String cine ganz besondere Atmosphie:
Die Formation sieht sich i der Tradition
des von Django Reinhardt und Stéphane
Grappeli 1934 in Pari gegrimdeten Quintette du Hot Club de
Besnce dem esten aussclcich it sftninstrumenten beseiten
Jaa-Ensemble, dessen urspringlicher Besetzungsform sie treu e
Biichen sind. 15 der Musik von Django Reinhardt iefen viele Tradi
tionen zusammen; v. . swingender feat, Bebop, Elemente der
Sinti-Musik und des Flamenco. Hinzu kam cine aufiergewthliche
Spieltechnik,dic der Ausnahmekinstler fi seine durch einen Un
fall verletzte Griffhand neu entwickelt htte, Virtuose Klange, die
bis heute lebendig geblicben sind.

Eintritt frei / Hutspende

Das Komm du in Harburg:  Begegnung und Disusion
Bustehuder Siraie 15 L Siust, Kiinkuns: d
073 Humbur Tarapeiormances. Avstelungen,
Mail komndu@gmxde  Lesupgen. Vorusgs i
Tel0n0 3723 935 i Zeinganeihat Sk,
Inteenet o Komm-dude  Kallespessiiten. selbigemacher

wwwfacebook de/KommbDu  Kuchen, taglich wechselnder
i i el it ORES
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